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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 15. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt ist der Abg Dkfm Dr Aichinger und der Abg Hufnagl.

Die Beschlussfähigkeit des Landtages ist auf jeden Fall gegeben, denn hier sieht die Geschäftsordnung schon in entsprechender Form vor.

Meine Damen und Herren! 

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/02763/2003/0001-KSP/LM) wur-de von Herrn Abg Günther Reiter gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: "Die Frage der Koexistenz im Zusammenhang mit der Freisetzung von gentechnisch veränderten Organismen (GVO) ist ungeklärt. Welche Möglichkeiten im Landesrecht hat Wien, um die biologisch wirtschaftenden Landwirte aber auch die Naturschutzgebiete vor Kontaminationen mit gentechnisch veränderten Organismen zu schützen?"

Ich ersuche um die Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie haben mich nach dem Themenkreis Koexistenz gentechnikveränderter Organismen im Zusammenhang mit biologischer Landwirtschaft gefragt. Das ist eine ganz besonders wichtige Fragestellung für die Umweltmusterstadt Wien, für die biologische Landwirtschaft in der Stadt Wien, die ja Bestand haben muss.

Eine Freisetzung gentechnikveränderter Kulturpflanzen in der Umwelt und damit das Verbundensein des Auftauchens dieser Produkte in der Nahrungsmittelkette, wodurch dann natürlich auch Betroffenheit bei uns erzeugt wird, ist sicherlich eines der umstrittensten Themen in der heutigen Gesellschaft und gerade hier auch in der Umweltpolitik. 

Und nicht nur hier in Wien wird dieses Thema sehr eingehend diskutiert - ich habe gestern Kontakte gehabt zu meinen Kollegen aus Tirol, Kärnten und Steiermark - sondern auch in diesen Bundesländern hat dieses Thema höchste Priorität.

Ja, wir haben auch darüber diskutiert, dass Befürworter der Gentechnik besorgt sind, hier wirtschaftlichen Anschluss zu verlieren, Innovationen womöglich nicht zu ermöglichen und hier mögliche wirtschaftliche Erfolge versäumen zu können. Die Kritiker halten hier entgegen, dass der Einsatz der gentechnikveränderten Organismen eben nicht für die Umwelt hinnehmbar sein kann und sein soll. Mit beiden Argumenten muss man sich sehr sachlich auseinandersetzen, diese Argumente müssen sachlich diskutiert werden. 

Und mir geht es darum, hier eine sachliche, eine differenzierte und vor allem eine verantwortliche Auseinandersetzung zu führen. Und erst dann, aber auch erst dann wird es möglich sein, die Chancen und die Risken der Gentechnik differenziert zu betrachten.

Meine Verantwortung als Umweltpolitikerin ist es aber, dafür zu sorgen, dass man sich gentechnikfrei ernähren kann, denn ein mündiger Bürger, das ist mir klar, muss sich entscheiden können, will er sich diesem möglichen Risiko aussetzen oder eben nicht. Das heißt, die Politik muss dafür auch die Möglichkeit schaffen, dass derjenige geschützt werden kann, der geschützt werden will. 

Was heißt das für die Stadt Wien, was heißt das für mich als oberste Stadträtin für die Landwirtschaft in Wien? Es geht mir um eine gesunde und eine risikofreie Lebensmittelproduktion hier in Wien und es geht um eine friedliche Koexistenz der Biolandwirtschaft und der konventionellen Landwirtschaft. 

Denn auch das ist klar, es kann nicht sein, dass derjenige das Risiko trägt, derjenige die Kosten trägt, der hier womöglich beeinflusst wird von demjenigen, der diese Technik anwendet. 

Hier muss das Verursacherprinzip zum Tragen kommen, dass derjenige, der diese Technik anwendet, auch die Kosten dafür zu tragen hat, für denjenigen, der womöglich hier in seiner Landwirtschaft behindert wird und womöglich auch verunmöglicht wird. 

Ja, was heißt das hier in Österreich? Es gibt auf österreichischer Ebene eben das Gentechnikgesetz. Eine Novelle zum Gentechnikgesetz ist derzeit vor Vorbereitung zur Umsetzung der EU-Richtlinien und da hat die Stadt Wien, das Land Wien, eine sehr kritische Stellungnahme eingebracht, denn die Stadt Wien fordert hier, dass Koexistenzfragen auch in der Gentechnikgesetznovelle behandelt werden. 

Das heißt, dass auch Daten über die Tendenz zur Verunreinigung von Pflanzen in benachbarten Feldern geliefert werden, und das geht von 0,1 Metern bis zu 4 Kilometern. Und natürlich gilt es hier zu beobachten, dass es auch notwendig sein wird, Regelungen für die biologische Landwirtschaft zu schaffen, denn es ist selbstverständlich - und die EU-Verordnung über die biologische Landwirtschaft gibt es auch vor -, dass ökologische Landwirtschaft und Gentechnik eben unvereinbar sind. Das heißt , biologische landwirtschaftliche Produkte müssen gentechnikfrei sein.

Und auch in Natura 2000 Gebieten, in Naturschutzgebieten, scheint es auch heute so zu sein, dass es hier auf Grund der strengen Bestimmungen des Naturschutzgesetzes, auf Grund der strengen Bestimmungen des Natura 2000, nicht möglich sein wird, gentechnik-veränderte Organismen auszusetzen. 

Was es hier zu beklagen gibt ist aber, dass bis jetzt im Gentechnikgesetz des Bundes keinerlei Bestimmungen über Mindestabstände vorgegeben sind und es auch keinerlei Grundlagen für die Festlegung gentechnikfreier Zonen gibt, denn das Gentechnikgesetz ist ein Zulassungsgesetz und eben kein Verbotsgesetz. Und daher ist es auch noch nicht geklärt, inwieweit hier auf Landesebene Kompetenzmöglichkeiten gegeben sind, Kompetenzmöglichkeiten darüber, wer hier welche Vorschriften und Kontrollvorschriften erlassen kann.

Ja, daher gilt es hier, auf Verfassungsebene eine eindeutige Bestimmung zu erarbeiten, die aussagt, wo beginnt hier die landesrechtliche Kompetenz, wo endet die bundesrechtliche Kompetenz, denn es ist ja auch klar, dass dem Bund hinsichtlich des Schutzes der Pflanzen gegen Krankheiten und gegen Schädlinge eine Kompetenz zukommt, auf der anderen Seite aber natürlich hat das Land eine Kompetenz im Bereich Naturschutz.

Das heißt, meine Forderung, unsere Forderung als Stadt Wien, ist eine klare verfassungsrechtliche Abgrenzung auf Bundesebene zwischen Bundes- und Landeskompetenz.

Der zweite Punkt, die EU. Auch die EU hat natürlich hier die Freisetzungsrichtlinie der EU in Arbeit und diese Freisetzungsrichtlinie der EU - so wird von Rechtsexperten ausgesagt - macht es möglich, dass hier auf Boden- und Naturschutzebene in den einzelnen Mitgliedstaaten Regelungen erlassen werden. Das ist aber noch nicht abschließend geklärt, daher die Forderung - auch wiederum an die Bundesregierung -, hier auf EU-Ebene eindeutige Regelungen über die Koexistenz zu veranlassen, denn diese Regelungen gibt es noch nicht. Das heißt in weiterer Folge, es kann weder Österreich noch das Land Wien hier Regelungen erlassen.

Wir haben diese Fragestellung auch hier im Rathaus am 16. Juni in einem ganztätigen Symposium diskutiert und für mich ist im Wesentlichen die Erkenntnis erwachsen, dass dieses Problem der Koexistenz eben nicht kleinräumig gelöst werden kann. Es kann deshalb nicht kleinräumig gelöst werden, weil Studien nachweisen, dass es hier Einträge bis zu 100 Metern, ja bis zu 4 Kilometern gibt und diese Einträge machen eben nicht vor Landes- und auch nicht vor Staatsgrenzen Halt.

Das heißt , eine Forderung der Stadt Wien ist, eine einheitliche Regelung auf EU-Ebene zu erreichen, das heißt klare Vorgaben über die Koexistenz innerhalb der EU, klare Vorgaben im Gentechnikgesetz über die Koexistenz, klare Regelungen über die Haftungsfragen, denn auch das muss geklärt sein, wer dann die Kosten für das Risiko trägt, und in weiterer Folge eine klare Abgrenzung auf Verfassungsebene, wo endet die Bundeskompetenz, wo beginnt die Landeskompetenz.

Ein Schwerpunkt für die Stadt Wien ist, selbstverständlich, das Bodenschutzgesetz. Auch hier werden Überlegungen über die Summierung im Bereich der Landwirtschaft, über Gentechnikzonen und gentechnikfreie Zonen anzustellen sein. Nur auf dieser Basis wird es dann auch möglich sein, konkrete Kontrollmaßnahmen greifen zu lassen, denn in der Umweltpolitik geht es immer darum, klare Vorgaben zu schaffen, klare Grenzwerte zu schaffen, die dann auch kontrollierbar sind. 

Und erst dann kann man sich wiederum über Chancen und Risken unterhalten, aber vorerst muss ein klarer Rahmen gegeben sein.

Mir geht es um die Wahlfreiheit, um die Wahlfreiheit für die Menschen, gentechnikfreie Lebensmittel erwerben zu können. Die müssen dann gekennzeichnet sein, aber vorher muss die Kontrolle greifen und diese Kontrolle muss auch auf gesetzlicher Ebene durchführbar sein. 

Präsident Johann Hatzl:  Bevor wir zur ersten Zusatzfrage kommen, zwei Bemerkungen. 

Die erste: Ich freue mich, dass zwei Mitglieder des Bundesrates nach längerer Zeit wieder anwesend sind. Dass soll festgestellt und festgehalten werden. 

Die zweite: Ich weiß, wir haben uns die ganze Woche nicht gesehen, daher ist die Wiedersehensfreude offensichtlich so groß, dass der Lärmpegel zu groß ist und da bitte ich halt ganz einfach ein bisschen Rücksicht zu nehmen, dass wir uns seit etwa 11 Minuten in einer Landtagssitzung befinden und nicht im Vorraum und ich bitte, das doch in einem gewissen Sinne zu berücksichtigen. 

Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Herr Abgeordneter Maresch hat sie.

Abg Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ich habe mit sehr großem Wohlwollen Ihre Ausführungen dazu gehört, dass sich Wien sozusagen nach dieser Enquete der Umweltanwaltschaft durchaus auch bereit erklärt, Initiativen zu zeigen in Richtung Gentechnik, freier Landwirtschaft, beziehungsweise ökologischem Landbau. 

Jetzt deswegen meine Frage. Das Modell, das die Wiener Umweltanwaltschaft vorgeschlagen hat mit Natura 2000 Gebieten plus der zertifizierten Landwirtschaft beziehungsweise dem ökologischen Landbau, hat meiner Meinung nach einen Haken und da hätte ich gerne gewusst, was Sie dazu sagen. 

Wie stellen sie sich das vor, wenn zertifizierte konventionelle Landwirte und Landwirtinnen, beziehungsweise der Öko-Landbau - in dem Fall auch die MA 49 in Wien - konfrontiert sind mit unterschiedlichen Zonierungen, je nach dem, welche Feldfrucht angebaut wird - zwischen 4 Kilometern und 100 Metern, sie haben es ja gesagt, und wie soll Ihr Wunsch unter diesen 100 Punkten der SPÖ dann, wenn wir alles so zementieren und Monitoring notwendig ist, der Ökolandbau in Wien ausgebaut werden, beziehungsweise wie soll dann die Forderung der Stadt Wien beziehungsweise der SPÖ, aber auch aller hier anwesenden Parteien, dass die Stadt Wien vollständig auf Ökolandbau umstellt, erfüllt werden, wenn diese Zonierungen durchgegangen sind? 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ja, genau diese Fragestellung habe ich ja in der ersten Fragestellung schon beantwortet. Es geht hier darum, dass erstens - und es gibt auch einen 4-Parteien-Antrag in diesem Sinne seitens des Parlaments - hier auf EU-Ebene eindeutige Regelungen über die Koexistenz geschaffen werden, denn es geht nur in dem Maße, dass es auch rechtlich zulässig ist, dass wir hier entsprechend Gentechnik-Zonen, oder gentechnikfreie Zonen schaffen können. 

Was heißt das für die Stadt Wien? Die Stadt Wien selbst hat sich freiwillig dazu verpflichtet, gentechnikfrei zu produzieren, mir geht es in erster Linie darum, naturschutzgerecht zu produzieren. Im Naturschutzgesetz ist es aus meiner Sicht derzeit nicht möglich, hier gentechnik-veränderte Organismen auszusetzen, in Natura 2000 ebenfalls nicht. Natürlich geht es hier darum - aber diese Regelung muss eben auf Bundesebene geschaffen werden -, dass es hier seitens der gentechnik-veränderten Organismen, die auf anderen Feldern ausgesetzt werden, keinerlei Beeinflussung geben darf. 

Genau diese Fragestellung wird einerseits auf EU-Ebene diskutiert, sie wissen es, Fischler bereitet derzeit ein Positionspapier, eine Richtlinie vor. Auf Bundesebene tagt derzeit ein Bund-Länder-Arbeitskreis, der genau diese Fragestellung untersucht. 

Für das Land Wien gilt es nun abzuwarten, wo eben für das Land Wien überhaupt rechtliche Möglichkeiten gegeben sind, hier die Bio-Landwirtschaft vor dem Eintrag von gentechnik-veränderten Organismen zu schützen. Genau darüber haben wir uns bei diesem Symposium unterhalten. 

Offen sind diese Fragen, das ist klar, aber es ist eben Aufgabe erstens der Bundesregierung, sich auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass diese Fragestellung eindeutig und zweifelsfrei geklärt wird und der zweite Punkt ist, dass Haftungsfragen auf gentechnikgesetzlicher Ebene geklärt werden müssen. Und dritter Punkt ist, wir müssen hier auf Landesebene klären, was bleibt für die Stadt Wien, was bleibt für das Land Wien über. 

Im Natura 2000 Gebiet, im Naturschutzgebiet, da ist es sicherlich unbestritten. Aber wie gesagt, Gentechnik macht eben nicht Halt vor Landesgrenzen, das ist ein EU-weites Problem, denn auch Länder wie Tirol und Salzburg - ich habe es gestern mit meinen Kollegen besprochen -  haben das Problem, nun mit anderen Mitgliedsstaaten hier möglicherweise in Konflikt zu geraten und das gilt es auf EU-Ebene zu lösen und das ist der Auftrag der Bundesregierung.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter Klucsarits.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Wie weit wird man die Gentechnikfreiheit bei den Planungen zum Biosphärenpark berücksichtigen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ja, wie gesagt, im Bereich des Biosphärenparks ist es notwendig, gesamthaft Regelungen für den Schutz des Wienerwaldes zu erlassen. Diese Regelungen müssen natürlich im Einklang mit den gesetzlichen Vorgaben stehen, die derzeit in Vorbereitung sind, beziehungsweise jetzt schon gelten. Das heißt, im Bereich des Biosphärenparks wird sicherlich nur darauf Bezug genommen werden können, welche Regelungen die Bundesregierung zum Thema Gentechnikgesetz, zum Thema Koexistenz, erlassen wird,  denn es geht hier um länderübergreifende Maßnahmen und länderübergreifende Maßnahmen können in diesem Fall der Gentechnik nur auf Bundesebene geschaffen werden und das durch ein modernes Gentechnikgesetz. 

Und das ist der Einsatz der Bundesregierung, auf EU-Ebene für Koexistenzfragen einzutreten und das ist, wie gesagt, eine Aufgabe der Bundesregierung.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abgeordnete Reinberger.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Wien will Umweltmusterstadt sein. Wieweit kann man sich da als Vertreterin einer Umweltmusterstadt immer nur darauf verlassen, was auf EU-und Bundesebene gemacht wird und sagen, dann werden wir sehen, was wir auf Wiener Ebene machen können. Aus Ihrer Sicht - sie haben es ja selber angeführt – ist biologischer Landbau mit Gentechnik nicht vereinbar. Können Sie sich vorstellen, dass Wien, allenfalls auch gemeinsam mit Niederösterreich, ein EU-konformes Fördersystem aufbaut, das einen stärken Anreiz für die Landwirte darstellen soll, auf biologischen Landbau umzustellen und damit sozusagen indirekt das Problem Gentechnik beseitigt? Wie gesagt, gemeinsam mit Niederösterreich, denn die Wiener Betriebe befinden sich ja vielfach am Stadtrand und sind daher natürlich grenzüberschreitend von benachbarten Betrieben in Niederösterreich beeinflussbar. Können Sie sich vorstellen, im Rahmen der Förderung etwas beizutragen und da in Richtung Gentechnikfreiheit Steuerungen setzen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Ja selbstverständlich sind Förderungen möglich, aber Förderungen, das ist bekannt, können sich auch wieder nur auf gesetzliche Maßnahmen beziehen, auf gesetzliche Vorschriften, auf gesetzliche Vorgaben, auf Grenzwerte. Und da zähle ich auch auf Ihre Mithilfe, dass seitens des Ministeriums, seitens des Herrn Bundesministers, im Gentechnikgesetz auch klare Vorgaben gegeben werden über die Koexistenzfragen, über die Haftungsfragen, und in weiterer Folge auf den Einsatz, um zu kämpfen, dass auf EU-Ebene genau diese Regelungen erlassen werden, denn das Land Wien ist, wie gesagt, eben keine Insel. Es geht eben hier um eine Eintrag bis zu 4 Kilometern und hier ist nicht nur Wien betroffen, hier ist in weiterer Folge Niederösterreich und in weiterer Folge natürlich Österreich gegenüber den Nachbarstaaten. 

Hier gilt es, gemeinsam für eine Regelung, für eine bundeseinheitliche Regelung, für eine EU-weite Regelung einzutreten, und dann wird es selbstverständlich auch möglich sein, im Sinne der Förderungsrichtlinien auch hier die biologische Landwirtschaft massiv zu fördern, denn die biologische Landwirtschaft, das ist ja jetzt schon klar, und es lebt ja die Stadt Wien, ist jetzt schon gentechnikfrei. Das heißt, hier müssen keine zusätzlichen Regelungen für den Biolandbau geschaffen werden. 

Wo zusätzliche Regelungen geschaffen werden müssen, das ist für den Gentechniklandbau und diese Richtlinien müssen erarbeitet werden und auch diese Richtlinien werden auf EU-Ebene und eben auf Bund-Länder Ebene zu erarbeiten sein.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter Reiter.

Abg Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Stadträtin! 

Es ist ja allgemein bekannt, dass die Stadt den größten Biobetrieb Österreichs betreibt und ich möchte Sie in diesem Zusammenhang fragen: Wie wird die Zukunft für die biologische Landwirtschaft in Wien aussehen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ja, die biologische Landwirtschaft hat in Wien Tradition. Bereits seit Ende der 70iger Jahre hat die Stadt Wien auf biologische Landwirtschaft gesetzt und seit meiner Amtszeit ist die biologische Landwirtschaft von 20 auf 75 Prozent gestiegen. 

600 Hektar Landwirtschaftsfläche werden hier in Wien ökologisch bewirtschaftet. Ich setze derzeit darauf, dass am Magdalenenhof nochmals 250 Hektar zusätzlich bewirtschaftet werden. Das heißt, es wird sicherlich in weiterer Zukunft im Land Wien möglich sein, knapp zu 100 Prozent biologisch-landwirtschaftlich zu erzeugen. 

Daher meine Forderung auch an den Bundesgesetzgeber, hier eindeutige Regelungen zu Haftungsfragen zu treffen, denn es geht mir darum, dass die biologische Landwirtschaft in Wien tatsächlich Zukunft hat und dass hier das Verursacherprinzip zum Tragen kommt, denn es kann eben nicht sein, dass hier die biologische Landwirtschaft womöglich nicht zum Durchbruch kommt, weil daneben ein Feld mit gentechnisch veränderten Organismen einen Einfall verursachen könnte. 

Also, in erster Linie werde ich darauf achten, biologische Landwirtschaft in Wien weiter zu forcieren, freiwillig auf gentechnisch veränderte Organismen zu verzichten und dritter Punkt, darauf hinzuwirken, Regelungen im Gentechnikgesetz für Haftungsfragen und selbstverständlich für Mindestabstände zu erlassen, in weiterer Folge im Naturschutzrecht natürlich hier strenge Bewilligungspflichten zu erlassen 

und in weiterer Folge, in der Vorbereitung des Bodenschutzgesetzes alle Maßnahmen zu setzen, um die biologische Landwirtschaft auch weiterhin in Zukunft leben zu lassen.

Präsident Johann Hatzl: Die zweite Frage (FSP/02764/2003/0001-KGR/LM) wurde von der Frau Abg Dr Pilz gestellt und ist an Frau Dr Pittermann gerichtet: "In Wiens Pflegeheimen müssen nach wie vor hochbetagte Menschen in Achtbettzimmern leben. An dieser Misere wird sich auch langfristig nichts ändern, da ein moderne Standards setzendes Wiener Pflegeheimgesetz nach wie vor ausständig ist. Wann legen Sie dem Landtag endlich den Entwurf eines Pflegeheimgesetzes vor, welches die Lebensqualität der Betroffenen substantiell verbessert?"
Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Präsident! Frau Abgeordnete! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Zu Ihrer Frage, wann das Pflegeheimgesetz endlich Wirklichkeit wird, muss ich Ihnen antworten, dass wir am 28. Oktober 2002 von der Abteilung aus das Ersuchen an die Magistratsdirektion-Verfassungsdienst um die Zustimmung zur Einleitung eines internen Begutachtungsverfahren für diesen Entwurf gerichtet haben. 

In der Stellungnahme hat die Magistratsdirektion-Verfassungsdienst und EU-Angelegenheiten darauf Bezug genommen, dass die Bundesregierung gemäß Art. 140 beim Verfassungsgerichtshof einen Antrag auf Aufhebung von Bestimmung des Vorarlberger Pflegeheimgesetzes betreffend freiheitsbeschränkender Maßnahmen gestellt hat. Der Verfassungsgerichthof hat auf Grund dieses Antrags darüber zu entscheiden, inwieweit für diese freiheitsbeschränkenden Maßnahmen in Heimen des Bundes und Landes der Bundes- oder Landesgesetzgeber zuständig ist. Mit der Entscheidung ist noch in diesem Jahr zu rechnen. 

Die Magistratsdirektion-Verfassungsdienst und EU-Angelegenheiten hat verlangt, dass man mit der Begutachtung wartet, bis dieses Verfassungsgerichtshofurteil eingelangt ist und erst dann soll das Wiener Heimgesetz beschlossen werden. Wir werden aber in der Zwischenzeit die Arbeiten für die Verordnung bezüglich dieses Gesetzes vorantreiben, um dann ziemlich zu gleicher Zeit sowohl das Gesetz wie die Verordnungen zu haben und es werden selbstverständlich über die Verordnungen noch interfraktionelle Gespräche stattfinden, sodass jede Fraktion die Möglichkeit hat, entsprechend dabei mitzureden.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abgeordnete Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Das ist tatsächlich eine wichtige und entscheidende Frage, wie der Verfassungsgerichtshof in dieser Sache entscheiden wird und die Frage der Freiheitsbeschränkungen ist eine zentrale, die im Pflegeheimgesetz - und da bin ich ganz auf Ihrer Seite - zu regeln sein wird und zwar so, dass sie auch hält. 

Aber, und wir haben ja schon einen Entwurf am Tisch gehabt, es geht auch - und Sie kennen unsere Grüne Argumentation – um ganz wichtige infrastrukturelle Maßnahmen, die zu setzen sind. Und der Entwurf, so wie er jetzt auf dem Tisch liegt, sieht solche leider nicht vor. Das hat mit dem Vorarlberger Gesetz ja gar nichts zu tun, dass man da die Misere mit den Achtbettzimmern und der Schaffung von privaten Rückzugsräumen für die auch zugegeben hochbetagten, gebrechlichen, vielleicht nicht immer ganz aktiven Menschen unbeachtet lässt, denn auch diese haben einen Anspruch auf Intimsphäre. Und hier sieht Ihr Gesetzesvorschlag nichts vor, um die modernen Standards von Ein- bis Zweibettzimmer zwingend vorzuschreiben. Sie haben gemeint, vieles wird in der Verordnung zu regeln sein. 

Meine Frage jetzt an Sie: Wollen Sie diese moderne Ausstattung in den Pflegeheimen garantieren und haben Sie dafür schon eine finanzielle Vorkehrung getroffen, die außerhalb des KAV gefunden werden muss, weil dieser sehr wenig Geld hat, was wir ja durchaus schon in den letzten Tagen besprochen haben?

Präsident Johann Hatzl: Frau amtsführende Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Wir sind uns, wie gesagt, alle bewusst, dass wir diese Pflegeeinrichtungen des KAV so rasch wie möglich, ebenso wie die Spitäler, auf einen modernen baulichen Standard bringen wollen und bringen müssen und es sind die Direktoren des Unternehmens KAV auch angewiesen, entsprechende finanzielle Möglichkeiten zu sondieren, dass das so rasch wie möglich umsetzbar ist. 

Ich muss aber noch einmal betonen, dass den zu Pflegenden in den Geriatriezentren an Pflege und Therapie wesentlich mehr und ohne zusätzliche Kosten geboten wird, als es in allen anderen, oder in den meisten anderen Einrichtungen, der Fall ist. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abgeordnete Lakatha, bitte.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien) Frau Stadträtin! 

Ich danke für Ihre Auskunft. Ich wollte Sie jetzt nur fragen: Es werden ja viele Umbauten in den geriatrischen Tageszentren durchgeführt, vor allem auch im Geriatriezentrum Lainz. Und gerade hier sind Acht-, aber soviel ich weiß, wesentlich mehr Sechsbettzimmer vorhanden. Ich wollte Sie fragen, welchen Betreuungsschlüssel Sie nach Beendigung der Umbauten im GZW, die ja sehr begrüßenswert sind, erreicht haben werden? 

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann (unterbrechend): Sie meinen jetzt Pflegepersonen pro Patienten.

Abg Ingrid Lakatha (fortsetzend): Das, was mit der Anlage ist, weiß ich nicht. Nein, ich meine, welche durchschnittliche Bettenanzahl Sie pro Zimmer erreicht haben werden, denn es sind ja dort Sechsbettzimmer vorhanden und wir gehen doch davon aus, dass wir möglichst auf Zweibettzimmer, wenn nicht sogar mittlerweile auf Einbettzimmer gehen. 

Präsident Johann Hatzl: So, jetzt sind wir bei der Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Man rechnet mit einer ungefähren Reduktion von zwei zu eins zu dem jetzigen Standpunkt. Und wenn man Nasszellen in der Nähe einrichtet, Zwischenwände errichtet und Tagesräume einschaltet, so geht das natürlich mit einer Reduktion der Betten einher. Es besteht die Absicht, im Rahmen des Geriatriezentrums des KAV Pflegebedürftige mit hohem Pflegestandard aufzunehmen, weil sich nur dann auch das, was man an medizinischer Betreuung, an medizinisch-physikalischer Betreuung und ergotherapeutischer Betreuung bietet, rechnet, weil ja diese Therapien viel mehr betreuungsaufwändig sind. Und dann wird die Bettenanzahl um ungefähr zumindest ein Drittel bis zur Hälfte verringert werden. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es ist diesmal ganz wichtig, darauf hinzuweisen, dass die Vorlage eines Pflegeheimgesetzes notwendig ist. Nicht zuletzt deshalb, weil ja große Umstrukturierungen im Bereich des Sozialen hier in Wien vor der Tür stehen oder beabsichtigt sind und dass es meiner Ansicht nach ganz besonders notwendig sein wird, dass man sich entsprechend nach dem Pflegeheimgesetz richtet kann, wenn man das neu ordnet. 

Sie haben wohl davon gesprochen, dass Sie das Pflegeheimgesetz gemeinsam mit Verordnungen vorlegen werden. Das ist ganz wichtig, und ich möchte daher nachfragen, ob Sie die Verordnungen, sowohl was die Qualitätsstandards der Ausstattung, als auch die Qualitätsstandards der Betreuung und des Betreuungspersonals betrifft, wirklich zur selben Zeit vorlegen werden. 
Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Wir haben die Absicht - und die MA 15 ist angewiesen, diese Verordnungen voranzutreiben -, dass wir zum gleichen Zeitpunkt, wenn das Gesetz in die Begutachtung geht, Ihnen auch in einem interfraktionellen Gespräch bereits den Rohentwurf der Verordnungen präsentieren können. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abgeordnete Pilz.

Abg Dr. Sigrid Pilz: Frau Stadträtin! 

Sie haben vorhin schon betont, dass es einen hohen medizinischen Standard in den Geriatriezentren gibt, der vielleicht in den anderen privaten Häusern nicht in dem Ausmaß gegeben ist. Ich anerkenne und schätze das, möchte allerdings doch zu Bedenken geben, dass vielleicht für manche Bereiche der Geriatriezentren diese Vollversorgung für die Dauer des Tages und rund um die Uhr nicht immer notwendig wäre. Denken Sie daran, im Rahmen eines Pflegeheimgesetzes da vielleicht eine Änderung auch dieser Philosophie zu überlegen und Rufbereitschaft oder sozusagen auch Versorgung durch niedergelassene Ärzte in den Geriatriezentren zuzulassen und dadurch Kosten zu sparen und auf dieses Weise Mittel für andere Aufgaben frei zu bekommen, die dort zu erfüllen sind?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Abgeordnete! 

Da wir ja die Absicht haben, nur mehr Menschen mit einer hohen Pflegebedürftigkeit dort zu haben, die natürlich auch der medizinischen Betreuung bedürfen, ist daran nicht gedacht und Sie wissen, es geht auch sehr viel um die Verantwortlichkeit. 

Der niedergelassene Arzt kommt zu den Patienten, wenn er gerufen wird, der Stationsarzt sieht sie tagtäglich und ich halte das einfach gerade bei so schwer Pflegebedürftigen, wo es auch darauf ankommt, ob sie genügend Flüssigkeitszufuhr haben, für sehr wichtig. Septische ältere Patienten reagieren oft nicht mit Fieber, auch das muss erfasst werden. Da kann es dann manchmal zu spät sein, wenn man erst einen Arzt herein ruft, beziehungsweise ist es auch ein eklatanter Vorteil für die Patientinnen und Patienten, dass sie dort auch bereits Zugriff zur Apotheke haben, vor allem in den Geriatriezentren die mit den Spitälern zusammenhängen und  ich glaube, für Patienten mit einem hohen Pflegebedarf ist die jetzige Form sicher die bessere, als dass gelegentlich ein Arzt gerufen wird. 

Wie gesagt, ich habe mit der MA 47 die Aufsicht über alle Pflegeeinrichtungen der Stadt und da sehe ich öfters an den Beschwerden oder dem was vorkommt, dass das ein eklatanter Vorteil für die zu Pflegenden ist. 

Präsident Johann Hatzl: Die 3. Anfrage (FSP/02760/2003/0001-KVP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Tschirf gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: "Wie werden Sie als Landeshauptmann sicherstellen, dass der Wiener Landtag über den Fortgang der Arbeit im Österreich-Konvent regelmäßig und umfassend informiert wird?"
Ich bitte um die Beantwortung.

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ich fasse Ihre Erstfrage eigentlich primär einmal als eine eher rhetorische  Frage auf, denn für Ihre Wunscherfüllung haben die Erfinder des Konvents respektive die  Gründungsversammlung des Konvents schon durch die Zusammensetzung gesorgt. Die jeweils Ersten Präsidenten der jeweiligen Landtage sind Fixmitglieder des Konvents und daher ist selbstverständlich die Information über die Fortschritte der Diskussion im Konvent sichergestellt.

Präsident Johann Hatzl: Die 1. Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf: (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Da unsere Rechtsordnung vorsieht, dass der Landeshauptmann vom Landtag, das heißt von den Gemeinderäten als Bürgermeister gewählt wird, sieht sich der Wiener Landeshauptmann nicht verpflichtet, den Landtag über sein Verhalten zu informieren? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann bitte.

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Da ich, wie Sie wahrscheinlich wissen, die Möglichkeit am Konvent teilzunehmen als Präsident des Österreichischen Städtebundes wahrgenommen habe und nicht als Wiener Landeshauptmann, ist auch dies formal so gesehen, dass ich eigentlich sehr wohl verpflichtet wäre, der Geschäftsleitung des Städtebundes zu berichten, aber nicht hier. Aber unabhängig davon und von allem Formalrechtlichen: Ja, selbstverständlich kann man, wenn man positiv an diesem Konvent interessiert ist - und ich bin positiv interessiert daran -, und dass dort die Neuordnung der Aufgaben des Staates einem vernünftigen Vorschlag zugeführt wird, auch alle erdenklichen Möglichkeiten ausschöpfen, um den Landtag entsprechend zu informieren und die Diskussion auch zwischen den Parteien zu ermöglichen. Es hätte ja alles andere aus meiner Sicht heraus gesehen auch überhaupt keinen Sinn, da ja im Konvent selbst auch alle im Parlament vertretenen Parteien vertreten sind und dieser Konvent ja alles andere als ein Geheimkonvent sein soll. Daher ist eine breite Diskussion in Österreich selbstverständlich auch in den Landtagen absolut sinnvoll, ja notwendig. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter Barnet, bitte.

Abg Günther Barnet: (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Wenn ich richtig informiert bin, hätte das Land aber die Möglichkeit gehabt, den Landeshauptmann auch in den Konvent zu entsenden. Wenn ich auch richtig informiert bin, haben Sie darauf verzichtet und einen Ihrer Stellvertreter entsandt. Das ist sehr bedauerlich, weil Sie ja als ausgewiesener Experte der Bundesverfassung 1920 in der Fassung 1929 in der geltenden Fassung, einfach bekannt sind.

Und mich würde trotzdem interessieren, insbesondere bei den Kompetenztatbeständen Artikel 10 bis 15, das ist die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern in Gesetzgebung und Vollziehung, wie Sie Ihren Stellvertreter anweisen werden, welche Kompetenzen er vom Bund an die Länder einfordern soll oder umgekehrt, welche Kompetenzen die Länder an den Bund abtreten sollen, beziehungsweise wie er im Sinne eines Vorschlags von Generallandtagen als gemeinsamer Landesgesetzgeber handeln soll. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Vorweg bedaure ich sehr, dass Sie meine Entscheidung, als Städtebundpräsident in den Konvent zu gehen, hier missbilligen, denn die freiheitlichen Vertreter im Städtebund beispielsweise haben das sehr begrüßt und das verstehe ich auch. Ich denke, dass es auch wichtig ist, da die dritte Ebene der Gebietskörperschaften mit dem Gemeindebund und dem Städtebund ja lediglich mit vier Vertretern von an die 80 vertreten ist und dass man hier versucht, in einem besonderen Ausmaß auch diese dritte Ebene unserer politischen Entscheidungen zu stärken. 

Es werden halt die Meinungen darüber geteilt sein. Die überwiegende Meinung lautet, dass es ganz gut ist, wenn man hier den Städtebund auch entsprechend stärkt. Es wird meine Vertretung - denn der Landeshauptmann kann sich vertreten lassen, der Städtebundpräsident nicht – es wird daher meine Vertretung im Konvent Frau Stadträtin Brauner wahrnehmen und Sie dürfen ganz sicher sein, dass wir unabhängig von Kompetenztatbeständen, formalen Geschäftsordnungsbestimmungen und Ähnlichem, ein sehr gutes und vertrauensvolles Zusammenarbeiten haben, das ich Ihnen in Ihrer Partei nur wünschen kann. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN Abg. Günther Barnet: Das war ja gar nicht gefragt!)

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter Chorherr bitte.

Abg Mag Christoph Chorherr: (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann! 

Lassen Sie mich auf eine Institution eingehen, die in der Öffentlichkeit eine große Rolle spielt, aber in der Verfassungsrealität eine sehr geringe, nämlich die Landeshauptleutekonferenz. 

Ich habe auch gestern wieder einen Fall diskutiert. Tatsache ist, dass wir als Wiener Landtagsabgeordnete über die Ergebnisse der Landeshauptleutekonferenz ausschließlich über die Mail informiert werden. Und darum habe ich das bedauert und möchte das jetzt nutzen, um vorzubringen, dass wir einen Antrag gestellt haben, dass in Wien ähnlich wie in Oberösterreich oder Tirol, die mir nicht in Vielem als Vorbild gelten, eine Berichtspflicht eingeführt wird, aber in dem Fall würde ich Sie fragen, warum man das nicht tut, wo sogar in der Geschäftsordnung steht, dass der Landeshauptmann Berichtspflicht hat über das, was in der Landeshauptleutekonferenz auf der Tagesordnung steht und was er dort tut.

Wir haben einen Antrag gestellt, dass das auch in Wien so sein soll. Sie haben den abgelehnt, und auch die Sozialdemokratie hat den abgelehnt. 

Das will ich jetzt vehement nachfragen: Wovor fürchten Sie sich, Herr Landeshauptmann und was spricht dagegen, ordnungsgemäß zu informieren über ein wahrscheinlich nicht immer wahnsinnig aufregendes Gremium, aber doch über ein Gremium, in welchem wesentliche Entscheidungen getroffen werden, die dann den Landtag binden. Warum wird hier nicht einer adäquaten Form informiert, was in der Landeshauptleutekonferenz passiert und welche Position Sie dort einnehmen? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Zunächst einmal kann ich Ihnen versichern, dass die Dinge, vor denen ich mich fürchte, hier nicht zur Diskussion stehen, weil sie nicht nur mit meiner Funktion als Bürgermeister nichts zu tun haben, nichts mit der Wiener Stadtverwaltung zu tun haben, sie haben mit Politik eigentlich überhaupt nichts zu tun, denn da fürchte ich mich nirgends. Ich sehe auch nicht wirklich einen Grund dafür. 

Wir leben Gott sei Dank in einer ordentlichen Gesellschaft, in einer ordentlichen Demokratie, daher braucht man sich vor nichts fürchten. 

Der Grund ist ein einfacher, mag sein für viele ein formaler. Die Landeshauptleutekonferenz ist ein freiwilliges Treffen von Landeshauptleuten, die nirgendwo in irgend einer Form irgend eine Rechtsgrundlage hat und daher ist es zweifelsfrei in unserer Rechtsordnung ein nicht existierendes Gremium, ähnlich im übrigen wie die Sozialpartnerschaft, die aber doch zumindest über wesentliche Teile ihre rechtliche Verankerung auch hat.

Ich sehe daher auch die Beschlüsse in Oberösterreich und in Tirol als etwas an, was bei näherer Rechtshinterfragung wahrscheinlich aufgehoben werden würde, weil über ein nicht rechtlich existierendes Gremium Berichtspflicht in rechtlich existierende Gremien bestehen soll. Das ist aus meiner Sicht heraus gesehen nicht möglich, aber es ist daher auch folgerichtig, dass die Landeshauptleutekonferenz in keiner wie immer gearteten Weise den Landtag von Wien oder irgend einen anderen Landtag präjudizieren kann. 

In seiner freien Meinungsfindung ist der Landtag durch die Landeshauptleutekonferenz völlig ungestört - das ist überhaupt keine Frage -, im Regelfall ist auch die Einschätzung richtig, dass sich die Spannung und die nervliche Anspannung in der Landeshauptleutekonferenz durchaus in Grenzen hält und bewältigbar ist und wenn es zu Themen kommt,  wo eine gewisse Meinungsübereinstimmung zwischen den Landeshauptleuten erzielt wird, dann hat ohnehin jeder Landeshauptmann seine entsprechenden Vorstellungen in den jeweiligen Landtagen zur Beschlussfassung vorzulegen.

Ich sehe daher keine Notwendigkeit, über ein formal nicht existierendes Gremium hier gesondert zu berichten. Sollte es allerdings im Zuge der Diskussionen rund um den Konvent - um endlich wieder zu dem Thema zurückzukehren, das wir eigentlich bei dieser Frage zu behandeln haben - zu einer verfassungsmäßigen Verankerung der Landeshauptleutekonferenz kommen oder zu einer formalen Einbindung der Landeshauptleute in den Bundesrat, angedacht in Richtung der Lösung wie man sie etwa in Deutschland auch hat, dann wäre die Sache natürlich eine ganz andere. 

Selbstverständlich, wenn die Landeshauptleutekonferenz verfassungsmäßig verankert wird, dann bin ich auch für eine Berichtspflicht beim Landtag. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Es gibt auch ein anderes informelles Gremium, nämlich die Landtagspräsidentenkonferenz. Ich muss sagen, dass der Herr Präsident des Landtages die Präsidiale immer informiert über das, was sich dort abgespielt hat. Man muss auch anerkennen, dass das geschieht und wir diese Information bekommen.

Ich habe daher an Sie die Frage: Werden Sie die Präsidiale, dass heißt die Klubobmänner, über den Fortgang des EU-Konvents aus Wiener Sicht informieren? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte:

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Ich brauche lediglich formal darauf hinzuweisen, dass die Präsidiale nicht ein Instrumentarium des Landeshauptmanns, sondern eben eines des Landtagspräsidenten ist.

Aber wir werden sicher Mittel und Wege finden, dass nicht nur die Information, sondern auch die Meinungsbildung zwischen den einzelnen Parteien hier im Landtag entsprechend funktionieren wird. Ich kann nur noch einmal dazu sagen, ich habe  massives Interesse daran. 

Präsident Johann Hatzl: Danke! 

Die 4. Frage (FSP/02761/2003/0002-KFP/LM) von Herrn Abgeordneten Josef Wagner gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen gerichtet: "SPÖ-Energiesprecher Georg Oberhaidinger fordert von der Bundesregierung eine thermische Sanierung von Wohnhäusern zur Ankurbelung der Bauwirtschaft. Da über den Mitteleinsatz aus der Wohnbauförderung die Länder entscheiden und Wien mit der thermisch-energetischen Wohnhaussanierung 'Thewosan' über ein gutes Instrument verfügt, ist Oberhaidinger entweder nicht informiert oder will die Kompetenzen vom Land auf den Bund übertragen. Würden Sie einer solchen Kompetenzänderung im Rahmen der Wohnbauförderung zustimmen?"

Ich ersuche um die Beantwortung.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Sie beziehen sich auf eine Aussage des SPÖ-Energiesprechers Görg Oberhaidinger, zu der ich eigentlich kurz gefasst sagen kann, ich bin nicht für eine Kom-petenzänderung im Rahmen der Wohnbauförderung, ich bin sehr zufrieden mit der Kompetenz auf Landesebene. 

Wie Sie wissen, nützen wir das auch, um bei der thermischen Sanierung, die hier konkret angesprochen wurde und bei der thermischen Sanierung für natürlich auch Ein- und Zweifamilienhäuser, aber vor allem im mehrgeschossigen Wohnbau, der in Wien ja die große Rolle spielt, sehr arbeitsmarkt-wirksame Maßnahmen zu setzen. Ich bin daher an keinerlei Änderungen in diesem Bereich interessiert und würde daher Ihre Frage, würden Sie einer solchen Kompetenzänderung im Rahmen der Wohnbauförderung zustimmen, mit nein beantworten und kann an die gestrige Diskussion anschließen: Die Kompetenz ist das eine, das Geld ist das andere. Das Geld für die Wohnbauförderung ist natürlich notwendig, um die Kompetenz auch ausüben zu können. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter Josef Wagner.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Danke für Ihre, für mich befriedigende Antwort, dass Sie die Kompetenzänderung nicht anstreben. Andererseits hat der Herr SPÖ-Abgeordnete und Energiesprecher Oberhaidinger - ich nehme daher an, er weiß wovon er redet, wenn er SPÖ-Energiesprecher ist - in seiner Presseaussendung scharfe Kritik geübt, nämlich die Konjunktur grundle vor sich hin, die Arbeitslosenzahlen steigen. Ich war daher der Annahme, dass er hier insbesondere das Bundesland Wien meint und er fordert - meiner Meinung nach völlig unkompetent und zu Unrecht - vom Bund, endlich in der Frage der thermischen Sanierung etwas zu unternehmen.

Sehen Sie diese Aussage Ihres Genossen Oberhaidinger im Parlament als Kritik an den Maßnahmen der Wiener Stadtverwaltung und der Wiener Förderungsentwicklung? 

Präsident Johann Hatzl: Herr amtsführender Stadtrat!

Amtsf StR Werner Faymann: Was glauben Sie? Nein. Also, die Aussage, dass die thermische Sanierung wichtig ist, teile ich. Die war auch - wenn ich seine Wortmeldung richtig verstanden habe - eingebettet in eine generelle Kritik, dass die Bundesregierung zu wenig an Konjunkturbelebung im Bereich der Bauwirtschaft tut. Das ist ja dadurch beweisbar, dass die Investitionen noch nie so gering waren, dass speziell die Investitionen in Wien viel zu gering sind und dass die Investitionsbudgets durch die Bundesregierung nicht genutzt und ausgenutzt werden. Die haben aber für die Bauwirtschaft große Bedeutung, weil es nun in der Bauwirtschaft tatsächlich zu einer Verschiebung kommt, nämlich, dass die Industrie dort tätig ist, wo früher kleinere Baufirmen tätig waren, weil sie froh ist überhaupt Aufträge zu haben, und selbst das reicht nicht aus. Auch in der Bauindustrie gibt es also Schwierigkeiten. 

Die Bauwirtschaft ist eine Schlüsselindustrie und der Herr Abg Georg Oberhaidinger hat, wenn ich das richtig verstanden habe, in seiner Gesamtkritik dann zur Konjunkturbelebung einige Vorschläge gemacht. Bei diesem Vorschlag ist die thermische Sanierung, soweit man es für Wien sagen kann, keine Forderung, die erst zu erfüllen ist, sondern sie ist schon erfüllt. Damit kann ich das eigentlich für Wien abhaken. 

Vielleicht gibt es im Bundesländervergleich ein anderes Bundesland, das in der Förderung, in der thermischen Förderung, etwas verbessern könnte. Es hat das Ministerium einmal angefragt, ob wir uns eine 15a-Vereinbarung mit den anderen Bundesländern vorstellen könnten. Wir können das, weil wir guten Gewissens sagen können, wir verfügen in diesem Bereich über eine besonders vorbildliche Förderungsschiene. Es mag sein, dass da in einem anderen Bundesland noch das eine oder andere nachzujustieren ist. Ansonsten kann man sagen, wenn wir aufweisen können, dass bei uns 75 Wohnbauten mit 11 541 Wohneinheiten mit einem Betrag von über 102 Millionen EUR thermisch saniert werden , dann zeigt das bei Gesamtsanierungskosten, die gewaltig sind, dass wir in Wien eigentlich mit Stolz sagen können, sollte dieses als Forderung zu verstehen sein, dann ist diese Forderung in Wien mehr als erfüllt. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter Ellensohn.

Abg David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Nachdem es um Kompetenzen zwischen Bund und Ländern geht, eine kurze Frage zu den Wohnbauförderdarlehen. Bis 2001 mussten Rückflüsse von Wohnbauförderdarlehen wieder in den geförderten Wohnbau gesteckt werden. Das hat sich auf Grund der Bundespolitik geändert. Wien hat bisher nicht diese Gelegenheit genützt, aber manche Bundesländer verwenden leider dieses Geld zum Stopfen von Budgetlöchern.

Könnten Sie sich vorstellen, dass diese Praxis in Wien festgeschrieben wird und rechtlich verbindlich wird? 

Präsident Johann Hatzl: Herr amtsführender Stadtrat!

Amtsf StR Werner Faymann: Ich glaube, wirklich rechtlich verbindlich ist, wenn die Abgeordneten dieses Hauses in ihrer Mehrheit und, wie mir am Liebsten wäre, möglichst alle, eine politisch klare und verbindliche Meinung haben, nämlich, dass der Wohnbau und die Wohnbauförderung eine große Bedeutung hat, dass wir uns gemeinsam auf Bundesebene einsetzen, dass diese Mittel erhalten bleiben, dass wir sie gemeinsam nach außen vertreten und bei der Verhandlung, die Ende nächsten Jahres stattfindet, den Landeshauptmann, den Finanzreferenten und alle die hier verhandeln, voll dabei unterstützen. 

Das ist das politisch Verbindlichste. Alles andere, wo man mit einem schnellen Beschluss irgendeine Regelung trifft, könnte genauso schnell wieder aufgehoben werden und hat für mich nicht diesen bleibenden Wert wie eine politisch gefestigte Meinung dieses Hauses. Und, wie ich weiß, ist auch in der Bevölkerung das Bewusstsein dafür vorhanden, dass der Wohnbau diese Förderung braucht, sowohl für die Stadterneuerung als auch für den Neubau. 

Was die Themen der Rückflüsse, der Rücklagen und Ähnliches betrifft, muss man immer einbeziehen, dass wir sehr viele Verbindlichkeiten eingehen - und das möchte ich daher ergänzen, gar nicht im Widerspruch zu Ihnen, sondern nur ergänzen -, ja dass wir sehr viele Verbindlichkeiten in der Stadterneuerung eingehen, wo wir ja eigentlich immer nur die erste Rate im Budget vorsehen müssen, aber dann viele weitere Jahre das Geld für ein sehr großes Volumen in der Stadterneuerung bereitzustellen haben. 

Man kann wirklich mit Fug und Recht sagen, dass bei uns in Wien das Geld, das für den Wohnbau vorgesehen ist, für den Wohnbau und natürlich dessen eng gesehener sozialer Infrastruktur die als Unterstützung notwendig ist um auch den Wohnbau zu errichten, auch wirklich für das Wohnen verwendet wird und nicht, wie das in anderen Bundesländern der Fall ist, einfach für Bereiche, die mit Wohnen überhaupt nichts zu tun haben. Dafür bin ich, und die beste Garantie ist die Meinung dieses Hauses. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter Fuchs, bitte.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ich glaube auch nicht, dass der SPÖ-Bundesenergiesprecher nicht weiß, dass die Wohnbauförderungsmittel, die Bundes-Wohnbauförderungsmittel, denn es kommt ja das Geld durch den Finanzausgleich vom Bund an Sie, von Wien vergeben werden. 

Dennoch steht diese Aussage im Raum und ich vermisse mit Vehemenz von Ihnen, dass Sie, genauso wie Sie die Forderung immer nach Wohnbauförderungsmittel aufstellen, diese Aussage ganz energisch zurückweisen. Ich glaube und teile aber mit ihm die Meinung, dass hier in Wien in diesem Bereich zu wenig geschieht, denn sonst hätte er ja diese Aussage nicht gemacht. Und er ist sicherlich voll informiert darüber, wie das gesamte Mengengerüst jährlich ausschaut.

Herr Stadtrat, ich frage Sie daher, wann werden Sie die von uns geforderte Verbesserung - die wir schon lange fordern - endlich für die thermische Sanierung realisieren, damit mehr angekurbelt wird und somit das Kioto-Ziel und das nationale Ziel in Wien auch erreicht wird. 

Präsident Johann Hatzl: Herr amtsführender Stadtrat!

Amtsf StR Werner Faymann: Nur, um der Wahrheit die Ehre zu geben: Das Geld kommt vom Steuerzahler. Der Bund hat dann die Kompetenz wie es verwendet wird, den Ländern übertragen und ich bin dafür, dass das auch so bleibt. Wir können anhand der Zahlen beweisen, wie unsere thermische Sanierung vorbildlich durchgeführt wird. Ich möchte das auch im Vergleich zu anderen europäischen Städten sagen, die immer viele Experten zu uns schicken, die das bei uns überprüfen. Das ist also nicht eine theoretisch am Papier bestehende Förderung, sondern sie wird auch abgerufen in einem Ausmaß, das auch international Beachtung findet, und trotzdem arbeiten wir an einer Verbesserung - ohne jetzt ins Detail zu gehen -, dass hinsichtlich der Stufen bessere Übergänge geschaffen werden. Dafür sind wir beide. Diese Verordnung wird gerade vorbereitet und steht knapp vor der Fertigstellung. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter Josef Wagner.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben jetzt eine ganz bemerkenswerte Aussage gemacht und ich würde Sie bitten, dass Sie das vielleicht auch über die Medien transportieren, nämlich, dass das Geld der Wohnbauförderung vom Steuerzahler kommt. Ich habe in der Vergangenheit immer nur gelesen, dass die Stadt Wien, dass die Gemeinde Wien, dass der Herr Stadtrat hier die Förderungsmittel zur Verfügung stellt. Danke für die heutige Aussage. (Beifall und Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Zur Ankurbelung der Bauwirtschaft, zu Beschäftigungsimpulsen, gibt es auch eine EU-Empfehlung, und diese deckt sich mit dem, was Freiheitliche hier schon seit vielen Jahren auch fordern, nämlich Anreize zu Sanierungen und zum Erteilen von Aufträgen an die Bauwirtschaft, an die Klein- und Mittelunternehmer, zu geben, indem man zusätzlich Steuerbegünstigungen einführt. Wir denken konkret zum Beispiel an einen halben Steuersatz bei der Umsatzsteuer, um so hier auch dem Privaten verstärkt Sanierungsmaßnahmen erschwinglich zu machen. Könnten Sie sich vorstellen, dass Sie in nächster Zeit mit den zuständigen Bundesstellen darüber Gespräche führen? 

Präsident Johann Hatzl: Herr amtsführender Stadtrat!

Amtsf StR Werner Faymann: Es gibt tatsächlich einige Verbesserungsmöglichkeiten im Steuersystem, die uns helfen würden. Ich kann mir diese Gespräche vorstellen und führe auch solche. Ich freue mich, wenn es eine Unterstützung dafür gibt. 

Ich kann nur sagen, nach den Gesprächen, die wir bisher geführt haben, wenn ich gerade die thermische Sanierung als Beispiel nehme, nämlich die Energieabgabe etwa,  so ist dann eher in die andere Richtung entschieden worden. 

Wir waren natürlich zur Erdgasverwendung wesentlich freundlicher eingestellt als rein zur Begünstigung von Kohle und Öl. Das heißt, alle diese Maßnahmen, die bisher auch im Investitionsbereich, wenn ich den ganzen Bereich auch der Bundesbahn und so weiter, dazunehme, die Gespräche die wir mit dem Bund darüber geführt haben, wo wir relativ kurzfristig Investitionen freimachen können, zusätzlich Steuersysteme schaffen können, die natürlich Investitionen begünstigen, haben in der Vergangenheit und in der Gegenwart nicht den nötigen Erfolg gehabt. Aber wir geben da keinesfalls auf, diese Forderungen im Interesse der Wienerinnen und Wiener weiter zu erheben. 

Präsident Johann Hatzl: Die 5. Anfrage (FSP/01813/2003/0001-KVP/LM) wurde von Frau Abgeordneter Korosec gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: "Werden Sie sich für eine weitere Aufwertung des UVS Wien dahingehend einsetzen, dass dieser Transparenz und Unabhängigkeit garantierenden Institution weitere Kompetenzen wie zum Beispiel der Vergaberechtsschutz eingeräumt werden?"

Ich bitte um die Beantwortung.

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ich will zumindest den Versuch unternehmen, nicht die gleiche Diskussion immer wieder neu zu führen und daher jetzt gar nicht auf den UVS und seine Arbeitsbedingungen oder Nichtarbeitsbedingungen unmittelbar eingehen, sondern versuche, mich konkret auf  Ihre Fragestellung zu konzentrieren. 

Sie kennen die Situation im UVS möglicherweise im Detail besser als ich. Sie wissen Bescheid um die Verjährungsproblematik durch Nichtentscheidung im UVS. 

Im Vergabekontrollsenat, dieser unabhängigen Kontrollbehörde mit einem Richter als Vorsitzenden ist die Erledigungsdauer zwischen 40 und 42 Tagen. Man kann immer noch behaupten, das sei zu lang, aber jedenfalls werden dort Entscheidungen im Interesse der Wirtschaft getroffen. Ich bitte Sie daher um Verständnis dafür, dass ich im Interesse der Wirtschaft nicht darauf eingehe und diese Vergabekontrolle nicht dem Vergabekontrollsenat entziehe und dem UVS gebe, also Ihrem Vorschlag nicht folgen werde. 

Präsident Johann Hatzl: Die 1. Zusatzfrage, Frau Abgeordnete Korosec!

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Der Verwaltungsgerichtshof möchte ja schon seit Jahren, dass Landesgerichtshöfe eingerichtet werden. Jetzt könnte man sagen, UVS ist ein erster Schritt. Können Sie sich vorstellen, dass der UVS weiter entwickelt wird zu einem Landesgerichtshof? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann!

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Also, im Zuge auch des Konvents, wo dies ebenfalls Thema sein wird, sage ich jetzt einmal, weil ich mir die Themen der Arbeitsgruppen die eingerichtet werden sollen, angeschaut habe - die Konstituierung erfolgt ja erst am nächsten Montag – dass, wenn ich mir den Vorschlag anschaue, ich Ihnen heute nur sagen kann, ich werde mich einer Diskussion in diese Richtung hin im Rahmen des Konvents nicht versagen. Denn ich denke, dass es durchaus auch die Möglichkeit bietet, zu einem höheren Ausmaß an Effizienz zu kommen, was mir generell gesehen in der Verwaltung, aber auch beim UVS, ein besonderes Anliegen ist. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter GÜNTHER.

Abg Dr Helmut GÜNTHER: (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Es ist ja trotzdem erfreulich, auch wenn Sie sich aus dem Bereich des UVS ein bisschen zurückgezogen haben, dass sich der Wiener Landeshauptmann zum UVS beziehungsweise zur Rechtssicherheit für die Wienerinnen und Wiener überhaupt äußert. Frau Kollegin Korosec hat den Bereich Vergaberecht angezogen. In zwei Bereichen wurde der UVS in letzter Zeit doch neu eingesetzt, und zwar im Bereich Wohnhaussanierung, Wohnbauförderungsgesetz und im anderen Bereich im KAV. 

Ist jetzt aus Ihrer Sicht im Zuge der einen oder anderen Ausgliederung die passiert und die auch hier die Grundlage war, den UVS einzubinden, daran gedacht, auch in diesem Bereich den UVS wieder einzusetzen? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann!

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Ich will diese Diskussion hier nicht vorwegnehmen, aber uns allen ist klar, wenn der Weg in Richtung eines Landesverwaltungsgerichtshofes gegangen wird, dann erübrigt sich diese Diskussion und daher betrachte ich auch diese Regelungen, die hier getroffen worden sind, als Übergangsregelungen. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abgeordnete Sommer-Smolik!

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann! 

Im Wesen des UVS liegt ja, dass er unabhängig ist und auch weiterhin bleibt. Meine Frage nun an Sie: Wieso bestehen Sie durch die Novelle der Dienstordnung, die wir heute noch behandeln, darauf, dass der Magistrat in Disziplinarverfahren gegen Mitglieder des UVS eingeschaltet wird, obwohl sich nicht nur die Mitglieder des UVS, sondern auch die Personalvertretung und die Vereinigung der Verwaltungsrichter dagegen ausgesprochen haben und dadurch die Unabhängigkeit des UVS eigentlich gefährdet sehen und sogar davor warnen, dass dadurch die Unabhängigkeit zerstört wird. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Ich halte fest, dass die bisherige Regelung die gewesen ist, dass durch die Dienststellenvollversammlung gleichzeitig auch das Disziplinarrecht ausgeübt wurde. Wenn man meint, dass dies der einzige Weg zur Unabhängigkeit einer Behörde ist, dann halte ich persönlich das für einen Irrtum und ich sehe auch durch diese Neuregelungen, insbesondere im Disziplinarrecht, überhaupt keine Gefährdung der Unabhängigkeit selbst, denn dann wäre auch das Wiener Kontrollamt nicht unabhängig. Und ich bitte Sie schon, es hat ja überhaupt niemand behauptet, am allerwenigsten Sie, dass das Kontrollamt in Wien nicht mit großer Unabhängigkeit seine Aufgabe wahrnehmen könne. 

Also, ich denke, dass es eine relativ einfache und relativ pragmatische Lösung ist, die heute getroffen werden wird. So hoffe ich jedenfalls.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abgeordnete Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Sie haben auf die Rückstände hingewiesen, die wir ja seit Jahren im UVS haben. Es gibt ungefähr 700 Verjährungen, das sind immerhin 6 Prozent aller Bescheide. Jetzt hat das natürlich zur Folge, dass es auch zu Amtshaftungsklagen kommen wird und wahrscheinlich in vermehrtem Ausmaß. Das ist ja Steuergeld, und welche Maßnahmen werden dem tatsächlich entgegengesetzt? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Zunächst sind Maßnahmen gesetzt worden und werden gesetzt durch eine Aufstockung des Personals. Dies findet ja statt, wenn ich dazu nur an kürzlich stattgefundene Stadtsenats- respektive Landesregierungssitzungen erinnern darf. Aber ich habe nicht unbeabsichtigt und nicht zufällig die Frage der Effizienz angesprochen und dies wird sicherlich in der kommenden Zeit und insbesondere dann, wenn wir den Weg in Richtung hin zu einem Landesverwaltungsgerichtshof gehen, natürlich eine entscheidenden Frage sein. Und auch eine de facto richterliche Behörde, wie dies der UVS ist, und noch mehr dann der Landesverwaltungsgerichtshof, wird sich dieser Frage nicht entziehen können. 

Wenn ich nur ein bisschen darauf hinweisen kann, dass momentan die Zahl der erledigten Akten pro Tag und Kopf wahrscheinlich diesem Effizienzkriterium nicht im hinreichenden Ausmaß genügt. Bei aller problematischen Beurteilung solcher Kennzahlen, aber da sie ja auch in der Wirtschaft für die Quasiproduktivität herangezogen werden, ist es ja nicht ganz illegitim, auch in diesen Bereichen zumindest ähnliche Vergleichszahlen heranzuziehen. Und bevor dies eine öffentliche Diskussion über die Effizienz der Arbeit und der Erledigung im UVS wird, denke ich, dass grundsätzlich die Frage der Organisation und sohin der Effizienz im Zuge dieser Entwicklung genauso zu diskutieren ist, und nicht ununterbrochen nur nach mehr Personal geschrieen werden kann. Das kann niemand. 

Präsident Johann Hatzl: Die 6. Anfrage (FSP/02761/2003/0001-KFP/LM) wurde von Herrn Abgeordneten Günter Barnet gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: "Wann wird Wien seiner Verpflichtung des Artikels 8 B-VG hinsichtlich der Erhaltung, Achtung, Sicherung und Förderung der autochthonen Volksgruppen insoferne nachkommen, als es wie andere Länder auch entsprechende Förderungen, insbesondere im Bereich des Schulwesens, vornimmt?"
Ich bitte um die Beantwortung.

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Es hat im Zuge der Vorbereitungen zu dieser Beantwortung lange Diskussionen gegeben über die Frage von autochthonen Volksgruppen. Ich weiß schon, ein einfacher Blick in den Duden hätte die Arbeit wesentlich abkürzen können und man hätte das Problem wahrscheinlich leichter lösen können. Aber es ändert noch immer nichts an der Tatsache, dass der Duden nicht der österreichischen Rechtsordnung unterworfen ist und daher da natürlich gewisse Übereinstimmungen nicht ganz leicht herzustellen gewesen sind. 

Was ich aus meiner Sicht aus der Vorbereitung heraus erkennen konnte, so ist kein Versäumnis oder keine Schuld festzustellen. Es gibt hier sehr ordentliche Beziehungen, es gibt hier sehr ordentliche Diskussionen, es gibt hier ein sehr ordentliches Verhältnis insbesondere auch im Schulwesen, wenn ich etwa an die tschechische Schule denke. Natürlich gibt es überall Wünsche, insbesondere nach mehr Personal, eine Frage, die ja Wien in diesem Ausmaß nicht betrifft. Es gibt Wünsche nach mehr Ausstattung, aber das befindet sich alles im Rahmen der Normalität und ich kann daher zur Stunde keine Versäumnisse erkennen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter Barnet.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Sie werden verstehen, wenn ich als Angehöriger des tschechischen Volksgruppenbeirats das etwas anders sehe. Es gibt dort seit Jahren eine Diskussion mit dem Ersuchen auf Erlassung des Art 8 BVG, dass sich die Stadt Wien hier so wie andere Bundesländer mehr einbringt, insbesondere im Schulwesen. Der tschechische Volksgruppenbeirat beißt dabei bei Ihrer Stellvertreterin, die an sich zuständig ist, seit langem auf Granit, die sich weigert, eine stärkere Unterstützung zu geben und hat daher mehrere Beschlüsse gefasst, den letzten auch, sich nunmehr an den Herrn Landeshauptmann zu wenden. 

Meine Frage ist daher: Wie werden Sie diesem Ersuchen des tschechischen Volksgruppenbeirates nachkommen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Das ist sehr einfach, indem ich natürlich sehr rasch, genauso wie in der Vergangenheit, Gespräche führen werde. Ich habe in diesen Fragen niemals einen Termin abgelehnt. Aber dass es diese Wünsche gibt, das verstehe ich ja auch und da gibt es Vielfältiges. Es ist zum Beispiel außer jedem Zweifel, dass es notwendig ist, dass wir zu Kapazitätsausweitungen im Bereich der International School kommen, schon aus Gründen der Wirtschaftsentwicklung in unserer Stadt. Aber Sie werden als Mitglied einer Regierungspartei wahrscheinlich besser verstehen, dass man sich auch finanziell gesehen nach der Decke strecken muss und daher nicht alle Wünsche a priori erfüllt werden können. Aber Sie können sicher sein, dass die tschechische Volksgruppe mir in besonderem Ausmaß auch am Herzen liegt und wir daher alles tun werden, was wir können.

Präsident Johann Hatzl: Weitere Zusatzfragen von anderen Fraktionen gibt es nicht. 

Es steht Ihnen, Herr Abgeordneter Barnet, aber das Recht zu, eine zweite Zusatzfrage zu stellen. 

Ich frage Sie, wünschen Sie diese? 

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich bin überrascht, aber: Ja. (Allgemeine Heiterkeit.)
Aber sagen wir es einmal so: Wenn wir in diesen Dialog treten, dann würden wir uns wünschen, dass das Ausmaß der Unterstützung für die tschechische Volksgruppe deswegen besonders groß ist, weil sie 

1. eine ist, die im vorigen Jahrhundert sehr stark assimiliert wurde und die aber trotzdem einen großen Stellenwert in Wien hat, und 

2. weil gerade durch die EU-Osterweiterung das Vorhandensein einer bilingualen Schule in Wien auch mit der Tendenz, dass diese Menschen dann in der Lage sind, beim Wirtschaftsprozess mit unseren Nachbarn wesentlich zur Entwicklung der Stadt Wien beizutragen, eine sehr große ist.

Ich würde Sie daher fragen, ob Sie das auch unter diesem Aspekt sehen?

Präsident Johann Hatzl: Abschließende Beantwortung, Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Ich sehe es ausschließlich unter diesem Aspekt, das ist ja gar keine Frage. Aber dasselbe gilt natürlich auch für etwas kompliziertere Sprachen wie etwa Ungarisch, für eine ungarische Schule. Dasselbe gilt aber natürlich auch für real existierende internationale Schulen wie die American School oder Lycée Francaise, die wir in der Stadt haben.

Ich denke, dass es unerlässlich ist, dass wir das Schulangebot nicht zuletzt vor dem Hintergrund der realen Entwicklung Europas, auch der realen ökonomischen Entwicklung erweitern. 

Wenn heute Managemententscheidungen getroffen werden hier zu investieren, dann werden die nicht in Arbeitervollversammlungen getroffen, sondern die werden natürlich von den Managern getroffen, die sich dafür interessieren, wo ihre Kinder in die Schule gehen, wie das Freizeitangebot ausschaut, wie das kulturelle Angebot ausschaut und wie es mit der Sicherheit in der Stadt bestellt ist. Daher haben wir zweifelsohne gerade bei diesen sogenannten sanften Standortfaktoren einen Vorteil und den wollen wir letztendlich auch nutzen. Also Sie sehen, ich sehe das total nüchtern. In dem Sinn werden wir auch in Zukunft handeln.

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Grenzenloses Vertauen statt strengere Kontrolle: Der Wohnbauförderungsskandal um die GSD (Gesellschaft für Stadt- und Dorferneuerung)" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Der Erstunterzeichner ist der Herr Abgeordnete Josef Wagner, der das Recht hat, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ich gehe davon aus, dass er weiß, dass seine Redezeit maximal zehn Minuten beträgt. Sie haben das Wort.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das heutige Thema der Aktuellen Stunde zu einem Wohnbauförderungsskandal und einen Unterschlagungsskandal in der GSD, einer Baubetreuerfirma, ist deshalb wichtig und notwendig, weil wir ja gestern in der Fragestunde gesehen haben, dass der Herr StR Faymann bisher gestellte Fragen nicht beantwortet hat und wir daher vielleicht heute bei der Aktuellen Stunde etwas mehr Licht ins Dunkel dieses Skandals bringen können.

Die Vorgeschichte ist soweit bekannt und ich bitte um Verständnis, dass ich hier auch klarstellen möchte: Es geht uns überhaupt nicht darum, mit diesem Thema vielleicht in einem Nachfolgerennen um den Bürgermeistersessel einzugreifen und hier einen Stadtrat anzugreifen, sondern es geht uns darum, den Mitteleinsatz an öffentlichen Förderungen gezielt einzusetzen und die Mittel auch zu kontrollieren und hier hat es Versäumnisse gegeben. Hier hat es grobe Versäumnisse gegeben und es ist vieles, vieles unklar und die Haltung der zuständigen Mitglieder der Wiener Landesregierung und die Informationsfreudigkeit war nur sehr dünn. Ich möchte sagen, wir sind zum Teil auch getäuscht oder falsch informiert worden und ich möchte das ganz kurz aufzeigen.

Ende April, Anfang Mai gab es erste Medienberichte über diesen Skandal, einer Unterschlagung von bisher bekannt über 5 Millionen EUR in der Baubetreuerfirma GSD durch einen Geschäftsführer. Stadt Wien - Wiener Wohnen: Bisheriger Schaden 4,3 Millionen EUR. Erste Reaktion nicht des Herrn Stadtrats, sondern seines Pressesprechers: Weder Stadt Wien noch Steuerzahler sind geschädigt worden. Diese Feststellung war schon einmal eine erste Fehlinformation. Selbstverständlich hat die Stadt Wien einen bisher festgestellten Schaden bei Wiener Wohnen von 4,3 Millionen EUR. Ob er noch steigen wird, wird sich weisen.

Wir haben dann, und dazu stehe ich, im Wohnbauausschuss - dafür ist der Wohnbauausschuss alleine zuständig auf Grund der Statuten Wiener Wohnen und der Stadtverfassung - darüber debattiert, wie wir den Schaden minimieren oder begrenzen können. Ich habe selbst vorher auch in meiner Fraktion mit den Mitgliedern des Wohnbauausschusses darüber diskutiert und wir sind zur Erkenntnis gekommen, wenn jemand in so einer Größenordnung von 4,3 Millionen EUR geschädigt wird, dann ist es nicht nur legitimes Recht, sondern auch eigentlich die Sache, in allen firmenrechtlichen Belangen zu schauen, dass man den Schaden minimiert. 

Diese Schadensminimierung könnte natürlich erfolgen, indem man einerseits versucht, die Projekte, die laufen, nicht zu stoppen und die Beschäftigten zu halten, um hier eine Weiterentwicklung zu garantieren. Der Schaden wird mit Sicherheit nicht wiederbringlich sein oder gutzumachen sein, indem man sich beteiligt, weil das Jahrzehnte einer Beteiligung wären, bis diese Höhe erwirtschaftet wird und dann könnte man auch gleich die Frage stellen, ob in Zukunft nicht Stadt Wien – Wiener Wohnen all diese Leistungen, die sie heute auslagert, dann selbst macht. Also so gesehen ist diese Beteiligung nur vorübergehend und zur Schadensbegrenzung.

Diesem Schritt haben wir zugestimmt. Wir haben aber Bedingungen daran geknüpft und diese Bedingungen waren auch versprochen. Die Bedingungen waren, dass man hier vorher 

1. den Schaden ganz genau ermittelt,

2. von einem unabhängigen Wirtschaftsprüfungsinstitut, von einem Wirtschaftsprüfer die Überlebenschancen und die Liquiditätsmöglichkeit dieser Firma feststellen lässt, um mit einer Rückstehungserklärung der Forderung von Stadt Wien – Wiener Wohnen und anderer, nämlich auch betroffener Gesellschafter dieser Firma, die Insolvenz dieses Betriebes GSD zu vermeiden.

Dieser Wohnbauausschuss war am 26. Mai. Erstaunlicherweise gab schon kurz danach am 5. Juni Pressemeldungen – und ich möchte hier nur einige zitieren:

"Kronen-Zeitung" vom 5. Juni: "Stadt übernimmt Sanierungsfirma, Jobs der Mitarbeiter sind gerettet;

"KURIER": "Stadt rettet Sanierungsfirma";

"DER STANDARD": "Die Stadt beteiligt sich an der Baufirma GSD".

„Sie beteiligt sich“ - also schon eine Tatsache.

Ebenso in den "Salzburger Nachrichten", im ORF online.

Das heißt, Herr Stadtrat, Sie sind wenige Tage, nachdem wir hier an die Entscheidung, ob sich Stadt Wien – Wiener Wohnen an diesem Unternehmen beteiligen kann oder soll, Bedingungen geknüpft haben, mit der Tatsache in die Öffentlichkeit gegangen und Sie haben das auch in der Landesregierung so berichtet, dass sich die Stadt Wien – Wiener Wohnen an dieser Firma beteiligt und haben das dann auch noch alles sehr positiv verkauft. 

Jetzt sage ich einmal: Sie sind etwas zu früh gestartet, weil es nach meinen Informationen bis heute keine Überprüfung dieser wirtschaftlichen Kontrolle des Unternehmens GSD gibt. Es gab nur – ich habe hier Informationen, die Sie nur bestätigen können, weil sie aus Ihrem Haus stammen - damals im April anlässlich des Jahresabschlussberichts und so weiter von der Consultatio eine Prüfung oder eine Untersuchung. Es hat erstaunlicherweise - und das wundert mich auch und das ist auch eine Kritik von mir - keine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft gegeben, die hier die GSD untersucht hat, die sozusagen das volle Vertrauen oder die Seriosität oder - wie soll ich sagen - die Unparteilichkeit verkörpern würde. 

Ich weiß schon, Wirtschaftsprüfungsunternehmen handeln nur nach dem Gesetz und nach dem Recht, aber wenn es gerade die Consultatio sein muss, die auch Wiener Wohnen prüft, die andere städtische Wiener Firmen prüft, der man mit Recht ein gewisses Naheverhältnis zur SPÖ nachsagen kann, dann ist es nicht die korrekte Vorgangsweise, Herr StR Faymann. 

Es gibt ein weiteres Faktum, wo wir sehr verunsichert sind, nämlich Ihre gestrige Aussage, dass hier Stadt Wien - Wiener Wohnen zur Prüfung und zur Kontrolle dieser Bauvorschüsse und Abrechnungen verpflichtet war, dass offensichtlich der Fehler bei Stadt Wien – Wiener Wohnen passiert ist. Die erste Mitteilung im Wohnbauausschuss war aber sehr wohl, dass man noch versucht hat, alles an die GSD und an den WBSF in der Meinung abzuschieben, die Opposition weiß ja gar nicht, wer der Präsident des WBSF ist. Na das sind wieder Sie! Da gab es damals noch die Meinung oder die konkrete Aussage: Der WBSF hat am Anfang mitgeprüft, dann aber nur mehr fallweise.

Also wer ist jetzt wirklich zuständig für die Prüfung und für die Kontrolle und wer ist damit letztendlich verantwortlich für den Schaden, der entstanden ist? Auf alle Fälle einmal der StR Faymann würde ich sagen, und es ist Stadt Wien – Wiener Wohnen und es ist der WBSF, also wieder zusammengeführt zu Ihnen. Und Sie gehen her und verkaufen einen Riesenskandal, wo Bürger, Steuerzahler um 4,3 Millionen geprellt wurden, als positive Sache, indem Sie Arbeitsplätze retten, Herr Stadtrat! Das kann doch nicht wahr sein! Das ist doch keine seriöse Politik, sage ich einmal! Nehmen Sie Ihre Verantwortung wahr, kommen Sie heute hier herauf und sagen Sie, wie die Vorgänge wirklich sind und welche Verflechtungen dahinter stehen.

Warum haben Sie als zuständiger Stadtrat - darüber wird der Kollege Serles noch reden - die wiederholten Warnungen, die mit Bausonderkonten immer wieder in Kontrollamtsberichten aufgetaucht sind, nicht wahrgenommen? Und wenn Sie sich gestern als verantwortlicher Stadtrat hierher gestellt haben und...(Amtsf StR Werner Faymann: Eine Warnung für eine Unterschlagung hat es ja nicht gegeben!) Nein, eine Warnung für eine Unterschlagung hat es nicht gegeben, nur die ganz konkrete Aufforderung des Kontrollamts an den Stadtrat, an Stadt Wien... (Amtsf StR Werner Faymann: Haben Sie gewusst, dass es eine Unterschlagung gibt? Haben Sie das gewusst?) Nein, natürlich kann man Unterschlagungen nie vorhersehen, Herr Stadtrat, aber man kann Unterschlagungen ermöglichen, ich würde sogar sagen provozieren. Sie haben mit Ihrer Vorgangsweise zu Unterschlagungen angestiftet! (Aufregung bei der SPÖ.)
Sie haben es mit Ihrer Vorgangsweise ermöglicht, indem Sie sich gestern herstellten und in der Öffentlichkeit, im Gemeinderat verbreiteten: Man muss Vertrauen haben und daher kann man nicht alles kontrollieren! Und dann sagen Sie, Sie haben zu wenig Personal: „Es ist bei Wiener Wohnen gar nicht möglich, diese Abrechnungen und diese Bauvorschüsse zu kontrollieren, weil das Personal fehlt!“ Gleichzeitig sagen Sie aber, der WBSF hat nicht geprüft, obwohl er nach den Statuten die Verpflichtung dazu hat. 

Sie haben da an einer Begünstigung dieser Vorgangsweise mitgewirkt, unwissentlich selbstverständlich, aber Sie hätten es vorhersehen können, wenn Sie Warnungen und Aufforderungen des Kontrollamts der Stadt Wien, aber auch des Rechnungshofs ernst genommen hätten. Das haben Sie nicht getan und das ist unser konkreter Vorwurf! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Josef Wagner (fortsetzend): Ich habe es vermutet, eine halbe Minute. Hier steht nämlich „noch zehn Minuten“.

Herr StR Faymann, dieses Thema einer missbräuchlichen Verwendung von öffentlichen Förderungsgeldern wird uns sicherlich noch in den nächsten Tagen, Wochen und wahrscheinlich auch Monaten beschäftigen, weil ich den Eindruck habe, dass weder Sie noch die anderen zuständigen Stellen bereit sind, wirklich ernsthaft Verbesserungen in der Kontrolle herbeizuführen. 

Wir Freiheitlichen sind der Meinung: Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser! Bitte nehmen Sie endlich Ihre Aufgaben wahr! 

Präsident Johann Hatzl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herrn Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als Nächster hat sich der Herr Abgeordnete Ellensohn gemeldet, wie bereits erkennbar ist. (Abg David Ellensohn steht bereits am Rednerpult. – Allgemeine Heiterkeit.) Sie haben das Wort.

Abg David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Grenzenloses Vertrauen statt Kontrolle, das ist was Schönes. Vertrauen - im Geschäftsleben ist es nicht immer angebracht und wie viel Verantwortung hier der Herr Faymann für den Skandal zu übernehmen hat, kann sich jeder selbst überlegen. Tatsache ist, nicht der Herr Faymann hat das Geld unterschlagen, aber es wurde unterschlagen. Und wenn ich jemanden nie kontrolliere - und genau das ist der Vorwurf -, dann kommt jemand eben schneller auf die Idee zu sagen: Naja, das wird eh nicht auffallen, wenn ich das mache. 

Diese Unterschlagung bei der GSD ist nicht innerhalb eines Monats passiert, sondern über Jahre hinweg. Es sind mindestens 4 Millionen EUR an Schaden für die Stadt Wien entstanden und dafür trägt der WBSF und in der Funktion des Präsidenten des WBSF der Herr StR Faymann die politische Verantwortung. 

Uns wurde in den vergangenen zwei Tagen, dieses Geschäftsstück ist ja schon länger behandelt worden, ständig erklärt: Das ist ein Einzelfall, das kommt ja sonst nicht vor und jetzt müssen wir leider eine gut funktionierende Praxis ändern. Naja, vor einem halben Jahr hätten wir gesagt, es gibt keinen Einzelfall, also lassen wir diese Praxis. Was wir in einem Jahr sagen werden, das wissen wir heute noch nicht. 

Bis jetzt hat es keine Kontrolle gegeben. Zum Glück wird diese Praxis geändert, der Schaden für die Wienerinnen und Wiener hätte bald statt 4 Mio EUR auch das Zehnfache betragen können. 

Zurück zum Einzelfall. Was passiert eigentlich überhaupt mit Förderungen im Wohnbau und wie gut funktioniert die Kontrolle? Wir wissen von sehr, sehr vielen Baumängeln bei großen Bauwerken in der Stadt. Ich sage jetzt nur Pilotenweg im 22., Wienerberg im 10., die Gesiba- Bauten oder im 21. Bezirk in der Leopoldauerstraße. Ich weiß nicht, wer aller die Siedlung kennt, die Jean Nouvel-Siedlung, eine sehr schöne, äußerlich sehr schöne Siedlung, die mit sehr viel öffentlichen Geldern gebaut wurde, ein Star Architekt. Das ist diese weinrote Siedlung in Floridsdorf, 75 Wohnungen. Seit Jahren protestieren dort die Mieter und Mieterinnen, weil sehr viele Versprechungen nicht eingehalten wurden. Gefördert wurde dieser Bau, damit verschiedene Punkte eingehalten werden, so wie es ja sonst auch der Fall ist. Und wann treffen wir dort die verantwortlichen Politiker dieser Stadt und wann ist dort der Wohnbaustadtrat anzutreffen? Na wie bei allen großen Veranstaltungen: Beim Spatenstich ist man dabei, da bekommt man ein schönes Foto in der Zeitung und da muss man auch keine Verantwortung für irgend etwas übernehmen. Bei der Gleichenfeier ist man dabei und bekommt ein schönes Foto in der Zeitung und muss auch keine Verantwortung dafür übernehmen. Und falls es dann bis zur Fertigstellung geklappt hat, ist man bei der Eröffnung oder Übergabe als StR Faymann wieder dabei und bekommt wieder ein schönes Foto. Wenn nachher die Probleme auftauchen, dann ist die Stadt Wien nicht zuständig und dann ist der Stadtrat nicht zuständig, dann ist der Bauträger Schuld. Da müssen sich die Mieter und Mieterinnen mit dem Bauträger herumschlagen. Genau das passiert dort, denn es ist praktisch nichts eingehalten worden. 

Die sind unter anderem gefördert worden, weil es eine energietechnisch wesentlich bessere Anlage sein soll als viele andere. Es scheint nicht der Fall zu sein. Alle Gutachten dort sagen was anderes. Und jetzt ist der Bauträger Schuld und sonst niemand. Na wenn das immer so funktioniert, dann könnte der Bauträger ständig die Millionen Euros von der Stadt Wien nehmen und sagen: Es ist eh egal, ob ich mich an die Vorgaben halte, weil ich werde nachher ja eh nicht kontrolliert! Es kommt ja niemand und sagt: Du hast diese Punkte nicht eingehalten. Dort fehlt schon wieder die Kontrolle und das ist zwar keine Unterschlagung, aber auch dort werden Steuermittel der Stadt Wien vollkommen falsch eingesetzt. Wieder grenzenloses Vertrauen, wieder keine Kontrolle, wieder keine Verantwortung der Stadtregierung, wieder keine Verantwortung durch den zuständigen Stadtrat übernommen! 

Die GSD ist nur ein Symptom für das Ganze, für das Problem, wo die Kontrolle nicht funktioniert beziehungsweise nicht existiert. Der Vorwurf war ja, dass bei den Treuhandkonten, die da herumschwirren, überhaupt keine Kontrolle stattfindet. Und draufgekommen ist man ja nicht, weil man riesige Kontrollmechanismen eingesetzt hat, sondern durch einen Zufall, weil man die Anzahl der Konten verringern wollte. 

Die GRÜNEN haben kein Interesse daran, dass man zufällig draufkommt, wo Geld unterschlagen wird und dass man zufällig draufkommt, wo Geld der Stadt Wien sinnlos vergraben wird, sondern wir hätten gerne die entsprechenden Kontrollmechanismen und wir fordern den Stadtrat auf, nicht nur im Falle der GSD die politische Verantwortung zu übernehmen, sondern Kontrollmechanismen bei allen Bauwerken in der Stadt einzuführen und nicht sich abfotografieren zu lassen und sich ein letztes Mal sehen zu lassen, wenn ein Wohnbau übergeben wird,

Präsident Johann Hatzl(unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg David Ellensohn (fortsetzend): sondern auch anschließend, wenn die Mieter und Mieterinnen mit Problemen eben nicht zur SPÖ gehen können, eben nicht zum Herrn Faymann gehen können, sondern zu den GRÜNEN kommen. 

Die Menschen in der Leopoldauerstraße im 21. Bezirk müssen sich den Anwalt selber finanzieren und die Antworten, die Sie von der Stadt und vom Büro des zuständigen StR Faymann bekommen, sind sehr dürftig. Da heißt es laufend, man kann in bestehende Verfahren nicht eingreifen.

Ich halte diese Politik der mangelnden Kontrolle oder besser der Nullkontrolle für verantwortungslos. Ich hoffe, dass diese Praxis umgehend geändert wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Abgeordneter Fuchs ist der Nächste.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordneten!

Wir haben in Wien ausgezeichnete Baubetreuer, die jahrelang gute Arbeit leisten, auch viele Jahre die GSD. Selbstverständlich hat man in solche Unternehmen Vertrauen. Hier handelt es sich auch ausschließlich um einen Kriminalfall, der natürlich sehr schwer zu verhindern gewesen ist. 

Dennoch, Herr Stadtrat, möchte ich Ihnen einen Vorwurf machen, weil Änderungen in dem Unternehmen eingetreten sind, die Sie nicht beachtet haben. Einige Aufsichtsräte haben das Unternehmen vor zwei Jahren verlassen, nicht wegen irgendwelcher Unregelmäßigkeiten, die vorgefallen sind oder die man entdeckt hat, sondern sie haben sich verändert, sie sind weggegangen. Veränderungen in einem Unternehmen hätten Sie und Ihre Organisation sehr wohl wahrnehmen müssen und sehr wohl eine genaue Kontrolle vornehmen müssen, so wie Sie das bei ganz neuen Betrieben machen, die beschäftigt werden. Wäre das gewesen, wäre der Täter hier sicher vorsichtiger gewesen und Sie hätten einen Schaden von 4,2 Millionen verhindern können. 

Trotzdem glaube ich, muss man unterscheiden und sehr wohl zwischen Kontrolle der Kosten und der Effizienz abwägen, die dabei gegeben ist. Dass Wiener Wohnen jetzt im Interesse der Mieter gehandelt hat - alles in Ordnung. Das unterstützen wir, das haben wir auch im Ausschuss gemacht.

Trotzdem frage ich mich generell: Wie ernst nimmt es die Stadt wirklich mit der Kontrolle ihrer eigenen Unternehmen, Betriebe und Gesellschaften? Wie schaut die Kontrolle zum Beispiel bei der Wiener Holding aus und die Möglichkeit der Einsicht des Wiener Gemeinderats oder beim Wiener Wohnen-Kundenservice GesmbH? 

Im Oktober 2002 schrieb die Stadt Wien den größten jemals in Wien zu vergebenden Call-Center-Auftrag aus. Pro Jahr sollten künftig bis zu 6 Millionen Calls, 600 000 Mails und 1 Million Postwurfsendung für Wiener Wohnen durchgeführt werden, geschätzter Auftragswert rund 12 bis 15 Millionen. Die ausschreibende Stelle war die Stadt Wien - Wiener Wohnen Kunden Service GesmbH, eine hundertprozentige Tochter der Stadt Wien. Grundlage dieser Auftragsvergabe ist das Wiener Landesvergabegesetz, das per Ausschreibung zur Anwendung kommt und es wurde ein Auftragswert von 200 000 EUR festgesetzt. Den Zuschlag für den Auftrag erhielt eine Arbeitsgemeinschaft aus drei Call-Center: Vienna Communication Consulting GesmbH, Call-you Telekommunikationsservice GesmbH, Master Management Direct Marketing.

Um zu gewährleisten, dass die nahestehende ARGE den Auftrag tatsächlich erhält, wird die Ausschreibung scheinbar frisiert, die Teilnahme an einer Ausschreibung setzt scheinbar den Nachweis der Bonität des Unternehmens voraus. Die Bilanz der Vienna Communication weist 2001 einen Bilanzverlust von 24 Millionen S auf und Verbindlichkeiten von 11 Millionen S, die Bilanz der Master Management GesmbH einen Bilanzverlust von 1 Million 2001. Ohne Wiener Wohnen, ohne den Auftrag wären die ARGE-Teilnehmer offenkundig, so kann ich es feststellen, akut insolvenzgefährdet. Hiezu kommen natürlich folgende Ausschreibungen: Erreichbarkeit und - hören Sie jetzt genau zu - vom Rathaus binnen 45 Minuten mit öffentlichen Verkehrsmittel, Call-Center-Leute müssen die deutsche Sprache mit wienerischem Akzent sprechen, weil man Sie sonst nicht verstehen könnte, Call-Center muss bereits zwei Jahre am Markt sein, Call-Center muss voll in Betrieb sein, aber das Verfahren wird auf freiwilliger Basis durchgeführt und richtet sich nach keinen definierten Kriterien! 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, wenn Sie das jetzt kurz überblicken, so wie ich das dargestellt habe und das alles am Wiener Gemeinderat vorbeigeht, ja bitte wie soll man denn Vertrauen haben? Hier ist doch keine Kontrolle. Nicht nur, dass ich meine, dass hier die Landesvergabebestimmungen verletzt worden sind, 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, bitte zum Schluss kommen.

Abg Georg Fuchs (fortsetzend): hier hat der Gemeinderat keine Chance gehabt, eine Meinung abzugeben, zu kontrollieren und das, meine Damen und Herren, das ist nicht richtig und das muss sofort geändert werden! (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abgeordnete Dr Stürzenbecher.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die FPÖ versucht also nunmehr doch noch, aus diesem Fall ein bisserl politisches Kleingeld heraus zu pressen. Es wird nicht gelingen, nicht einmal das Kleingeld. Ich sehe zwar ein, dass Sie bei der Aktuellen Stunde jetzt nicht unbedingt das Verhalten von freiheitlichen Bundesräten im Bundesrat und ihr Abstimmungsverhalten thematisieren wollen, wozu der Landtag, der Bundesräte delegiert, auch was sagen könnte. Ich sehe ein, dass Sie das nicht machen, aber bei diesem Thema, hat man anscheinend gedacht, kann man ein bisserl was herausschlagen. Ich freue mich insofern, als man einige wichtige Sachen klarstellen kann. 

Als erstes möchte ich natürlich schärfstens diesen Vorwurf der Anstiftung zur Unterschlagung zurückweisen. Das ist ungeheuerlich und absurd und wirklich nur auf das Schärfste zurückzuweisen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber auch sonst hat der Kollege Wagner hier bei seiner Rede ja wenig mit der Wahrheit am Hut gehabt, und zwar wenn er gesagt hat, es sei gesagt worden, es sei kein Schaden für die Stadt entstanden, so ist das unrichtig. Es ist gesagt worden, den Mietern ist kein Schaden entstanden. Von der Stadt hat man gesagt, da ist natürlich ein Schaden entstanden. Dann hat er so getan, als hätte er jetzt irgendwie aufgedeckt, dass diese Beteiligung an der GSD noch nicht über die Bühne ist. Hätte er gestern dem Herrn Stadtrat zugehört. Der Herr Stadtrat hat das gestern hier ausführlich erklärt. Er hat gesagt: „Die Verhandlungen und Prüfungen zur Übernahme der Gesellschaftsanteile sind noch nicht abgeschlossen, es kann daher noch keine endgültige Aussage darüber getroffen werden, ob diese Übernahme auch zustande kommen wird.“ Also das sei hier noch einmal ganz deutlich klargestellt.

Weiters sei klar gestellt, dass Wiener Wohnen an der Aufdeckung des Falles beteiligt war, dass man sofort und richtig reagiert hat, dass man Staatanwaltschaft und Wirtschaftspolizei umgehend eingeschaltet hat und dass StR Faymann rasch wirksame Konsequenzen über die künftige finanzielle Sanierungsabwicklung gezogen hat.

Die finanzielle Sanierungsabwicklung wurde neu strukturiert, die gesamten Geldflüsse laufen bei allen künftigen Sanierungsprojekte ausschließlich über Wiener Wohnen und die Verrechnung der Leistungen der ausführenden Firmen erfolgt künftig ausschließlich über Wiener Wohnen. Die Baubetreuerfirmen haben künftig keinen Zugriff mehr auf die Sanierungskonten. 

Aber ich glaube, man muss auch die richtige Relation herstellen. In den letzten 15 Jahren sind von Wiener Wohnen zahlreiche Firmen beauftragt worden, Sanierungen durchzuführen und es wurden für diesen Zweck 3,3 Milliarden EUR ausgegeben, das sind 45 Milliarden S. Also diese Dimension muss man sehen und man muss sehen, dass insgesamt das Konzept, Sanierungen über beauftragte Firmen durchzuführen, sehr erfolgreich war und im Interesse der Wienerinnen und Wiener war! (Beifall bei der SPÖ.) 

Kollege Fuchs hat fairer Weise gesagt, eine Unterschlagung ist kaum vorherzusehen und das ist hier leider passiert. Damit komm ich auch schon zur Ermächtigung des Wohnbauausschusses. 

Der Wohnbauausschuss hat Wiener Wohnen ermächtigt, sich mit 34 Prozent an der betreffenden Baubetreuungsgesellschaft zu beteiligen. Übrigens mit einer Gegenstimme, also mit einer ganz, ganz großen Mehrheit, der Ellensohn war dagegen. Ich will jetzt nicht näher auf das eingehen, was der Ellensohn am 15.4. da in dieser Aussendung noch dazu gesagt hat. Das gereicht ihm nicht zur Ehre, aber aus Zeitgründen lasse ich das. Aber zur Ermächtigung noch: Ohne Einstieg von Wiener Wohnen in die GSD wäre der Konkurs der Gesellschaft kaum abwendbar. Die beauftragte Firma könnte, wenn es dazu kommt, dann weiter arbeiten – es sind drei Projekte in Arbeit, es sind auch mehrere Ausschreibungen gewonnen worden –, sonst gäbe es Verzögerungen mit allen negativen Folgewirkungen: Monatelanger Baustillstand, Neuausschreibungen und so weiter. Also es wäre grundsätzlich, wenn die Voraussetzungen natürlich stimmen, da sind wir uns im klaren, gut für die Mieter, es wäre gut für die Arbeitsplätze der Beschäftigten und es gäbe vor allem eine Chance auf Schadensgutmachung durch zukünftige Gewinne der Firma. 

Deshalb glaube ich, war es richtig, den Weg der Ermächtigung einzuschlagen. 

Aber die Ermächtigung heißt eben, wie gesagt, noch nicht Übernahme. Zuerst müssen die Voraussetzungen vorliegen und deshalb prüft der Wirtschaftsprüfer von Wiener Wohnen, eine hochrenommierte Wirtschaftsprüfergesellschaft, zu der man Vertrauen hat. Die wurde beauftragt, mit den Prüfern der GSD eine Zusammen-
stellung der offenen Forderungen vorzunehmen und unter Berücksichtigung 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abgeordneter, noch eine halbe Minute.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (fortsetzend): der bestehenden Aufträge eine Liquiditätsrechnung zu erstellen. Also genau das ist hier in Auftrag gegeben worden.

Die Verhandlungen und Prüfungen zur Übernahme der Gesellschaft sind, wie gesagt, noch nicht abgeschlossen. Es kann deshalb noch nicht definitiv gesagt werden, ob die Übernahme stattfinden wird. Aber wenn die Voraussetzungen stimmen, dann wird es sicher sinnvoll sein, dass es dazu kommt. Nicht zuletzt haben dem auch, glaube ich, 14 von 15 Mitgliedern des Wohnbau-ausschusses zugestimmt.

In dem Sinn möchte ich sagen, es ist durch ein unvorhergesehenes Ereignis - diese mutmaßliche Unterschlagung einer Person - zu einer schwierigen Situation gekommen. Man hat konsequent, rasch und sachgemäß gehandelt im Interesse 

Präsidentin Erika Stubenvoll (nochmals unterbrechend): Ihre Redezeit ist beendet.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (fortfahrend): einer weiteren Schadensvermeidung, im Interesse der Wienerinnen und Wiener. 

Dazu danke ich den Akteuren, die gut und sachlich und konsequent in einer Krisensituation gehandelt haben. - Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Kenesei. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich hätte mir nicht gedacht, dass eigentlich das, was ich am Dienstag bei der Debatte zum Kontrollamtsbericht gesagt habe, so rasch wieder ins Gedächtnis gerufen werden muss.

Das ist genau das, was mein Debattenbeitrag gewesen ist, Herr Stadtrat, dass es immer wieder in verschiedensten Bereich, auch im Bereich Wiener Wohnen, vom Kontrollamt Vorschläge, Hinweise und Kritikpunkte gegeben hat. Sei es, wie mit den Treuhandkonten umgegangen wird, wie mit diesen Bauabrechnungen umgegangen wird, wie mit der Kontrolle umgegangen wird. Dann gibt es genau die Situation, wie ich sie bereits geschildert habe: Im Kontrollausschuss wird verständnisvoll genickt, wird eine pauschale, nette, zustimmende Stellungnahme abgegeben und kaum verlässt man den Raum in der Rathausstraße drüben, wo der Kontrollausschuss seine Sitzungen hat, ist alles wie weggelöscht und vergessen. Genau das ist das, was ich gemeint habe mit „Nehmen wir uns doch selber ernst und nehmen wir doch auch das Kontrollamt ernst und die Hinweise ernst“. Das ist einer der wesentlichen Punkte. 

Der Kollege Stürzenbecher sagt, Wiener Wohnen hat rasch reagiert, als das bekannt geworden ist. Na no na net, was hätten wir uns von Wiener Wohnen erwartet? Dass es sagt: Mein Gott, da sagen wir jetzt gar nichts dazu, weil da ... (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Zur Aufdeckung wurde beigetragen!) Ja zur Aufdeckung beigetragen! Es wäre aber notwendig gewesen auch das umzusetzen, was das Kontrollamt zum Beispiel in den Jahren davor immer wieder in Dutzenden Kontrollamtsberichten vorgeschlagen hat. 

Jetzt weiß ich schon, da hätte man die Unterschlagung von dem Geschäftsführer nicht verhindern können. Aber in vielen anderen Bereichen hätten wir zum Beispiel auch bei einer Qualitätssicherung durchaus Hinweise gehabt, hier etwas zu tun. Das Problem, das offensichtlich ist, ist, dass sehr viele Bereiche in der Stadt mit der Kontrolle auf Kriegsfuß sind. Grenzenloses Vertrauen ist einmal oberste Priorität. Es würde mich interessieren, warum das so ist, warum man nicht einfach diesen Hinweisen, dieser Skepsis, die Prüfer haben, nachgeht?

Zur Qualitätssicherung. Herr StR Faymann, Sie sind einer, der bei den Wettbewerben in der Architektur immer Qualität in den Vordergrund stellt. Dort wird Geld verwendet, Wohnbauförderungsgelder. Beim Wettbewerb, wo die Qualität im Vordergrund steht, da ist die Stadt noch dabei. Da sind wir sehr intensiv, da kümmern wir uns darum, wie das funktioniert, wie das geht und das beste Projekt - sicherlich auch immer eine subjektive Entscheidung, aber das beste Projekt - nach verschiedenen Kriterien soll dann auch den Zuschlag erhalten. 

Dann gibt es die Bauphase. Da haben wir schon das Problem, und das ist ein Problem und das wird zu diskutieren sein: Wie geht der Billigstbieter meist als Generalunternehmen mit diesem Projekt um? Heißt Billigstbieter auch immer effizient bauen? Wir wissen aus vielen Bereichen, dass das nicht immer der Fall ist. 

Dann gibt es die Bezugsphase. Bewohner beklagen Mängel. Da ist die Stadt aus der Geschichte schon komplett draußen, da halten wir uns, sage ich einmal, vornehm zurück und verweisen auf den Bauträger. 

Dann gibt es die tatsächliche Wohnphase mit den tatsächlich weiterhin existierenden Mängel und dann hört man von der Stadt Wien aber überhaupt nichts mehr! Dann kommt man darauf, dass a), b) und c) überhaupt nicht realisiert wurde, so wie es im Wettbewerb gesagt wurde. Die Leute, die dort aber eingezogen sind haben sehr wohl darauf vertraut, dass das auch so gebaut wird, wie es ihnen am Plan und im Modell gezeigt wurde. Aber dann können verschiedenste Punkte einer Realisierung überhaupt nicht zugeführt werden, weil Dutzende andere Punkte plötzlich nicht mehr zusammenpassen.

Jetzt nehme ich als eines der vielen Beispiele - ich weiß, dass Sie sagen, schon wieder da - die Thermensiedlung. 

Herr Stadtrat! Sie wissen ganz genau, dort passt von A bis Z leider gar nichts, was den Leuten versprochen wurde und wie es jetzt dort aussieht. Vor allem in dem Bereich, was Wohngefühl und Wohlfühlen bedeutet, nämlich bei der Freiraumgestaltung, bei der Freizeitgestaltung, bei den Möglichkeiten, sich dort weiter zu entwickeln, was alles angeboten wurde - mit welchem Jubel hat man dieses Projekt präsentiert! Da sind Sie natürlich noch dabei gewesen. Dann ist Spaten gestochen worden, da sind wir beide auch dabei gewesen. Aber in der Diskussion dann darnach, wie es darum gegangen ist, die Mängel 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute!

Abg Günter Kenesei (fortsetzend): zu beheben, da haben wir den StR Faymann nicht mehr gesehen. Da waren wir plötzlich fein draußen, da sind alle Mieter an den Bauträger verwiesen worden. Der Bauträger hat gesagt: Na das geht nicht, das geht uns nichts an, der Grüngürtel, das SWW, der Rodelhügel, die Freizeit, der Teich, der Zaun, mein Gott, alles ist so kompliziert - und alle waren plötzlich unzufrieden. 

Das kann nicht Qualität sein, die die Stadt abzuliefern hat und das hat auch mit Kontrolle nichts zu tun! 

Darum sage ich Ihnen nochmals: Nehmen Sie das ernst, was vom Kontrollamt kommt, denn es sind gute und richtige Hinweise! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Mag Gerstl. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich habe mich in dieses Thema versucht intensivst einzulesen und mit Betroffenen zu sprechen. Ich muss feststellen, dass nach einer eingehenden, von mir nun vorgenommenen Prüfung die Aktuelle Stunde unter dem Titel „Wohnbauförderungsskandal um die GSD“ in dem Sinne nicht gegeben ist. (Abg Josef Wagner: Na geh!)

Es gibt keinen Wohnbauförderungsskandal um die GSD, lieber Herr Kollege Wagner. Ich kann mich noch sehr gut an Ihre Worte im Ausschuss erinnern, wo Sie den Herrn Stadtrat wegen seiner Vorgangsweise gelobt haben, dass er jetzt versucht, sozusagen den Schaden, der eingetreten ist, auch noch abzuwenden. Ich glaube, wir sollten die Kirche auch im Dorf lassen. Wenn wir über generelle Dinge sprechen, bin ich jederzeit bereit und ich glaube Sie kennen mich, dass ich einer derjenigen bin, dass ich dort, wo ein politischer Skandal in der Luft liegt, auch immer gerne dabei bin, diesen politischen Skandal aufzudecken.

Doch wenn es hier um einen Fall geht, wo ein Geschäftsführer in 5 Jahren 958 Mal im Casino war, das heißt mehr als jeden zweiten Tag, und dort über 4 Millionen EUR verspielt hat, dann sage ich, das liegt jetzt nicht nur alleine an der Kontrolle des Auftraggebers, der Gemeinde, des Auftraggebers Wiener Wohnen, draufzukommen, was dort alles vielleicht verloren gegangen ist, sondern dann liegt es auch am Casinobetreiber, der dort auch nachschauen hätte können und intensiver nachfragen hätte können, von wo er dieses Geld hat. (Abg Dr Wilfried Serles: Das schauen wir uns aber an!) 

Ich glaube, das sollten wir hier auch beleuchten. Und wir müssen auch sagen, dass es sich bei dieser Summe, die zwar als absolute Summe viel, viel Geld ist - 4 Millionen EUR Schaden ist viel, viel Geld und wir versuchen ja jetzt und wir, die Gemeinde Wien, versucht nun, diesen Schaden auch hereinzubringen -, um ein Volumen von nicht einmal 3 Prozent handelt. Wir wissen alle, die in der Baubranche tätig sind, dass nicht einmal 3 Prozent leider von Kriminellen sehr oft abgezweigt werden kann. 

Aber das Ganze sollte uns natürlich davon abhalten, nicht generell die Kontrollmechanismen zu verbessern. Das sollte uns sicher ein Auftrag sein. Und hinzugehen und zu sagen: Haben wir hier nicht auch als Wiener Wohnen, wo wir rund 50 Prozent aller Wohnbauförderungsfälle in der Gemeinde Wien hier beauftragen und wo wir jemand sind, der sagt, wir bestimmen eigentlich, wo die Förderungsmitteln hingehen und wir nehmen sie am stärksten in Anspruch, einen erhöhten Auftrag zu schauen, dass die Bauunternehmer und die baubetreuenden Stellen, die wir uns aussuchen, auch einer besonderen Verantwortung entsprechen? Dass es eben nicht passieren kann, dass ein Gesellschafter mit seiner Freundin, die gleichzeitig Prokuristin ist, das Geld abzweigt, sondern dass wir dafür Sorge tragen, dass dort auch eine Buchhaltung ist, die oft kontrolliert und dass wir dafür Sorge tragen, dass das System, wer große Aufträge unterschreiben kann, eben überprüft wird und vielleicht gewechselt wird, dass einmal die beiden zeichnungsberechtigt sind und dann zwei andere Prokuristen. Ich weiß schon, dass das nur in größeren Unternehmen der Fall ist. Aber das ist eine Möglichkeit, die man auch wirklich ernsthaft durchdenken muss bis zu dem, wo man sich fragen muss: Was können wir selbst als Auftraggeber Wiener Wohnen prüfen? 

Ich bin nicht einer, der sagt, alles soll Wiener Wohnen selbst machen, denn da müssen wir auch Aufwand und Nutzen gegenüberstellen. Ich bin auch dafür, dass es in private Hände gegeben wird. Aber eines ist klar und da bin ich mit meinen Vorrednern einig: Das Kontrollsystem ist immer eines, das wir auch überprüfen sollen, ob es den Anforderungen genügt, denn ein Eigentümer, der der öffentlichen Hand angehört, hat auch einen erhöhten Auftragswert und hat auch eine erhöhte Anforderung an seine Sorgfaltspflicht nicht nur als ordentlicher Kaufmann sondern noch dazu auch als einer, der hier von der öffentlichen Hand, vom Steuerzahler beauftragt wird. Und da kann keine Kontrolle zu gering sein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Lassen Sie mich noch zum Schluss festhalten, auch wenn das vielleicht mein Vorredner von der SPÖ schon hätte machen können. Aber trotzdem, weil ich der Wahrheit immer gerne auf den Grund gehe, ist es wichtig, zu sagen: Wohnbauförderungsmittel sind keine verloren gegangen, sondern es ging um das Auftragsvolumen im Bauauftrag, das verloren gegangen ist und das gilt es hier auch einmal festzuhalten.

In dem Sinne wünsche ich der Gemeinde Wien noch viel mehr Kontrolle, viel bessere Kontrolle und Geschäftsführer, die nicht mehr kriminell sind! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr Serles. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Wohnbauaffäre um die GSD - und ich befinde mich da im völligen Gegensatz zu meinem Vorredner, dem Herrn Gerstl von der ÖVP - hat tatsächlich das Zeug in sich, sich von einer bloßen Wohnbauaffäre zu einem handfesten Wohnbauskandal zu entwickeln. 

Zuerst haben wir gelesen, dass 3,5 Millionen EUR fehlen sollen. Dann hat uns irgendwer vorgerechnet, es fehlen 4 Millionen EUR. Jüngst lese ich, es fehlen bis zu 5 Millionen EUR. Herr Kollege Gerstl, wissen Sie eigentlich, wie viele Millionen EUR hier tatsächlich in der Kasse von Wiener Wohnen fehlen? Wissen Sie eigentlich, wohin diese vielen Millionen verschwunden sind? Sind Sie sich sicher, dass alle diese Millionen in die Kassen der Casinos Austria eingegangen sind? Sind Sie sich sicher, dass diese vielen Millionen nicht in ganz anderen dunklen Kanälen versickert sind? Und Herr Kollege Gerstl, wie war es eigentlich möglich, dass die Spielleidenschaft des ehemaligen Geschäftsführers der GSD den Casinos jahrelang verborgen blieb und offensichtlich jahrelang im Verborgenen blühen konnte?

Der Kriminalfall um die GSD könnte sich sehr rasch zu einer Korruptionsaffäre größten Stils entwickeln, wenn es dem ehemaligen Geschäftsführer der GSD nicht gelingt, seine angebliche Spielleidenschaft vor Gericht schlüssig zu beweisen. Diese Frage werden natürlich die Gerichte klären müssen. 

Ich frage mich nur, meine Damen und Herren von der ÖVP, warum legen Sie heute bereits eine derartige Leichtgläubigkeit an den Tag, wenn es um derartige ernste Fragen geht und welche politische Absicht von Ihrer Seite steckt dahinter, wenn Sie das Thema GSD so völlig bagatellisieren? (Beifall bei der FPÖ.) 

Im Gegensatz zu den Gerichten werden wir - mit „wir“ meine ich nämlich den Gemeinderat, den Landtag, die Politiker dieses Hauses - die Frage klären müssen, warum die GSD viele Jahre hindurch in Wien grenzenloses Vertrauen genoss statt streng kontrolliert zu werden. Daher ist der Titel, den der Herr Kollege Wagner und die FPÖ für die heutige Aktuelle Stunde gewählt haben, ein sehr präziser und ein sehr treffender. 

Der Herr StR Faymann ist an sich für gute Öffentlichkeitsarbeit bekannt. Im Vorfeld dieser GSD-Geschichte dürfte ihm was gerutscht sein. Ich habe da eine Stellungnahme eines seiner Sprecher im „STANDARD“ vom 16.4. gelesen, wo der Sprecher sagt: Also ja, man wird da möglicherweise die Kontrolle nachjustieren müssen, und dann im O-Ton verlautbaren lässt, dass das Minimum gezielte Stichproben sein werden. Allein diese Feststellung ist bereits das Eingeständnis dafür, dass die Kontrolle der Stadt Wien im Ressort vom Herrn Wohnbaustadtrat in diesem Bereich jahrelang völlig versagt hat und dass hier mit öffentlichen Wohnbauförderungsmitteln - und der Herr Stadtrat hat heute in der Fragestunde richtig festgestellt, es handelt sich dabei um das Geld von Steuerzahlern -, dem Geld von Steuerzahlern, leichtfertig umgegangen wurde. (Beifall bei der FPÖ.)
Herr Stadtrat! Gezielte Stichproben wären das Mindeste gewesen, was wir uns von einer ordentlichen Amtsführung erwartet hätten. Sie sind daher politisch dafür verantwortlich, dass in Ihrem Ressort grenzenloses Vertrauen statt strenger Kontrolle geherrscht hat! 

Und Herr Kollege Stürzenbecher: Wenn Sie heute so getan haben, als hätte Wiener Wohnen richtig reagiert und sofort und rasch dadurch Maßnahmen gesetzt, dass es die Staatsanwaltschaft alarmiert haben, dann kann ich Ihnen nur entgegenhalten: Das ist das Mindeste, was man in dieser Frage dann zu tun hat, wenn der Kommissar Zufall Regie führt, dann, wenn hier unglaubliche Unterschlagungen aufgedeckt werden. Und Sie wissen ganz genau, hätte man das nicht an die Staatsanwaltschaft herangetragen, dann hätte man damit eine neuerlich strafrechtlich relevante Handlung gesetzt. 

Ich verstehe auch überhaupt nicht, warum die Stadt Wien die Beteiligung an der GSD eingehen will ohne von den anderen Gesellschaftern zumindest eine teilweise Schadenswiedergutmachung zu verlangen. Ich habe auch eine diesbezügliche Klarstellung in der heutigen Fragestunde und in der heutigen Aktuellen Stunde etwa vom Herrn Stürzenbecher vermisst. 

Ihnen kann ich jedenfalls zusichern: Wir werden an der lückenlosen Aufklärung des Skandals rund um die GSD mit all den politischen Mitteln, die wir für angemessen erachten und die uns dafür zur Verfügung stehen, mitwirken. (Beifall bei der FPÖ)

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Mag Schieder. 

Abg Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Stadt Wien wählt seit Jahren erfolgreich den Weg, externe Baubetreuer dort einzusetzen, bei Bauvorhaben, bei Sanierungsvorhaben, wo vor allem ein extremer Aufwand zu tätigen ist, der vor allem auch in der intensiven Mieterbetreuung liegt und dieser Weg wurde ja in den letzten Jahren erfolgreich beschritten. Ich sage nur auch drei Beispiele, die die namhafte Firma ja auch erfolgreich abgewickelt hat: den Karl-Marx-Hof, den Engels-Hof und den Reumann-Hof. Zur Zeit betreut ja die GSD drei Baustellen, nämlich im 12. Bezirk, im 14. Bezirk und im 16. Bezirk. 

Es ist auch noch zu erwähnen, dass über dieses Modell der externen Baubetreuer in den letzten fünf Jahren ein gesamtes Finanzvolumen von 3,3 Milliarden EUR in die Sanierung geflossen ist. Nur dass man hier auch die Dimensionen richtig hat, wenn man dann auch die Veruntreuung in Relation setzt.

Wiener  Wohnen hat - und das ist die Wahrheit der Geschichte - im Zuge der Kontoabrechnung, also im Zuge der Kontrolle, die Wiener Wohnen obliegt, den Fehlbestand von zirka 4,3 Millionen EUR entdeckt. Und lieber Herr Serles, es war immer in den Zeitungen auch von rund 4 Millionen EUR die Rede. Es war eben Wiener Wohnen, das diesen Fehlbetrag entdeckt und daraufhin sofort reagiert hat, und sofort die Wirtschaftspolizei und die Staatsanwaltschaft eingeschaltet hat. Es ist ja daraufhin auch der Geschäftsführer sofort geständig gewesen und hat zugegeben, dass er das Geld genommen und im Casino verspielt hat und ist natürlich auch sofort ins Gefängnis gekommen und wartet dort auch auf sein Verfahren. 

Ich glaube, er hat auch zugegeben, dass er treuhändige Kontogelder verwendet hat. Das Wesen eines Treuhänders ist, dass man ihm quasi auch die Verwaltung dieser Gelder treuhändig überlässt. Ein Missbrauch dieses treuhändigen Verwaltens ist, wenn man die Gelder nimmt und ins Casino geht und sie dort verspielt. Damit ist auch hier die Sachlage wohl eindeutig. 

Eine Frage, die ich mir schon stelle ist: Wie kann es passieren, dass ein Mann Unmengen von Geld ins Casino trägt und dort verspielt und die Casinos in der Wahrnehmung ihrer Pflicht diesen Mann nicht sperren, damit er nicht ins Casino gehen kann? Aber das ist wohl nicht Gegenstand der Debatte hier. 

Was hat Wiener Wohnen weiterhin sofort gemacht? 

Es hat sofort alle Konti gesperrt, die mit dieser Gesellschaft zu tun haben. Es wurde angewiesen, dass Auszahlungen für laufende Bauvorhaben nur mehr nach direkter Vorlage der Rechnungen bei Wiener Wohnen gegeben werden und es wurde sofort die Öffentlichkeit umfassend und komplett informiert. Wichtig war es eben

1. die Gerichte sofort einzuschalten, um das einem rechtlichen Weg zuzuführen,

2. die laufenden Projekte, die drei angesprochenen Sanierungen nicht zu gefährden und 

3. den Schaden vor allem von den Mieterinnen und Mietern abzuhalten, weil ja die wohl am unschuldigsten zu dieser Sache kommen. 

Es gab natürlich die Möglichkeit, die Firma in den Konkurs zu schicken, indem man die Forderungen einfach stellt. Allerdings ist dann das Geld sicher verloren und es stehen die Baustellen längere Zeit still und es würden uns die Mieter überhaupt nicht danken, sondern es würde auf großes Unverständnis stoßen, es würden Arbeitsplätze verloren gehen und es würde auch technisches und betreuerisches Know-How, das es in der Firma gibt - die Firma hat ja zum Glück nicht nur den spielsüchtige Geschäftsführer, sondern auch fleißige Leute -, verloren gehen. Daher gilt es nach Möglichkeit auch einen Konkurs dieser Firma zu vermeiden. 

Deshalb hat der zuständige Gemeinderatsausschuss Wiener Wohnen ermächtigt zu prüfen, ob 

1. die Forderung, die wir gegenüber dieser Firma haben, in eine Beteiligung der Firma umzuwandeln ist, weil so ein Teil des verlorenen Geldes wieder zurück erwirtschaftet werden kann und 

2. auch garantiert wird, dass die laufenden Projekte weiter geführt werden und die Mieter nicht nur auf einer staubigen Baustelle wohnen, sondern dass diese Baustelle auch ihr Ende findet und die Häuser saniert werden. 

Die Steuerberatungskanzlei erstellt gerade das Gutachten, in welchem Zustand diese Firma ist und wie hoch der Schaden letztendlich ist, weil eben zurzeit die Sachlage so ist, dass man ihn nicht komplett einschätzen kann, weil ja ein Großteil der Unterlagen richtigerweise bei der Wirtschaftspolizei liegen und sie daher erst wieder freigegeben werden mussten, damit die Steuerberatungskanzlei hier alle Unterlagen sichten kann. 

Wenn diese Beurteilung fertig ist, dann wird gemäß dieser Ermächtigung Wiener Wohnen entscheiden, wie es eben mit dieser Beteiligung ausschaut und mit welchem konkreten Prozentsatz. 

Mir ist es nur wichtig, hier noch einmal zu betonen: Es war ein Geschäftsführer, der Gelder, die ihm treuhändig übergeben wurden, verspielt hat. Wiener Wohnen hat es aufgedeckt und sofort reagiert und StR Faymann hat sehr rasch, sehr kompetent im Sinne der Mieterinnen und Mieter reagiert, die – das kann ich Ihnen auch versichern, weil ja einer dieser betroffenen Bauten auch bei mir im Wahlkreis ist – auch sehr froh sind, dass hier in ihrem Sinne entschieden worden ist, sodass die Sanierung, die ihnen wichtig ist, auch schnell fortgesetzt wird und hier für die Mieterinnen und Mieter kein Schaden entsteht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen gebe ich gemäß § 15 Abs  2 im Zusammenhang mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass eine schriftliche Anfrage von den Abgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingelangt ist. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 6, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 1, des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gebrauchsabgabegesetz 1966 geändert wird. Berichterstatter hiezu ist der Herr Abgeordnete Ekkamp. Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter Abg Franz Ekkamp: Frau Landtagspräsidentin! Geschätzte Damen und Herren des Landtages!

Die Post 1 betrifft eine Änderung des Gebrauchsabgabengesetzes von 1966 und mit dieser Novelle sollen die in der Praxis auftretenden Abgrenzungsprobleme betreffend der Sondernutzungen nach dem Gebrauchsabgabengesetz 1966 und jenem Sondergebrauch, der dem Privatrecht unterliegt,

beseitigt werden. Ich ersuche Sie um Zustimmung.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammen zu legen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Mag Chorherr. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Auf den ersten Blick - und wir haben dieses Gesetz auch länger im Klub diskutiert - müsste man eigentlich sagen, na klar, bitte das ist doch vernünftig, wenn jemand das Auto in die Gegend stellt, soll es doch rasch weggeräumt werden. Das ist oft mühsam mit den jetzigen Maßnahmen. Klar behindert das Verfahren und bevor da jetzt langmächtig herumgetan wird, räumen wir bitte das Auto weg. Gerade als GRÜNE hätten wir eigentlich kein Problem damit. Ich glaube, dass das sogar einer der Hauptgründe ist, dass da von Seiten der ÖVP und der FPÖ die Ablehnung kommt. Ginge es nur um das, würden wir nicht lange diskutieren, sondern würden wir zustimmen. 

In Abwägung haben wir das dann länger diskutiert und ich möchte Ihnen jetzt für zukünftige Vorhaben begründen, warum wir da skeptisch sind. 

Es ist ein Wesen unseres Rechtsstaates, dass die Behörden aufgrund von Bescheiden, aufgrund von rechtsstaatlichen Verfahren eingreifen können. Und ich muss ja gar nicht in den großen Kübel greifen, wie in anderen Ländern der sogenannten westlichen Welt jetzt aus irgendwelchen übergeordneten Kriterien rechtsstaatliche Verfahren abgekürzt werden. Aber wir sehen das als grundsätzlich bedenklich - und das sage ich auch in Richtung der Sozialdemokratie -, wenn man beginnt, den Behörden zu ermöglichen, ohne Verfahren einzugreifen. Ob man hier nicht eine Büchse der Pandora eröffnet? 

Nur ein Beispiel: Eine andere Regierung hat die Möglichkeit, herumstehende Gegenstände ohne Verfahren zu entfernen. 

Rund um Demonstrationen, rund um andere Artikulationen wollen wir nicht, dass einer Behörde in die Hand gegeben wird, ohne Verfahren einzugreifen, wogegen dann auch schwer Rechtsmittel zu ergreifen sind. 

Das ist der Grund, dass wir hier schon auch Richtung Vizebürgermeister sagen: Achtung, welchen Weg geht ihr da? Heute sind es herumstehende Autos, ja, kein Problem. Was ist es morgen und wozu kann das benützt werden? Und wir sollen, ich glaube aus gutem Grund, dabei bleiben und sagen, die Behörde soll Verfahren einleiten. Interessanterweise hat bei dieser Novelle auch die Wirtschaftskammer einen interessanten Vorschlag gemacht, der das gleiche Ziel erreicht hätte ohne das Verfahren auszuhebeln.

Der Vorschlag war, dass die Behörde agieren kann, dass aber Berufungen gegen diesen Bescheid keine aufschiebende Wirkung haben. Was heißt das im Klartext? Was wird damit befürchtet? Es steht ein Auto herum oder ein anderer Gegenstand und jemand beruft gegen den Bescheid und der hat aufschiebende Wirkung. Das heißt, der Krempel steht noch wochen- oder monatelang herum. Das kann nicht das Ziel der Sache sein. Aber hier schüttet man das Kind mit dem Bade aus. 

Und ich warne nachdrücklich aus demokratiepolitischen Gründen davor, dass wir beginnen, den Behörden zu ermöglichen, ohne Verfahren Handlungen zu setzen!

Ein 2. Punkt auch, nur am ersten Blick ein Detail: Es geht in diesem Kontext um eine Erhöhung der Strafbestimmungen. Ich weiß nicht, ob Sie wissen, wie viel die erhöht werden. Ich sage es Ihnen: Um das Zehnfache werden die Strafen erhöht. Das sind schon Dinge, die, wenn sie missbräuchlich eingesetzt werden - und ich gestehe offen, ich habe gegenüber den Behörden, vielleicht auch durch meine Sozialisierung, nicht eine prinzipiell vertrauensvolle Einstellung, etwa die werden das schon im Interesse des Allgemeinwohls sehen. Man muss da nicht nach Italien blicken, da reicht manchmal auch ein Blick nach Österreich, da reicht ein Blick in die USA, wie Behörden unter einem bestimmten politischen Druck agieren. 

Das ist ein Freibrief, der jetzt in einem Detail passiert. Wir wollen es hier nur ganz deutlich sagen, um Sie aufmerksam zu machen, dass das kein Weg ist, den der Rechtsstaat gehen soll, weil so ein Rechtsstaat sehr schnell auch zu einem Unrechtsstaat werden kann! 

Was sich da unter dem Wiener Gebrauchsabgabegesetz verbirgt soll nicht ein Anfang einer Entwicklung sein, die wir langfristig bereuen werden. Deswegen werden wir dieser Novelle nicht zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau Stadträtin Dipl Ing Dr Rothauer. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir von der ÖVP haben aber auch noch einen anderen Grund, weswegen wir heute dem vorliegenden Entwurf nicht zustimmen, uns fehlt nämlich etwas. Uns fehlt etwas ganz Wesentliches und das werde ich Ihnen jetzt möglichst kurz unterbreiten. 

Das Gebrauchsabgabegesetz regelt einmal die Tariffrage. Da hat der Herr Kollege Chorherr jetzt schon dazu gesprochen. Das Gebrauchsabgabegesetz regelt aber auch die Erteilung der Gebrauchnahme, also die Erlaubnis zum Gebrauch öffentlichen Gutes. Das betrifft alles mögliche: Steckschilder, Warenausräumungen und auch Schanigärten.

Das ist eine spannende Frage, weil es bei den Schanigärten in letzter Zeit besondere Aufregungen gegeben hat. Diese Regelung ist im § 2 dieses Gesetzes getroffen. Da gibt es also Versagungsgründe, weswegen man eine beantragte Gebrauchnahme nicht genehmigen muss oder will. Dieser § 2 hat sich zuletzt bei der Schanigartencausa als zu zahnlos erwiesen oder zumindest als lückenhaft. Vor allem hat in diesem Verfahren die Bezirksvertretung, der Bezirk eine ganz, ganz schwache Stellung. Und das ist nicht gut so! Weswegen? Weil der Bezirk derjenige ist, der eigentlich mit Schwierigkeiten, die vor Ort auftreten oder die durch Schanigärten auftreten, am meisten konfrontiert ist.

Wir sehen daher Handlungsbedarf. Handlungsbedarf warum? Weil die Schanigärten sich zunehmender Beliebtheit erfreuen. Schanigärten sind ja nicht nur für den Unternehmer gewinnbringend, sondern Schanigärten sind ja unter den Gästen, unter den Konsumenten ungeheuer beliebt. Hier im Saal sind jetzt nur wenige anwesend, aber selbst wenn wir alle befragen würden, wage ich zu wetten, dass niemand der Befragten sagt, bei schönem Wetter setzt er sich lieber in ein geschlossenes Lokal hinein als in einen Garten. 

Das heißt nicht zuletzt, weil es auch einem dringenden Kundenwunsch entspricht, sind die Schanigärten gewachsen, gewachsen, zum Teil gewuchert. Zum Teil gab es an prominenten Plätzen eine als Wildwuchs zu bezeichnende Ausdehnung, wo die Attraktivität und die Anziehungskraft natürlich besonders hoch ist, und das hat schon einigen Unmut hervorgerufen. Beschwerden von der Wohnbevölkerung, bei der offensichtlich auch zwei Seelen in der Brust wohnen. Als Schanigartenbenützer sind sie mit dieser Einrichtung durchaus zufrieden, als Bewohner in den Wohnhäusern leiden sie mitunter unter den Schanigärten vor ihren Wohnhäusern und beschweren sich über Lärmbelästigungen und so weiter. 

Aber es hat auch unter Kaufleuten schon zunehmend Beschwerden gegeben, weil - und ich kann es ruhig als Beispiel nennen - zum Beispiel am Graben die Ausdehnung der Schanigärten bereits so groß geworden ist, dass einige Händler meinen, dass ihre Geschäftsportale, ihre Auslagen nicht mehr so gut wahrgenommen werden können und dass die Kunden, die zu ihnen strömen sollen, sich mitunter sogar beeinträchtigt oder beengt fühlen.

So, was tun? Also erstens hat der 1. Bezirk darauf gedrängt, dass etwas getan wird, weil er darunter leidet. Und da hat die Kammer, weil sie ja auch Interessensvertretung der Gastwirte ist, die Schanigärten natürlich besonders gerne haben, und auch die Interessensvertretung der Kaufleute ist, die sich unter Umständen beschweren, einen Vorschlag zu diesem Gebrauchsabgabegesetz gemacht, der so einfach wie wirkungsvoll ist: Man könnte nämlich in das Genehmigungsverfahren noch als Tatbestand für die Erteilung oder Nichterteilung eine sogenannte Gestaltungsverordnung für einen ganzen Bezirk, für Bezirksteile, für einzelne Straßen, ganz beliebig, aufnehmen, und zwar nicht als Zwangsbeglückung für den Bezirk und nicht als Verhinderungsinstrument für die Schanigärten.

Nicht als Zwangsbeglückung für den Bezirk deshalb, weil der Bezirk selbst befinden müsste oder beantragen müsste, dass man so eine Gestaltungsverordnung für einzelne Teile, für einen ganzen Bezirk, wie auch immer, durch die Behörde oder durch den Magistrat ausarbeiten lassen soll. Eine solche Gestaltungsverordnung soll auch für das Genehmigungsverfahren einen Maßstab setzen und kein Verhinderungsinstrument sein, weil es gibt ja nicht nur Bereiche gibt, wo es schon sehr eng mit der Vielzahl und mit der Ausdehnung der Schanigärten ist, sondern es gibt ja auch Bereiche, wo es sehr schwer ist, einen Schanigarten zu bekommen, wo es eng ist, wo der Platz nur geschaffen werden kann, wenn Parkplätze verloren gehen und so weiter. Auch diese Causa gehörte irgendwie einvernehmlich geregelt.

Nun dieser Vorschlag, den die Kammer da unterbreitet hat, wurde abgelehnt und wurde in dieses Gesetz nicht aufgenommen, sondern mit folgender Begründung laut Vorlageakt abgelehnt: Diese Regelung der Sondernutzung von öffentlichem Grund, und ich zitiere jetzt wörtlich aus dem Akt: "…würde ausschließlich auf Grund raumordnungsbezogener Kriterien geschaffen. Eine derartige Regelung würde jedoch den fiskalischen Zweck der Gebrauchsabgabe verdrängen."

Na das kann es nicht sein, meine sehr geehrten Damen und Herren, denn im geltenden Gesetz, auch jetzt nach dieser Novelle, steht ja im § 2 wörtlich: „Die Gebrauchserlaubnis ist zu versagen, wenn dem Gebrauch öffentliche Rücksichten wie insbesondere Umstände sanitärer oder hygienischer Art, Gründe der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs, der Parkraumbedarf, städtebauliche Interessen, Gesichtspunkte des Stadt- und Umlandbildes oder Umstände des Natur-, Denkmal- oder Bodenschutzes entgegenstehen“. Na das sind ja zu 90 Prozent raumbezogenen Tatbestände. Also das habe ich nicht verstanden, wieso dann eine Gestaltungsverordnung, die auch raumordnungsbezogene Kriterien zum Inhalt hat, diesem Anspruch des Gesetzes hier nicht genügen soll. 

Gut, ich habe das in der Landesregierungssitzung vorgebracht, wo diese Gesetzesvorlage zuerst gelandet ist und der Herr Bürgermeister hat mir gesagt: Nein, nein, er ist sehr dafür, er ist dafür, dass das geregelt wird, er steht voll dahinter und er wird sich auch persönlich dafür einsetzten. Gut, ich bin also zuversichtlich, ich habe die volle Unterstützung des Herrn Bürgermeisters gefunden. Ich habe es in der Ausschusssitzung dann noch einmal hervorgebracht und der Herr VBgm Rieder hat mir geantwortet: Nein, nein, das ist kompliziert und gehört vielleicht doch nicht so sehr in die Finanzverwaltung, wahrscheinlich eher bei der Frau StRin Mag Brauner, aber es wird eh die Kammer zu Gesprächen eingeladen und es wird schon gemacht. Also von daher hab ich auch die Unterstützung. Ich habe die Frau StRin Brauner in einem persönlichen Gespräch schon heuer im Winter angesprochen und habe sie darauf aufmerksam gemacht und sie hat gesagt, ja, ja, sie sieht auch den Handlungsbedarf, ja, ja, sie ist eh auch dafür, dass man so etwas macht. Und der Herr StR Schicker, den ich angesprochen habe, weil wir ja bei einer Art Gestaltungsverordnung oder wie immer wir sie nennen wollen dazu ja auch die MA 19 und die MA 28 brauchen, war auch sehr einverstanden. Also ich habe rundum Unterstützung gefunden. 

Das macht mich ein bisserl ratlos, weil bei soviel Unterstützung und keiner Umsetzung weiß ich nicht recht, wie ich damit umgehen soll. Ich habe heute den Herrn Bürgermeister noch einmal angesprochen und ich habe erfahren: Ja das ist schon auf Schiene. Leider hat mir gestern in der Kammer niemand sagen können, wer und ob eingeladen wurde. Irgendwie ist das dort nicht eingetroffen. (Abg Mag Christoph Chorherr: Schiene wohin?) 

Ja Schiene wohin, genau, ein berechtigter Einwand. Nun gut, also wir werden sehen. Ich bin ja für alle Vorschläge offen. Es muss ja nicht die Gestaltungsverordnung sein und es muss nicht so gemacht werden, es kann auch anders gemacht werden. Ich bin für alles offen, aber ich fürchte halt, ohne Hinweis im Gebrauchsabgabengesetz, wo das zumindest erwähnt ist, dass das auch ein Kriterium ist, wird es wahrscheinlich nicht gehen, weil die Genehmigungsverfahren gehen nun einmal nach diesem Gesetz. Das heißt, es wird wahrscheinlich ohne eine Ergänzung dieses Gesetzes doch nicht ganz gehen und es eilt. 

Warum eilt es? Weil Schanigärten, so nicht irgendwann mitten im Jahr ein Lokalwechsel stattfindet, in der Regel im Winter zur Genehmigung eingereicht werden, damit sie dann in Betrieb gehen können, wenn die schöne Jahreszeit, also die Schanigartensaison beginnt, die ja jedes Jahr vom Herrn Bürgermeister höchstpersönlich eröffnet wird. 

Die Kammer hat diesen Vorschlag nicht nur in das Begutachtungsverfahren dieses Gesetzes im Herbst eingebracht, sondern schon vor einem Jahr, also im Frühjahr 2002, dem Magistrat mit der Bitte übermittelt, man möge sich mit der Materie beschäftigen. Da war noch gar nicht bekannt, dass gerade eine Novelle in Ausarbeitung ist. Na da ist jetzt ein Jahr vergangen und es ist nichts geschehen.

Ich habe auch darauf den Herrn Bürgermeister aufmerksam gemacht und habe ihn gebeten, das doch auch bei der weiteren Vorgangsweise zu berücksichtigen, denn jetzt ist die Schanigartensaison ins Land gezogen und wir haben einen Präzedenzfall der Genehmigung gehabt, worüber sich alle aufgeregt haben, aber er ist trotzdem genehmigt worden. Es wird die nächste Schanigartensaison womöglich ins Land ziehen und wir werden noch immer nach dem bisherigen Verfahren vorgehen. 

Also ich will hier jetzt nicht prophetisch wirken, aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich stelle Handlungsbedarf fest und ich hoffe sehr, dass wir demnächst auch einen entsprechenden Vorschlag bekommen werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Josef Wagner. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die freiheitliche Fraktion wird dieser Gesetzesvorlage nicht zustimmen und ich möchte ganz kurz noch ein paar Punkte einbringen und begründen, warum wir der Gesetzesvorlage nicht zustimmen können und werden, obwohl schon viele Argumente gegen diesen Vorschlag, der hier zur Beschlussfassung eingebracht wurde, sprechen. 

Ein weitere Punkt ist, dass es hier bei der Regelung der sogenannten Kraftfahrzeuge ohne Kennzeichen eine wesentliche Verschlechterung gibt. Ich weiß schon, die Aktion wurde eingestellt, dass man eine Zeit lang einige Tage ein Kraftfahrzeug ohne Kennzeichen auf öffentlichem Grund stehen lassen konnte und dann über die Magistratsabteilung kostenlos entsorgen lassen kann. Ich nehme zur Kenntnis, dass das nicht mehr kostenlos entsorgt wird. Ich glaube aber, dass eine Regelung sehr gut gewesen wäre, wenn man hier klargestellt hätte, dass man ein Kraftfahrzeug, das sich ohne Kennzeichen auf öffentlichem Straßengrund befindet, nicht sofort entfernen und abschleppen kann. Es gibt Situationen, wo nicht jeder Kraftfahrzeugbesitzer eine Garage, ein Ferienhaus oder sonst etwas hat und wo bei einem gewissen Wechsel von Nummern ein Fahrzeug vielleicht nur ein paar Stunden auf der Straße steht. In dem Fall hätte man eine Regelung aufnehmen können, dass hier eine gewisse Übergangsmöglichkeit besteht. 

Ein zweiter Punkt ist der Wildwuchs bei den Zeitungskolporteuren, die natürlich oft völlig illegal, weil sie viel zu große Flächen vor U-Bahn Abgängen und auf öffentlichem Grund benützen und hier ihre Taschen auflegen, wo wir viele Beschwerden aus der Wohnbevölkerung haben, wo zum Teil die Gehwege völlig verstellt werden. Auch hier ist das eine nicht wirklich ausreichende Regelung. 

Die Ladung an Hauseigentümer in einem Haus per Anschlag ist also äußerst bedenklich, genauso - wie schon ausgeführt - die bedenkliche Situation des Zugriffs auf Eigentum ohne entsprechenden vorhergehenden Bescheid. 

Ich glaube, dass wir uns hier zwar in eine Richtung entwickeln, wo die Mehrheitsfraktion versucht hat, für vielerlei Beschwerden aus der Wohnbevölkerung eine Lösung zu finden, dass es aber letzen Endes mit dieser Vorlage nicht gelungen ist und die daher ein Flickwerk ist, dem wir nicht zustimmen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Friedrich Strobl. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! 

Wir haben hier ein Gesetz zu diskutieren beziehungsweise darüber zu befinden, das in den vergangen Tagen und Wochen - ja da gebe ich der Frau StRin Rothauer Recht - sehr oft in den Medien auch aufgeschienen ist und es gibt dazu einiges zu sagen. 

Schanigarten. Sie haben darauf hingewiesen, dass es einen Präzedenzfall gibt, dass es einen Wildwuchs gibt, dass es Unmut bei den Bewohnern gibt, dass es Beschwerden der Wohnbevölkerung gibt, dass es Beschwerden der Kaufleute gibt. Sie haben von der Schanigartencausa gesprochen. Sie haben auf die Problematik des 1. Bezirks im besonderen hingewiesen, haben aber dabei vergessen darauf hinzuweisen, dass dieser Präzedenzfall, den Sie hier immer zitiert haben - und die meisten der hier Anwesenden wissen, um welchen Fall es diesbezüglich geht - mit dem Gebrauchsabgabegesetz an und für sich nichts zu tun hat, sondern hier ist es um eine Grundbenützungsüberlassung gegangen. Diese Grundbenützungsüberlassung wurde von einem Gastronomiebetrieb eingereicht und wurde zuerst einmal von der damaligen Wirtschaftskommission im 1. Bezirk genehmigt, deren Vorsitzender damals der Herr KR Grundwalt war. Es hat die Zustimmung vom damaligen Bezirksvorsteher gegeben. Das war damals noch der Herr BV Schmitz. Und es hat letztendlich auch die Bewilligung vom damals verantwortlichen Stadtrat gegeben, das war der Herr Dr Görg. Also das muss man auch einmal klarstellen, wer denn tatsächlich, wenn wir über diesen Präzedenzfall sprechen, die Genehmigungen dafür erteilt hat.

Es ist in der Zwischenzeit, während dieses Verfahren gelaufen ist, dazu gekommen, dass die Wahlen waren und es hat einen neuen Bezirksvorsteher gegeben. Der Bezirksvorsteher hieß dann KR Grundwalt oder heißt KR Grundwalt, der damals der Vorsitzende der Wirtschaftskommission war und er hat als Bezirksvorsteher zunächst auch genehmigt. Dann hat es Einzelproteste gegeben und ich bin sehr froh, dass der Herr Kollege Neuhuber jetzt auch anwesend ist. Ich hoffe, Sie haben das Vorige auch gehört, wer die Bewilligungen damals erteilt hat, weil Sie das bei einer Pressekonferenz, die Sie damals im 1. Bezirk gegeben haben, noch nicht so gewusst haben.

Der Herr BV Grundwalt hat dann neuerlich bestätigt und seine Zustimmung gegeben. Und plötzlich bei einer letzten Verhandlung ist es diesbezüglich irgendwie zu einem Protest gekommen. Das Ganze aber jetzt als Präzedenzfall herzunehmen und zu sagen, hier ist Handlungsbedarf, nämlich im Gebrauchsabgabengesetz, ist schlicht und einfach falsch, denn (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Oh ja!) es hat damit nichts zu tun. Bei diesem Präzedenzfall, Frau Stadträtin, den Sie angesprochen haben, hat es auch schon Reaktionen gegeben. So einen Fall kann es nicht mehr geben.

Aber bleiben wir noch bei den Schanigärten und bleiben wir bei den Argumenten, die die Frau Dr Rothauer gebracht hat. Ja es ist schon richtig, dass es Bezirke gibt und dass es Gegenden gibt, wo man davon sprechen kann, dass es sehr viele Schanigärten gibt. Aber dass erstens einmal der Vorschlag zur Änderung von Ihnen kommt, die Sie doch aus der Wirtschaftskammer kommen, wo Sie darauf hingewiesen haben, dass es als Interessensvertretung einen Kammervorschlag zum Beispiel auch für die Gastronomen aber auch für die Kaufleute gibt, aber dieser Vorschlag, der ja auch Gegenstand eines Antrags im Wirtschaftsparlament gewesen ist, gleichzeitig beinhaltet, dass quasi die, die jetzt einen Schanigarten haben, alle aus dem Schneider sind aber neue soll es halt in Wirklichkeit nicht mehr geben, das ist, glaube ich, als Interessensvertretung nicht korrekt und so sollte man auch, glaube ich, nicht argumentieren. 

Was auch noch dazu zu sagen ist: Natürlich gibt es in den Bezirken das eine oder andere Problem bei der Gestaltung, vor allem dann, wenn sich der Bezirk etwas überlegt, wenn er sagt, ich möchte mehr öffentlichen Raum gewinnen und Veränderungen vornehmen und sich dann der dahinter liegende Gastronom denkt: Okay, das ist eine gute Gelegenheit, da melde ich einen Schanigarten an, der wird dann bewilligt und wir haben die gleiche Situation wie vorher. Da muss man sich etwas überlegen. Da gebe ich Ihnen Recht. 

Sie haben auch darauf hingewiesen, dass der Herr Bürgermeister gesagt hat, er wird Sie unterstützen. Sie haben darauf hingewiesen, dass der Herr Vizebürgermeister das gesagt hat. Sie haben nicht darauf hingewiesen, dass wir in der Wirtschaftskammer ja schon sehr, sehr oft darüber gesprochen haben. Sie haben richtigerweise auch darauf hingewiesen, dass die Frau StRin Brauner und der Herr StR Schicker diesbezüglich auch Zuständigkeit haben und dass man das nicht alleine, ich sage jetzt einmal im Bereich der Finanzverwaltung regeln kann, sondern dass es sehr wohl auch andere Abteilungen betrifft. Da muss man sich halt zusammensetzen und etwas ausarbeiten, um zu einer gemeinsamen Regelung zu kommen.

Ein letztes noch zu den Freiheitlichen, weil der Herr Kollege Wagner in seinen Ausführungen nicht darauf hingewiesen hat, was zum Beispiel Montag und Dienstag in den Ausführungen so mancher freiheitlicher Abgeordneter ein zentraler Punkt war, nämlich die Erhöhung der Gebrauchsabgabe. Es wurde von Abgabenerhöhungen gesprochen und im Zuge dieser Abgabenerhöhungen über die Lawine, die über Wien hereinbricht, haben Sie auch die Gebrauchsabgabe genannt. 

Ich habe mir eigentlich erwartet, der Herr Kollege Wagner wird diesbezüglich auch dazu hier eine Stellungnahme abgeben. Das hat er aber nicht getan, aber jetzt mach’ ich es, denn es geht dabei um nichts anderes, als dass es bei den Strafen eine Anpassung gibt. 

Wir haben bisher die Situation gehabt, dass es einen bestimmten Strafrahmen gegeben hat, wenn jemand eine Gebrauchsgenehmigung gehabt hat und somit gebrauchsabgabepflichtig war. Wenn jemand aber keine Gebrauchserlaubnis gehabt hat und den öffentlichen Grund benützt hat, dann hat auch er einen Strafrahmen gehabt, aber der war wesentlich geringer. Das heißt, wenn jemand eine Genehmigung gehabt hat und sich nicht korrekt verhalten hat, dann hat er eine höhere Strafe bekommen als jemand, der überhaupt keine Genehmigung gehabt hat, und das wurde jetzt angepasst. Wenn das nicht gerecht ist, na dann weiß ich nicht! 

Deswegen, glaube ich, können wir diesem Vorschlag der Änderung, der Novellierung der Gebrauchsabgabe überzeugt zustimmen. Ich verstehe nicht ganz, dass die anderen Fraktionen das nicht so machen werden. – Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Neuhuber. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! Herr Kollege Strobl!

Also wenn es unbedingt sein muss und Sie das hier so ausbreiten, dann reden wir doch über den Fall 
„Yoohm“. Sie haben gemeint, ich wäre bei einer Pressekonferenz nicht richtig unterrichtet gewesen, wenn ich das jetzt korrekt mitgehört habe, oder hätte dort falsch informiert. 

Wie ist das „Yoohm“ zustande gekommen? Das 
„Yoohm“ hat ursprünglich um einen normalen - ich sag’ jetzt absichtlich normalen - Schanigarten angesucht und zu diesem Zeitpunkt, das stimmt, haben der damalige Bezirksvorsteher-Stellvertreter und Vorsitzende der Wirtschaftskommission im 1. Bezirk Grundwalt und auch der Herr KR Lang dem zugestimmt und haben gesagt: Gut, ein zweiter oder neuer Schanigarten, ein kleiner am Graben wäre möglich. Das wurde dann vom Magistratischen Bezirksamt negativ beschieden: Zu große Entfernung zwischen Eingangstür und mehrere andere Begründungen sind in diesem Bescheid damals drinnen gewesen. 

Es war damals für mich zumindest einmalig - das hab’ ich das erste Mal in so einem negativen Bescheid gelesen - ein Satz drinnen, der ungefähr so gelautet hat: Es steht aber dem Ansuchenden frei, um einen Mietvertrag mit der Gemeinde Wien für Grund am Graben einzukommen. Also wenn dieser Satz bei jedem Schanigarten, den man in den letzten Jahren negativ beschieden hätte und das werden von Hunderte gewesen sein, immer drinnen gestanden wäre, na das hätte Lawinen ausgelöst! Und beim „Yoohm“ stand er drinnen. Logisch und völlig verständlich für mich - und jeder Unternehmer ist seines eigenen Glückes Schmid und wird versuchen, das Beste für seine Firma herauszuholen - hat dann der Eigentümer tatsächlich versucht, bei der Stadt Wien um so einen Mietvertrag über die Gartenfläche am Graben einzukommen. Ab diesem Zeitpunkt aber war von Seiten Grundwalt, Lang und Co. im 1. Bezirk keine Genehmigung...(Abg Friedrich Strobl: Die Bewilligung hat der Herr Dr Görg gegeben!) Nein, ich kann Ihnen die Korrespondenz vorlegen! (Abg Friedrich Strobl: Natürlich war das so! Selbstverständlich!) Das können wir gleich tun. Setzen wir uns zusammen, Herr Kollege Strobl, ich zeige es Ihnen: Die Vertreter des Bezirksvorstehers, die dort bei den Kommissionen anwesend waren, haben ab diesem Zeitpunkt immer „Njet“ gesagt. (Abg Friedrich Strobl: Nein! Nein! Der Dr Görg hat die Bewilligung gegeben!) Ist ja nicht wahr, das ist ja doch viel später, das stimmt nicht!

Ich habe leider jetzt den Akt nicht da, aber bitte setzen wir zwei uns zusammen. Ich zeige Ihnen das gerne. Ich habe das wirklich nachrecherchiert, sonst hätte ich mich jetzt nicht mehr gemeldet. Ich habe das bis ins Detail nachrecherchiert, weil es mich wirklich interessiert hat. 

Der 1. Bezirk, den Sie angesprochen haben, hat „Nein“ gesagt, weil er die Schleusen nicht aufmachen wollte. So, all das werden wir beide im Privatissimum klären. Ich lege Ihnen das vor und dann schauen wir, wer Recht hat. Wir könne dann irgendwann sozusagen fürs Archiv...(Abg Friedrich Strobl: Aber wir gehen schon zurück ab Einreichung!) Bitte? (Abg Friedrich Strobl: Wir gehen schon weiter zurück! Wir gehen schon zurück bis zur Einreichung!) Ja, das wurde ja damals negativ beschieden, sicher. Gut, wir müssen für die anderen 98 nur irgendwann einmal klarstellen, wer von uns beiden dann Recht hatte. Das werden wir dann bei einer anderen Gelegenheit machen, gut.

2. Punkt. Das ist mit aller Deutlichkeit zurückzuweisen. Es geht doch der ÖVP und unseren Wirtschaftsvertretern im Land und Bezirk nicht darum, jetzt weitere Schanigärten zu verhindern, ganz im Gegenteil. Natürlich wird es immer tüchtige Gastronomen geben, die Schanigärten machen sollen. Was wir allerdings nicht wollen, ist eine Ungleichberechtigung. 

Es kann in dieser Stadt nicht immer Gleichere als Gleiche geben, meine Damen und Herren (Beifall bei der ÖVP.), die auf Grund ihrer Beziehungen Schanigärten oder Mietverträge oder sonstwas bekommen. Um das geht es! (Abg Friedrich Strobl: Da zeige ich Ihnen aber den Antrag aus der Wirtschaftskammer, eingebracht vom Wirtschaftsbund!) 

Der Wirtschaftsbund ... Wir zwei setzen uns zusammen. Wir werden das klären und wir werden hier berichten, denn jetzt können wir es nicht klären. Es steht momentan Aussage gegen Aussage. Aber ich sehe dem mit großer Zuversicht entgegen, Herr Kollege. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen gleich zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Danke, das Gesetz ist somit in Erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die Zweite Lesung vornehmen lassen. Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in Zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. das Gesetz ist somit in Zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen zu Postnummer 2. Sie betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Kindertagesheimgesetz für Wien Nummer 17/2003 geändert wird.

Berichterstatterin hiezu ist die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Laska. Ich bitte Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhtpmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte Sie um Zustimmung zu dieser Vorlage.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete Sommer-Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Wir werden der Änderung des Kindertagesheimgesetzes zustimmen, weil wir glauben, dass es gut und richtig ist, von der Stadt aus hier auf die Ängste der privaten Betreiber zu reagieren und eine Nachsicht festzuschreiben.

Ich möchte aber, wie schon in der Rechnungsabschlussdebatte, noch einmal kurz über die Verordnung sprechen, die ja nicht im Landtag behandelt wird. 

Mich würde interessieren, nachdem ich von der Frau Vizebürgermeisterin immer wieder höre, dass wir uns in Bezug auf die Kinderzahlen in den Gruppen nicht einigen, was der Grund dafür ist, warum wir uns da nicht einigen können? Ich glaube nicht, dass wir im Sinne um das Wohl der Kinder so unterschiedliche Ansätze in diesem Bereich haben und deswegen hätte ich gerne wirklich einmal eine Begründung, warum die Zahlen weiterhin relativ hoch sind.

Ich möchte auf ein Problem zu sprechen kommen, das auch der Frau Vizebürgermeisterin bekannt sein sollte, denn es erging auch an sie ein Brief, der aber bis zum 15.6. nicht beantwortet wurde. Vielleicht ist das ja in den letzten zehn Tagen auch passiert. Es geht nämlich um die Vorgänge in den öffentlichen Kindertagesheimen, wo in manchen Kindertagesheimen schon letztes Jahr in Diskussion stand, dass Gruppen zusammen gelegt werden, weil weniger Kinder da sind. Es gibt jetzt einen Brief, den auch die Frau Vizebürgermeisterin vom Kindertagesheim Richard Kuhn-Weg im 14. Bezirk bekommen hat, wo die Eltern Ende April informiert wurden, dass eine Gruppe nicht mehr weitergeführt wird, dass die Gruppen zusammengelegt werden und zwei Kindergartenpädagoginnen wegrationalisiert – steht in diesem Brief – werden.

Ich glaube, dass das eigentlich nicht die Reaktion der Stadt Wien sein kann, dass man durch die Tatsache, dass es weniger Kinder gibt oder halt in einem Kindergarten weniger Kinder gibt, die Höchstzahl wirklich ausschöpft, weil in der Verordnung steht „es sind höchstens gleichzeitig zu betreuen“, das heißt, es ist keine Mindestzahl, sondern die Obergrenze und man kann sehr wohl weniger Kinder in einer Gruppe führen. In diesem Kindergarten im 14. Bezirk, aber auch in anderen, ist es so, dass, wenn es weniger Kinder gibt und es waren bisher 22 Kinder, jetzt die Gruppen zusammengelegt werden, auf die 25 Kinder aufgefüllt wird und eine Gruppe geschlossen wird.

Was das für die Kinder heißt, hoffe ich ja doch, dass ich nicht zu erklären brauche. Denn die Kinder und auch die Eltern, die mit der Kindergartenpädagogin, die die Kinder betreut und auch mit der Helferin ein Vertrauensverhältnis aufbauen - und das ist uns allen sehr wichtig, dass das passiert, weil es auch für die Entwicklung der Kinder mehr als notwendig ist, dass sie hier ein Vertrauensverhältnis aufbauen -, werden aus einer bestehenden Gruppe herausgerissen und sind völlig verunsichert. Mich würde wirklich interessieren, was da dahinter steckt, dass in öffentlichen Kinder-tagesheimen offensichtlich auf Kosten der Kinder und auch auf Kosten der Eltern eingespart wird? Vor allem verstehe ich den Ansatz bezüglich der ArbeitnehmerInnenpolitik nicht, dass hier KindergartenpädagogInnen eingespart werden und hier zwei Frauen - es gibt ja sehr wenige Männer im Kindertagesheimwesen - ihren Job nicht mehr ausüben können, den sie zur Zufriedenheit aller bis jetzt gemacht haben.

Ich hätte wirklich gerne gewusst, ob wir uns, nachdem die Gruppengröße zwar immer noch sehr hoch ist, in Zukunft darauf einstellen müssen, dass wir weiterhin Kindergruppen zusammenlegen, um die Höchstzahl von 25 Kindern auszuschöpfen oder ob es nicht einfach möglich ist, es bei weniger Kinder, wenn es weniger Kinder in einer Gruppe gibt, zu belassen ohne Gruppen zu zerstören und auch das Gruppengefühl der Kinder dadurch sehr zu beeinträchtigen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete Korosec. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch die Wiener Volkspartei wird der Novellierung zustimmen, weil es ja um Nachsicht geht. Es ist sehr wichtig, dass es hier eben bei den privaten und gemeinnützigen Kindergärten, die natürlich die finanziellen Möglichkeiten nicht so haben, eine Nachsicht geben wird.

Ich möchte aber noch auf das Gesetz zurückkommen, das im Dezember beschlossen wurde, wo wir auch zugestimmt haben und wo wir aber im Ausschuss den § 8 sehr kritisiert haben, eben dass all diese wichtigen Dinge in die Verordnung kommen, weil wir der Meinung waren, dass gerade eben die Senkung der Kinderzahlen, die Mindestanzahl der Betreuungspersonen und die Erhöhung der Mindestraumkapazität so wichtige Voraussetzungen sind, die bereits im Gesetz verankert werden sollten. Das haben Sie nicht gemacht, das ist eben die Allmacht der SPÖ.

Vor allem muss man ja wissen, wie man das alles finanziert. Das heißt, wir begrüßen diese Verbesserungen, das ist überhaupt keine Frage, aber auch in jedem Haushalt muss man sich überlegen, wenn man Verbesserungen anschafft, wie man das wieder finanziert. Das haben Sie sich nicht überlegt.

Es war sehr interessant, es war dann im Feber eine Informationsveranstaltung, wo alle Vertreter von allen Parteien eingeladen waren. Hier waren viele KindergartenpädagogInnen und zwar sowohl von den Privaten, Gemeinnützigen und auch die von der Gemeinde Wien. Es war eine sehr interessante, aber sehr heftige Diskussion. 

Frau Kollegin Wehsely, Sie können sich erinnern, Lobeshymnen hat es keine gegeben. Das hat ja auch offenbar - und das ist das Positive daran - einen Nachdenkprozess eingeleitet und eine Novellierung eines Gesetzes, das praktisch noch gar nicht in Kraft ist, muss jetzt vorgenommen werden.

Also sehr professionell ist das nicht, denn hätte man vorher darüber diskutiert, hätte man es natürlich verhindern können. Aber ich sage noch einmal: Ich bin trotzdem froh, dass es jetzt gemacht wird, weil es ein Versuch ist, eine verfahrene Situation zu entschärfen.

Mein Kollege Prof Strobl und ich haben gestern einen Antrag eingebracht, wo wir aber sehr darauf drängen, dass natürlich für die Privaten und für die Gemeinnützigen die notwendigen finanziellen Mitteln zur Verfügung gestellt werden müssen, weil Nachsicht alleine kann es ja nicht sein, denn ich wünsche mir nicht zwei Standards von Kindergärten: Die aufgerüsteten der Gemeinde Wien und die mit Nachsicht versehenen Privaten oder Gemeinnützigen. Also das sollte wirklich nur in Sonderfällen passieren. Grundsätzlich ist es notwendig, dass die Gemeinde Wien die Mittel, die eben notwendig sind um den Standards zu entsprechen, auch gibt. (Beifall bei der ÖVP)
Ich komme ganz kurz auf eine Schweizer Studie zu sprechen, wo festgestellt wird, dass sich Kindertagesheime auszahlen. Was meine ich damit? „Jeder eingesetzte Euro bringt drei bis vier Euro an die Gesellschaft zurück“ Wieso? Steuern der Beschäftigten, Steuern aus dem unmittelbaren Einkommen der Frauen, aber auch Steuern aus dem mittelbaren Mehreinkommen durch den Konsum und auch gesparte Sozialhilfe. 

In diesem Zusammenhang sollte man sich wirklich überlegen, dass da wirklich was dran ist. Das ist eine wissenschaftliche Studie, das ist nicht so dahin behauptet, sondern da ist was dran. Aber jetzt sollte man sich schon überlegen - und das halte ich für ganz wichtig -, dass wir erstens einmal ein transparentes Förderwesen bekommen, wo Leistungsträger nicht als Bittsteller behandelt werden, weil eines ist auch klar: 50 Prozent der Wiener Kinder - und das halte ich für sehr, sehr positiv - werden in privaten und gemeinnützigen Kindergärten versorgt. Und ich glaube, das werden wir heute nicht machen können, aber Frau Kollegin Wehsely ich lade Sie ein, dass wir darüber wirklich ernsthaft diskutieren. Ich will das nicht, das sind Leistungsträger, die so notwendig sind, wo man froh sein muss, dass man sie hat und die zu Bittsteller zu degradieren, halte ich für falsch. Da sollten wirklich neue Maßnahmen gesetzt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Kollegen Prof Strobl und Johannes Prochaska und ich werden heute auch einen Zusatzantrag einbringen und zwar in § 1 „Aufgabe der Kindertagesheime“ heißt es: „Das Bildungskonzept ist auf die Integration von Kindern unterschiedlicher kultureller und sozialer Herkunft abgestimmt.“ Wir legen Wert darauf, dass der Begriff „religiös“ vorkommt. Und warum? Sie können es sich in fast allen Gesetzen anschauen, in Landesgesetzen, bei Kindertagesheim ist „religiös“ verankert. 

Zum zweiten wird mit der Verwendung des Begriffs "religiös" in Wien in der Sache überhaupt nichts Neues eingeführt, sondern es ist vielfach Geübtes, denn es wird ja Rücksicht genommen. Also gerade bei Essenbestellungen wird auf die religiösen Speisevorschriften Rücksicht genommen. Das sind Fakten. Wir haben ja 10 000 Kinder auch in kirchlichen Organisationen und hier wird Rücksicht genommen. Das halte ich für positiv, aber das sollte man auch in einem Gesetz verankern. Gerade in einer multikulturellen und multireligiösen urbanen Gesellschaft dient es auch der Integration religiöser Menschen, wenn ein so bedeutsamer Begriff, eben "religiös", als Wert anerkannt und damit geschützt wird. (Beifall bei der ÖVP.) Denn nicht einmal erwähnt zu werden, das kann auch als nichtexistent, nicht von Wichtigkeit gewertet werden.

Der Novelle werden wir zustimmen und ich hoffe, dass dieser Zusatzantrag ins Gesetz Eingang findet. (Beifall bei der ÖVP)
Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete Mag Wehsely. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Also zunächst einmal freue ich mich, dass wir heute diese Änderung offensichtlich einstimmig beschließen werden. Es geht darum, dass für alle Bereiche, auch für die privaten Träger, die in unserer Stadt den kleinsten Teil der Versorgung übernehmen, keinesfalls durch die Gesetzänderung und durch die neue Verordnung Probleme entstehen, da sie - und das ist heute schon ein bisschen angesprochen worden - ja eine massive Verbesserung zur ursprünglichen gesetzlichen Lage und zur ursprünglichen Verordnung aus dem Jahr 1967 darstellt und wir sehr stolz sein können, hier jetzt wirklich ein modernes Kindertagesheimgesetz und eine moderne Kindertagesheimverordnung für unsere Kinder zu haben.

Vielleicht ein paar Punkte zu meinen Vorrednerinnen. 

Frau Kollegin Sommer-Smolik! Ich verstehe hier diesen Anwurf oder diese Kritik nicht ganz, denn es ist so, dass rund 180 Änderungen von Gruppen pro Jahr vorgenommen werden, natürlich auch von einer Art in die andere, von einer Kindergartengruppe in eine Krippe oder umgekehrt, wie eben der Bedarf ist. Dabei kommt es sowohl zur Eröffnung von weiteren Gruppen, wenn der Bedarf da ist, aber natürlich auch zur Schließung von Gruppen, wenn der Bedarf nicht da ist. Es ist so, dass wir in der neuen Verordnung die Höchstzahlen in den Gruppen deutlich gesenkt haben, dass aber die Höchstzahlen auch in dieser Größenordnung deshalb wichtig sind so wie sie sind, weil unser absolut vorrangiges Ziel ist, zu jedem Zeitpunkt in dieser Stadt Vollversorgung herstellen zu können. Das heißt ich halte überhaupt nichts davon, jetzt in einer Phase, wo man sagt, okay, jetzt sind es vielleicht weniger Kinder, hier Zahlen einzufügen, die vielleicht in zehn Jahren überholt sind. Ich sage ja, Sie wissen es, dass die alte Tagesheimverordnung aus dem Jahr 67 war. Also das ist keine Gesetzesmaterie oder Verordnungsmaterie, der man sich alle zwei, drei Jahre nähert. Ich halte nichts davon, wenn wir dann auf Grund dessen, dass sich demografisch etwas anders entwickelt, die Verordnung ändern müssen. 

Sie werden, nehme ich an, so wie ich viel in Kindertagesheimen sein und werden daher auch wissen, dass in vielen Kindertagesheimen schon zur Kernzeit diese Gruppengröße nicht erreicht wird. Insbesondere in den Randzeiten - und die Randzeiten sind vor 8.00 und nach 15.00 Uhr - wird diese Gruppengröße in der Regel nicht erreicht. Ich glaube, dass diese Flexibilität seitens der MA 11A auch sehr wichtig ist, dass man eben auf die unterschiedlichen Situationen und auch unterschiedlichen Bevölkerungsentwicklungen reagiert.

Frau Kollegin Korosec! Zu Ihrer Meinung es ist Tatsache, dass es hier ein Gesetz und eine Verordnung gibt, die etwas mit der Allmacht der SPÖ zu tun haben, das finde ich recht originell, denn diese Art hatten wir auch in der Zeit der Koalition mit der ÖVP in der letzten Legislaturperiode und in vielen, vielen anderen Bereichen. Also das ist überhaupt nichts Besonderes, dass es ein Gesetz gibt, das den Rahmen beschreibt und eine Verordnung, die dann von der Landesregierung beschlossen wird. Das ist kein Spezifikum des Kindertagesheimwesens, das gibt es in vielen Bereichen, wo Sie auch in der Zeit, wo Sie hier mitregiert haben, durchaus zugestimmt haben. 

Zur Frage der Lobeshymnen zur neuen Verordnung. Also wir waren beide bei dieser Veranstaltung. Meine Erinnerung daran ist die, dass natürlich die VertreterInnen - es waren vor allem Frauen der Berufsgruppen - ihre Berufsgruppe vertreten haben, dass aber die größte Kritik, die es dort gab, die Politik der Bundesregierung betroffen hat, wo aber meistens jeder Satz damit begonnen hat: Über das ist es eigentlich sinnlos zu diskutieren, denn die verstehen sowieso nicht, was die Probleme der Menschen sind. Das war sozusagen die Hauptbotschaft und es war auch eine sehr große Kritik, dass es vom Bund keine Mittel mehr für Kinderbetreuung gibt. 

Wenn Sie sagen, dass hier ein Nachdenkprozess eingesetzt hat, finde ich das auch eine originelle Sichtweise, weil dieser Nachdenkprozess auf Bundesebene offenbar nicht stattfindet, denn Nachdenkprozess heißt nämlich Begutachtung. Es gab eine Begutachtung zum Gesetz und dann noch zur Verordnung. Da gab es sehr, sehr viele begründete Anregungen, Veränderungswünsche, von denen der Magistrat in der Vorbereitung zum Entwurf dieser Verordnung sehr viel eingearbeitet hat und das wurde dann so von der Landesregierung auch beschlossen. Ich nenne es nicht Nachdenkprozess. Das ist der normale Vorgang einer Begutachtung. Im Bund ist das anders. 

Da ist Begutachtung sozusagen nur pro forma irgendwas und passieren tut dann nichts. In Wien haben wir hier eine andere Tradition. 

Die Schweizer Studie ist eine sehr gute Studie: Kindertagesheime zahlen sich aus. Jawohl. Ich möchte da nicht weiter darauf eingehen. Das ist selbstverständlich richtig und ich würde mich freuen, wenn es möglichst bald die Hunderttausend fehlenden Kindergartenplätze gibt, die Österreich weit fehlen. Vielleicht können Sie da ein bissel auf die anderen Bundesländer einwirken, insbesondere aber auch auf die Bundesregierung. Vielleicht gibt es wieder einmal Geld für Kinderbetreuung. 

Zur Frage der Partnerinnen und Partner der Stadt Wien. Da habe ich nicht ganz verstanden, was Sie meinen oder Sie haben nicht ganz verstanden, wie unser System ist, denn das sind ja nicht - wie haben Sie es genannt? – Menschen, die irgendwie Almosen empfangen oder hier bitten... (Abg Ingrid Korosec: Bittsteller!) Bittsteller, danke schön, Bittstellerinnen und Bittsteller sind, das sind ja unsere Partner. Das ist ja nicht zufällig, dass die hier Einrichtungen betreiben. Das ist eine politische Entscheidung, dass man sagt, man schreibt diese Häuser aus, man kann sich darum bewerben und wir lassen das von gemeinnützigen Trägerinnen und Trägern betreiben. Daher hat das mit Bittstellertum nichts zu tun, sondern ist eine politische Entscheidung, dass wir in etwa die Hälfte der Plätze im Rahmen der Gemeinde machen und die andere Hälfte mit unseren Partnern aus dem gemeinnützigen Bereich. Das ist auch nichts Intransparentes oder sonst irgend etwas, das wird auch hier beschlossen. Daher kann ich das nicht ganz verstehen und ich habe auch nicht den Eindruck - und ich habe sehr viel mit den Trägern zu tun -, dass die sich irgendwie als Bittsteller fühlen.

Zu Ihrem Antrag bezüglich der Religiosität, der eingebracht ist von der Frau Korosec, vom Herrn Prof Strobl und von einem älteren Herrn, dessen Namen ich mir jetzt nicht gemerkt habe, der jetzt auch ganz in der letzten Reihe sitzt (Heiterkeit bei der SPÖ.), möchte ich anmerken (Beifall bei der SPÖ.), dass wir dem nicht nähertreten werden und zwar deshalb, weil ich denke, dass die Frage der Religion bei vielen Menschen ein Teil der Kultur ist und wenn man jetzt den Begriff der Kultur näher definiert, dann müsste man auch über verschiedene Sitten, verschiedene Gebräuche und so weiter, und so fort schreiben. Ich möchte auch darauf hinweisen, dass die zweitgrößte „Religionsgruppe“ in Wien die Personen ohne religiöses Bekenntnis sind und die darf man, finde ich, auch nicht diskriminieren. 

Daher glaube ich, dass die Fassung, die wir in unserem Kindertagesheimgesetz haben, eine gute und richtige ist und bitte Sie, der Gesetzesänderung zuzustimmen und bitte Sie, den Antrag abzulehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Mag Maresch. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön. Sehr verehrte Frau Vorsitzende! Sehr verehrte Frau Stadträtin!

Ich möchte mich mit dem Kindertagesheimgesetz nicht so wahnsinnig lange aufhalten, sondern es geht mir eigentlich darum festzuhalten, dass von der europäischen Atompolitik nicht nur die Erwachsenen, sondern natürlich auch die Kinder bedroht sind. Deswegen nehme ich das sozusagen als Krücke, um da einen Vierparteienantrag unterzubringen. 

Es geht darum, dass im EU-Konvent natürlich unter anderem auch die Euratom-Krediterhöhung beziehungsweise das Gesetz diskutiert wird und deswegen auch unser Antrag. Ich möchte mich damit nicht lange aufhalten, sondern den Antrag einmal kurz verlesen. Es geht darum:

„Der Landtag wolle beschließen, die österreichische Bundesregierung und ihre VertreterInnen werden aufgefordert, im Zuge der anstehenden Entscheidungen auf europäischer Ebene eine klare AKW-kritische Haltung einzunehmen. Dazu gehört ein klares „Nein“ Österreichs bei der anstehenden Abstimmung im Ecofin-Rat über eine Aufstockung des derzeitigen Kreditrahmens zur Finanzierung weiterer AKW-Bauten in Osteuropa. Gleichzeitig ist in diesem Rahmen Druck für die Beibehaltung des bisherigen Einstimmigkeitsprinzips im Ecofin-Rat auszuüben.

3. Bei den Arbeiten im EU-Reformkonvent der darauffolgenden EU-Regierungskonferenz ist dafür einzutreten, keinesfalls den Euratom-Vertrag unverändert in die Verfassung der Europäischen Union aufzunehmen, sondern im Sinne eines schrittweisen europäischen Atomausstiegs jegliche Verankerung einer Förderung der Atomindustrie zu verhindern.“

Und als letzten Punkt, der ist mir noch ganz besonders wichtig:

„Darüber hinausgehend wird die österreichische Bundesregierung aufgefordert, bi- und multineutrale Gespräche mit den Nachbarstaaten über konkrete Ausstiegsszenarien aus der Nutzung der Kernenergie zu entwickeln und entsprechende Ausstiegsangebote Österreichs zu formulieren.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Hier den Antrag. (Abg Mag Rüdiger Maresch gibt den Antrag weiter.) 

Vielen Dank und viel Spaß heute noch. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Klucsarits. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Frau Kollegin Wehsely, dass Sie sich einiges nicht merken, das glaube ich Ihnen ohne weiteres, aber dass Sie nicht lesen können? Dass Sie an dem Antrag den Namen nicht einmal lesen können, das verwundert mich und Ihr Name und auch der Name des Kollegen Prochaska haben ja irgendwo einen gleichen Ursprung, auch meiner. Diese Aussage hat mich schon ein bissel verwundert. Das möchte ich schon sagen. (Beifall bei der ÖVP.) Auf diesen Antrag... (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Kollege Maresch, selbstverständlich vertritt gerade die ÖVP ein Energiekonzept für Europa, das auch ohne Atomstrom auskommen muss. Deshalb haben wir uns ja dem vorliegenden Beschlussantrag auch angeschlossen. Auch wir wollen ein atomfreies Europa ohne den Risken, die ja dieser Technologie doch innewohnen. Gerade die Volkspartei betreibt dieses Ziel ja schon jahrelang und schon seit einer Zeit, in der es die GRÜNEN noch gar nicht gegeben hat. 

Gerade aus dieser Position der Volkspartei heraus möchte ich bemerken, dass dieses Thema einfach zu heikel ist, um damit parteipolitisches Kleingeld verdienen zu wollen. Das möchte ich in der Richtung derer sagen, die die derzeitige Diskussion als Angriff gegen die Bundesregierung verwenden wollen. Die Bundesregierung hat alles in ihrer Macht Stehende unternommen, um den gesamtösterreichischen Standpunkt zur Atomfrage in der EU einzubringen und hat sich auch durchgesetzt. Darüber hinaus hat gerade die Bundesregierung auch klar auf die Atomrisken aus unseren Nachbarländern hingewiesen und entsprechende politische Schritte gesetzt und dort auch Erfolge erzielt. Leider ist dies in der Vergangenheit nicht immer ohne parteipolitische Störmanöver gegangen und das finde ich persönlich sehr schade. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber ich hoffe und ich gebe die Hoffnung nicht auf, dass hier endlich auch bei den anderen Parteien dieses Landes ein Lernprozess einsetzen wird, der von der Erkenntnis ausgeht, dass nur die Bundesregierung jene Kraft in diesem Lande sein kann, die den Standpunkt Österreichs zur Atomfrage auch international wirksam vertreten kann. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das meinen Sie aber nicht ernst!) Na das meine ich ernst. Wer soll das international vertreten außer der Bundesregierung? Das kann sie am wirksamsten und gerade dann, wenn alle politischen Kräfte dieses Landes in dieser Frage, Kollege Maresch, hinter Bundeskanzler Schüssel und seinen Ministern stehen! (Beifall bei der ÖVP. – Abg Mag Rüdiger Maresch: Das hättet ihr gerne!) 

Und ich hoffe, dass unsere Zustimmung zu dem vorliegenden Antrag einen Beitrag dazu leisten wird, dass dies auch der Fall sein wird. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. 

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bedanke mich sehr, dass gerade diese Gesetzesvorlage zu einer vielfältigen Diskussion geführt hat, weit über das Thema Kindertagesheim hinaus, sehr wohl aber viel mit der inhaltlichen Arbeit und der Pädagogik zu tun hat, die schon im Kindertagesheim beginnt, von erfahrenen Pädagoginnen und Pädagogen begleitet, die alle unsere Kinder – 75 000 immerhin in Wien - sukzessive darauf vorbereiten soll, was Demokratie heißt, was demokratische Abläufe, Diskussionen und vielleicht auch einmal Vierparteienanträge eigentlich heißen. Vier Parteien einigen sich nämlich auf etwas und diskutieren dann untereinander, warum man vielleicht doch unterschiedlicher Ansicht ist. All das ist die Grundlage sozialen Verhaltens, die auch in unseren Kindertagesheimen gelebt werden muss und soll und deswegen bin ich sehr, sehr stolz darauf, dass wir eine solche Vielfalt in Wien haben. 

Zwei Anmerkungen zu angesprochenen Punkten: Zum einen hat, was die Gruppenzusammenlegungen betrifft, inhaltlich Frau Kollegin Wehsely ja schon Stellung bezogen, und zwar punktgenau auf die Anfrage dieses Elternbriefes. Er ist schon beantwortet, allerdings nicht in dem Sinn, wie Sie vielleicht geantwortet hätten, wären Sie zuständige Stadträtin in Wien, wobei ich nicht weiß, ob Sie dann vielleicht auch darüber nachdenken müssten, weil Sie sozusagen nicht mehr ad hoc Entscheidungen treffen könnten, sondern auch im Gesamtzusammenhang einer globalen Verantwortung hinsichtlich des Budgets und dessen Umsetzung handeln müssten.

Aber da geht es durchaus auch um inhaltliche Dinge. Denn genau dieser Standort ist einer, der einer großen Veränderung dadurch unterliegt, dass eine Einrichtung der Stadt, nämlich die "Stadt des Kindes", gemäß unserem Konzept "Heim 2000" geschlossen wurde und sich daher die Kinderanzahl in diesem Gebiet verändert. Daher hat das dazu geführt, dass man die Gruppenanzahl dort verändert hat, wie 150-mal pro Jahr - was na-
türlich nicht heißt, dass zwei Kindergartenpädagoginnen keine Arbeit mehr haben; vielleicht nicht mehr an diesem Standort, wobei ich mir nicht einmal da so sicher bin, aber jedenfalls in einem anderen Kindertagesheim dieser Stadt -, und an diesem Standort jedenfalls eine Qualitätsverbesserung dadurch herbeigeführt werden konnte, dass Freizeiträume, die man aufgrund der Dichte der Nachfrage bisher als Gruppenräume gebraucht hat, jetzt wieder als solche verwendet werden können und auch die Flexibilität in sich behalten, dass man, sollte sich eine Notwendigkeit ergeben, diese Gruppe wieder aufmacht.

Nun kommen wir damit zu dem Thema, das Sie angeschnitten haben und worin wir nicht einer Meinung sind. Ich bin eben nicht der Meinung wie Sie, dass man ad hoc und immer dann, wenn sich scheinbar eine Möglichkeit ergibt, die Anzahl der Kinder so zurückfahren sollte. Denn ich bin der Meinung - und auch das hat Frau LAbg Wehsely schon gesagt -, dass wir in den letzten Jahren mit Vehemenz bemüht waren, den Ausbau so voranzutreiben, dass wir wirklich flächendeckend ausreichende Angebote haben, jetzt mit dieser Gesetzesnovelle und auch mit der Verordnung inhaltlich wesentliche Dinge reguliert und festgeschrieben haben, wie die Integration, die sprachliche Förderung und vieles andere mehr, und dass man im Gesamtrahmen und der Gesamtverantwortlichkeit und auch vor dem Hintergrund, dass die Gruppen sowieso nie hundertprozentig voll sind, den pädagogischen Wermutstropfen - dem ich mich ja noch annähern kann, dass man sagen kann: na ja, 20 wären pädagogisch noch wünschenswerter - jedenfalls aushält im Sinne der vielen anderen Positiva, die wir haben. Denn wir könnten nicht die Versorgungsdichte aufrechterhalten, würden wir jetzt die Zahlen auf das von Ihnen gewünschte Maß herunterschrauben.

Das ist die ganz schnöde Antwort auf diese Frage, zu der ich pragmatisch und inhaltlich vollkommen stehe, weil ich weiß, welche Auswirkungen es gerade auch für die Beschäftigungssituation von Frauen hat, dass sie in Wien die Sicherheit von Kinderbetreuungsplätzen haben. Diese wünsche ich zurzeit auch nicht gefährdet zu sehen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Zweiten und wirklich nur ganz kurz, weil es noch so viele wichtige Punkte zu diskutieren gibt, dass ich mich heute zurücknehme und nicht dem an sich mir auf der Zunge liegenden politischen Zynismus nachgebe: Aber wenn Frau Korosec von Allmacht spricht, dann dürfte das wirklich die einzige Assoziation zur christlichen Einstellung sein, nämlich der des allmächtigen Gottes. Mit unserer Einstellung auf sozialdemokratischer Ebene hat das überhaupt nicht zu tun, und es hat auch keinen Zusammenhang mit den Beispielen, die Sie hier genannt haben. Der einzige Grund, dass ich darüber nachdenken würde, sozusagen noch einmal in die Diskussion mit der Religion einzusteigen, wäre der, dass sichergestellt wäre, dass sich die ÖVP wieder auf ihre Grundprinzipien des christlich-sozialen Denkens besinnen würde, vor allem zum Beispiel in der Asylpolitik. Dann würde die Caritas vielleicht nicht mehr jene Anmerkungen machen müssen, die sie macht. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn diese Grundlagen zurückkehren würden und wenn sichergestellt wäre, dass wir Religion und damit auch die christliche Einstellung zu einem solchen Thema machen, dann könnte man darüber noch einmal diskutieren. Das wird aber durch so viele Beispiele ausgeschlossen, dass ich mich der Meinung anschließe - die im Übrigen auch mit der katholischen Kirche akkordiert ist -, dass wir sagen: Wir nehmen den Kulturbegriff als weitesten Begriff und implementieren all das, was darunter auch zu verstehen ist, nämlich auch die unterschiedlichen Religionen. 

Ich danke für die Diskussion und auch für Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlag einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Zusatzantrag der ÖVP. 

Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit, der Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag zur Anti-Atompolitik der österreichischen Bundesregierung, der von den vier Parteien eingebracht wurde. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist einstimmig so angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 3. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Regelung des Veranstaltungswesens - Wiener Veranstaltungsgesetz - geändert wird. 

Berichterstatter hiezu ist Herr amtsführender Stadtrat Dr Mailath-Pokorny. Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag!

Es liegt Ihnen ein Initiativantrag und der Entwurf einer Änderung des Gesetzes über die Regelung des Veranstaltungswesens - Wiener Veranstaltungsgesetz - vor. Dieser Entwurf nimmt auf die Entwicklungen im Veranstaltungswesen Bedacht, insbesondere im Zusammenhang mit Open-Air-Großveranstaltungen. Einerseits sollen dadurch die Lärmemissionen im Interesse der Anrainer in einem zumutbaren Rahmen gehalten werden, andererseits soll die Durchführung und bürokratische Abwicklung der Veranstaltungen leichter ermöglicht werden.

Der Entwurf liegt Ihnen vor. Ich ersuche Sie um Annahme dieses Gesetzentwurfes.

Präsident Johann Römer (den Vorsitz übernehmend): Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!
Eine Frage, der wir uns in diesem Gemeinderat und Landtag schon des Öfteren gewidmet haben, schleicht sich bei mir ein, wenn ich mir diesen Initiativantrag genauer ansehe, nämlich die Frage: Wollen wir eigentlich wirklich Veranstaltungen in dieser Stadt abhalten? Mein Eindruck ist nämlich, dass wir sehr oft in diesem Landtag mit Gesetzen zu tun haben, die diese Möglichkeiten eher beeinspruchen und einschränken als ermöglichen. Lassen Sie mich kurz ausführen, warum. 

Die Stadt Wien ist, glaube ich, zu Recht darauf stolz, dass wir viele Veranstaltungen in Wien haben, die im öffentlichen Raum stattfinden, die zu einem sehr bunten kulturellen Leben ganz Wichtiges beitragen. Wir sind, glaube ich, auch zu Recht stolz darauf, dass es in unserer Stadt eine durchaus spannende Jugendkulturszene gibt. Gleichzeitig - und vielleicht ist das ein bisschen die Perversion des Wiener Herzens - machen wir es all jenen, die diese Veranstaltungen organisieren, schwer, aus unterschiedlichen Gründen, aber wir machen es ihnen schwer. Wir machen es ihnen dort schwer, wo es darum geht, ihre Veranstaltungen ordnungsgemäß anzumelden und Genehmigungen für die Orte einzuholen. Wir machen es ihnen dort schwer, wo es darum geht, die Abgabenlast eher zu senken, wenn es sich um kulturelle Veranstaltungen handelt, als sie zu heben. Und wir machen es ihnen jetzt mit diesem neuen Initiativantrag schwer, im öffentlichen Raum und durchaus auch im Rahmen des Schutzes von Anrainerinnen- und Anrainerbedürfnissen zu veranstalten. 

Lassen sie mich auf die Frage der Tanzsteuer eingehen. Sie alle kennen das Thema. - Herr Oxonitsch gähnt. Aber ich kann es Ihnen nicht ersparen, Herr Oxonitsch. Es mag schon sein, dass Sie nicht mehr so viel auf Veranstaltungen gehen, die tanzsteuerpflichtig sind. Aber für jene Leute, die in dieser Stadt diese Veranstaltungen besuchen, und jene, die sie organisieren, handelt es sich hier tatsächlich um eine Schikane. 

Die Tanzsteuer, die Vergnügungssteuer auf Tanzveranstaltungen, ist ein absurdes Relikt, ein Dinosaurier aus dem letzten - um nicht zu sagen vorletzten - Jahrhundert, und sie ist einer Stadt wie Wien, die doch gerne etwas für die Kultur tun will, wirklich nicht angemessen. Im letzten Jahr hatten wir eine Vereinheitlichung der Tanzsteuer auf der Tagesordnung des Landtages, bei der von einem sehr seltsam komplizierten System auf ein etwas einfacheres System umgestellt wurde. Aber wir sagen, das ist uns zu wenig, das war damals schlicht eine Mogelpackung. Wir fordern ganz klar die Abschaffung der Tanzsteuer, haben in diesem Sinne heute in der Früh auch einen schriftlichen Antrag eingebracht und hoffen, darüber im Finanzausschuss zu diskutieren und hier sicherzustellen, dass die Tanzsteuer, die so viele Veranstalter in dieser Weise beeinträchtigt, tatsächlich abgeschafft wird.

Um Ihnen zu dokumentieren, dass das nicht eine reine Idee der GRÜNEN ist, sondern ein Anliegen aller Veranstalter und Veranstalterinnen in dieser Stadt, lese ich Ihnen, nur kurz zur Erinnerung, die Liste der Veranstalter vor, die im Dezember 2001 noch einmal ganz eindeutig gesagt haben: Wir wollen die Abschaffung dieser Tanzsteuer! Ich lese ihnen die Liste derjenigen vor, die das unterschrieben haben: Arena, Bassland, BCO, Cicada Productions, Club Massiv, Converse, Crazy, DocLX, FLEX, Infectious Living Solutions, Kunstwerk, Megawatt, Porgy & Bess, Promoters Group, Rhiz - Blue Box, Sicom Productions, SMILE Events, SUB Club, Swingtime Entertainment, Trife Life, WIRR, Volksgarten und ZOOM Enterprises. Das ist eine ziemlich beeindruckende, lange Liste von Leuten, die in dieser Stadt wichtige, spannende, teilweise kommerzielle und teilweise auch nicht kommerzielle Veranstaltungen machen. Wir sollten diese ernst nehmen, wenn sie sagen: Die Tanzsteuer stellt ein ernsthaftes Problem für die kulturelle Vielfalt in dieser Stadt dar!

Darüber hinaus gibt es ein großes Problem für all jene, die diese Veranstaltungen machen, diese auch ordnungsgemäß anzumelden. Das ist gar nicht so einfach. Alle diejenigen, die das schon einmal probiert haben, wissen, dass man da hin und her laufen und Formulare ausfüllen muss. Es ist nicht so, dass sich die Stadt hier als Dienstleistungsunternehmen verstehen würde, das sagt: wir wollen, dass diese Veranstalter etwas machen, und deshalb ermöglichen wir es ihnen ganz einfach, das zu tun!, sondern man macht es möglichst kompliziert und schwierig. 

Das führt dann zu so absurden Fällen wie jenem, den ich Ihnen im Gemeinderat schon einmal erzählt habe. Da geht es um einen jungen Mann, Georg Stejskal, der einen Verein hat, mit dem er in einem Atelier hin und wieder kleine Veranstaltungen macht. Und es begab sich, dass an einem dieser Abende ein paar Leute mit dem Kopf gewippt haben, als die Veranstaltungspolizei kam. Diese hat behauptet: Da wird getanzt. - Aber da wurde nicht getanzt!

Was ist passiert? Herr Stejskal hat ein sehr mühsames Verfahren auf sich nehmen müssen, und im Endeffekt hat er 479 EUR Strafe zu bezahlen gehabt, die er nicht bezahlen konnte und für die er fast ins Gefängnis gehen musste, weil er das Geld nicht aufbringen konnte. Das ist kein kommerzieller Veranstalter gewesen, sehr geehrte Damen und Herren, sondern ein kleiner Kulturverein, der hier schikaniert wird - schlicht schikaniert wird! (Abg Heike Trammer: Aber das kennen wir doch schon, Frau Kollegin! Das sind alte Hüte, die Sie hier erzählen!) 

Na, erzählen Sie mir nicht, dass Sie uns nicht oft Dinge erzählen, die Sie schon einmal erzählt haben! Es geht hier auch um den Hinweis darauf, dass diese Dinge für die Stadt sehr wichtig sind. Dass Sie kein Verständnis dafür haben, wundert mich nicht, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ. Aber die Sozialdemokratie ist hier mein Ansprechpartner, und von ihr würde ich mir etwas anderes erwarten. (Abg Godwin Schuster: Was haben Sie gemacht ...?)
Der vorliegende Initiativantrag ist aus mehreren Gründen problematisch: nicht nur, weil es sich hierbei um das sehr seltsame Mittel des Initiativantrags handelt, sondern auch, weil hier nicht das geschehen ist, was normalerweise in so einen Fall passieren sollte, nämlich dass man sich mit den Betroffenen zusammensetzt, ein korrektes Verfahren macht, Stellungnahmen einholt et cetera. Stattdessen ist es ein Initiativantrag, der uns als Opposition in einem Nachtrag zum Kulturausschuss vorgelegt wurde und zu dem im Kulturausschuss noch nicht einmal etwas gesagt werden konnte. (Abg Godwin Schuster: Und was haben Sie gemacht im konkreten Fall? Ob Sie da etwas gemacht haben?) 

Entschuldigen Sie bitte, worüber reden Sie? (Abg Godwin Schuster: Frau Ringler! Was haben Sie als Mandatarin gemacht, außer geredet?) Was habe ich getan? (Abg Godwin Schuster: Sagen Sie es! Wo sind Sie tätig geworden? Ich rede von Stejskal!) Ich habe mich sehr darum bemüht, unter anderem sicherzustellen, dass Herr Stejskal Geld bekommt, um diese 479 EUR ... (Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Genau, wir haben uns um diesen Fall sehr bemüht! (Abg Godwin Schuster: Und wo? Wo haben Sie sich bemüht?)
Jetzt komme ich zu dem Initiativantrag. (Abg Godwin Schuster: Ich möchte wissen, was Sie gemacht haben!) Dieser Initiativantrag ist eine weitere Einschränkung all jener, die in dieser Stadt Veranstaltungen machen. Einerseits - und das möchte ich durchaus positiv erwähnen - ermöglicht er auch den Schutz von Anrainerinnen und Anrainern. Das ist uns durchaus wichtig, das ist schon klar und festzuhalten. Es geht auch darum, dass Anrainerinnen und Anrainer in dieser Stadt neben einem Kulturveranstalter ruhig schlafen können, das ist keine Frage. 

Aber dieser Initiativantrag ist offensichtlich in einer Geschwindigkeit geschrieben worden, die schlicht dazu führt, das er in den Formulierungen ziemlich problematisch ist und eine ganze Reihe von sehr willkürlich auszulegenden Formulierungen enthält. Das ist auch ein Teil des Problems, wenn man einen Initiativantrag in dieser Form einbringt, statt ein ordentliches Verfahren zu machen und sich die notwendige Zeit zu nehmen, um ein Gesetz so zu ändern, dass es auch halten kann. 

Tatsache ist, dass bei diesem Initiativantrag die große Sorge besteht, dass mit der neuen Formulierung, dass man Veranstaltungen nur noch zehn Mal an einem bestimmten Ort abhalten kann und dann Ausnahmegenehmigungen dafür braucht, natürlich auch die Veranstalter im besten Fall dem Gutdünken der Beamtinnen und Beamten dieses Hauses unterworfen sind, und im schlechtesten Fall der Willkür. Das ist etwas, was wir nicht wollen können.

Wenn Sie sich erinnern: die absurden Bestimmungen in der Tanzsteuer, die überhaupt nicht klar festlegen, was Tanz ist, wiederholen sich jetzt hier zum weiteren Male bei der Frage: Was ist eigentlich "zu laut"? Es gibt zwar in diesem Gesetz eine Tabelle, die das festhält - das ist eine sehr niedrig gehaltene Tabelle -, aber im Grunde genommen ist nicht eindeutig geklärt, wie diese Messungen vorgenommen werden sollen. Damit wird die Rechtsunsicherheit für alle Veranstalter und Veranstalterinnen wieder einmal nur dupliziert und verstärkt. 

Ich möchte noch festhalten, dass es in diesem Initiativantrag ein oder zwei Punkte gibt, die wir gut finden, zum Beispiel die Frage der Einbeziehung von umweltpolitischen Fragestellungen bei der Genehmigung von Veranstaltungsstätten. Wir finden es auch gut und richtig, dass Veranstalter und Veranstalterinnen ihrem Publikum Ohrenschützer ausgeben sollen, für all jene, die das gerne wollen. Denn wir wollen ja nicht, dass irgendjemand gesundheitlich beeinträchtigt wird. Ich finde es aber sehr problematisch, dass wir hier eine Vorlage haben, die in dieser Weise auslegbar in alle möglichen Richtungen ist und bei der offensichtlich nicht einmal die Magistratsabteilungen, die diesen Initiativantrag geschrieben haben, einer Meinung sind. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, dass sich die Veranstalter in dieser Stadt von uns mehr an professioneller Abwicklung und auch an Sicherstellung von Rechtssicherheit erwarten dürfen. Ich hoffe auch, dass es uns in der nächsten Zeit gelingen wird, jene Schikanen aus dem Weg zu räumen, die derzeit das Leben der Kulturveranstalter schwer machen. 

In diesem Sinne bringen wir heute auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Vereinfachungen für Veranstaltungen ein:

"Der Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, erstens das Wiener Veranstaltungsgesetz dahin gehend zu durchforsten, ob die Anmeldung und Durchführung von Veranstaltungen in Wien ohne Gefährdung der Ziele des Wiener Veranstaltungsgesetzes vereinfacht und der Verfahrensaufwand reduziert werden kann, und zweitens bis Ende 2003 einen Entwurf zur Änderung des Wiener Veranstaltungsgesetzes vorzulegen, mit dem diesen Erkenntnissen Rechnung getragen wird.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Herrn amfsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft.

Ich hoffe sehr, dass es uns gelingt, in den nächsten Monaten diese Probleme, die ich eben skizziert habe, zu lösen, und dafür auch eine Form zu finden, die es den Veranstalterinnen und Veranstaltern in dieser Stadt ermöglicht, weiterhin gute Arbeit für Wien zu leisten. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Christian Oxonitsch - in Richtung Abg Mag Marie Ringler -: Den Antrag gibt es hier noch nicht!)
Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Öffnung des öffentlichen Raums oder der stärkeren Nutzung müssen natürlich auch bestimmte Grenzen gesetzt werden. Ich bin ein Bewohner des 1. Bezirkes, und ich kann sagen: Viel mehr als im 1. Bezirk kann der öffentliche Raum nicht mehr genutzt werden. Ich glaube nicht, dass es sinnvoll sein kann, zum Beispiel eine Zone im 1. Bezirk wie das so genannte "Bermuda-Dreieck" auf den gesamten 1. Bezirk auszuweiten. Das hätte nämlich zur Konsequenz, dass es dann keine Bewohner mehr gibt. Aber wir alle kennen das von amerikanischen Städten, dass zu einer funktionieren Urbanität nicht nur Lokale und Veranstaltungen, sondern auch Geschäftsleute und selbstverständlich auch Bewohner gehören. Sonst ist es nämlich eine tote Stadt.

Ich kann Ihnen sagen, die Grenzen in bestimmten Bereich dieser Stadt sind ohnehin schon erreicht, nicht nur, was die Lärmbelästigung der Bewohner betrifft, sondern zum Beispiel auch, was die Geschäftsleute betrifft. Wer das auf der Kärntner Straße erlebt, wenn dort Straßenmusiker teilweise mit einem Repertoire von drei Liedern vor einem Geschäftslokal, in dem es auch Angestellte gibt, immer wieder dieselben Lieder spielen - da verliert man auf Dauer die Zumutbarkeit, nicht nur bei den Bewohnern, sondern auch bei den dortigen Beschäftigten.

Worum es bei dem Veranstaltungsgesetz geht - und im Prinzip ist hier eine sehr ausgewogene Formulierung gefunden worden -, ist einfach, die Interessen der Menschen, die ausgehen wollen, auf der einen Seite und die Interessen der Bewohner auf der anderen Seite zu wahren. 

Man muss eines klar und deutlich sagen: Dass gesagt worden ist, es muss noch viel mehr stattfinden und es ist alles so einschränkend, kann ich nicht unterstützen. Zum Beispiel kann man konkrete Veranstaltungen anführen, die meiner Meinung nach nicht geeignet sind, das Leben in dieser Stadt und die Buntheit der Veranstaltungen in dieser Stadt zu verstärken. Es hat zum Beispiel am 14. 6. eine nicht genehmigte Veran-staltung auf dem Maria-Theresien-Platz stattgefunden, bei der es zu Verwüstungen mit einem Schaden in der Höhe von 40 000 EUR gekommen ist, veranstaltet von dem nicht angemeldeten Veranstalter "Free Republic". Was diese "Free Republic" betrifft, muss ich übrigens dazusagen, dass die Flyer und die Veranstaltungs-informationen bei Public Netbase aufgelegen sind. Daher gibt es offensichtlich einen gewissen Zusammenhang mit einer Institution, die von der Stadt Wien, von den Ressorts sowohl des Herrn StR Mailath-Pokorny als auch der Frau StRin Laska, gefördert werden. (Abg Dr Matthias Tschirf: Aha, bravo! Von der Stadt Wien!) 

Daher muss man sich eine derartige Ausweitung der Veranstaltungsszene sehr genau anschauen, vor allem was nicht genehmigte Veranstaltungen betrifft. Ich glaube, das vorgelegte Gesetz hat hier eine sehr gute Abgrenzung von Bewohnerinteressen und der Interessen von Veranstaltern getroffen.

Man muss dazu auch sagen - das sage ich jetzt in Richtung der GRÜNEN -, dass sich das persönliche Verhältnis zum Thema Lärm mit dem Lebensalter ändert. Das heißt, wenn man noch sehr jung ist, kann es gar nicht genug Lärm sein, dann kann es sozusagen gar nicht genug lange Ausgeh- und Öffnungszeiten geben. Ich persönlich befinde mich jetzt in einer Transformationsphase, in der ich zwar noch immer sehr gerne und sehr viel ausgehe. Ich habe auch Zeugen in meiner eigenen Fraktion, die mich dabei sehr oft begleiten. Daher kenne ich in Wien - ich würde sagen, vor allem was dem 1. Bezirk nahe ist - sicher die meisten Veranstaltungsorte und bewege mich dort auch so, dass man es im weitesten Sinne als Tanz bezeichnen kann, was ich nicht von allen meinen Kollegen sagen kann, die meistens einen Beobachterstatus einnehmen, aber mir das zumindest bezeugen können. Ich tue das natürlich immer im Rahmen der Gesetze, aber durchaus in Ausnützung der gesetzlich vorgesehenen Öffnungszeiten. Daher bin ich durchaus noch in einer Phase, in der ich das miterlebe. Auf der anderen Seite sage ich Ihnen, dass ich schon im Transformationsprozess zu einer Phase bin, in der ich sage: Hie und da ist es schon ganz gut, wenn um 2.00 Uhr in der Nacht keine Bassmusik mehr im eigenen Schlafzimmer hörbar ist, oder Straßenfeste, die über Mitternacht hinausgehen. 

Das heißt, je älter man wird - das habe ich mir sagen lassen, es gibt ja auch ältere Kollegen im Gemeinderat -, desto eher geht die Tendenz in die Richtung ... (Zwischenruf der Abg Mag Marie Ringler.) Na ja, es gibt auch in Ihrer Fraktion - ich glaube, wir sind uns ja alle einig: es ist schön, dass der Gemeinderat ein Abbild aller Generationen ist. Ich war hier auch einmal jüngster Abgeordneter des Hauses; ich weiß nicht, ob ich die Ehre haben werde, einmal der älteste Abgeordnete des Hauses zu sein. Jedenfalls hab ich mir sagen lassen: Je höher das Lebensalter ist, desto größer wird das Ruhebedürfnis ohne Lärm.

Jetzt möchte ich wieder ernst etwas sagen. Lärm ist eines jener Phänomene - und das ist wissenschaftlich bewiesen -, an die man sich nicht gewöhnt. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Das wird immer schlimmer!) Das heißt, dauerhafte Lärmbelastung bedeutet eine dauerhafte Beeinträchtigung des Gesundheitszustands, daher muss man sehr sensibel mit diesem Thema umgehen. Wozu es kommen muss, ist ein sinnvoller Interessenausgleich auf der einen Seite zwischen Bewohnern und Veranstaltern, aber auch zwischen den Generationen. Das heißt, das muss man einmal ganz auf den Punkt bringen - wie ich schon ausgeführt habe -, dass ältere Menschen einfach ein anderes Bedürfnis als junge Menschen haben. Es darf nicht so sein, dass alles verboten ist, und es darf auf der anderen Seite - ich habe hier versucht, ein konkretes Beispiel zu bringen - auch nicht so sein, dass alles erlaubt ist. 

Ich war in der Krugerstraße selbst einmal betroffen, und da muss ich der Frau Kollegin Ringler widersprechen. Diese Lärmmessungsverfahren finden in einem ganz klar definierten gesetzlichen Umfeld statt und laufen professionell ab. Es gibt ganz genaue Grenz- und Richtwerte, es gibt Verplombungen der Lokale. Ich muss allerdings auch dazusagen, trotz dieser wunderbaren gesetzlichen Regelungen war es nicht möglich, den dortigen Lokalbesitzer dazu zu bringen, sich an die vorgesehenen Auflagen zu halten. Er hat mehrmals Anzeigen bekommen und hat das alles ignoriert. Der einzige Grund, warum das Ganze irgendwann einmal trotzdem gestoppt hat, war schlicht und einfach, dass das Lokal in den Konkurs gegangen ist und dann sozusagen aus wirtschaftlichen Gründen die entsprechenden Auflagen erfüllt waren. 

Heute stimmen ja alle Oppositionsfraktionen gegen dieses Gesetz, aus sehr unterschiedlichen Motivationen, aber auch aus einer gemeinsamen Motivation. Das möchte ich hier ebenfalls in aller Deutlichkeit sagen: Die gemeinsame Motivation der Oppositionsparteien, warum wir gegen diesen Gesetzentwurf sind, ist, dass er in Form eines Initiativantrages eingebracht wurde und dass hier das ordnungsgemäße Begutachtungsverfahren ausgeschaltet wurde. Das ist übrigens eine Vorgangsweise, die die Sozialdemokraten auf Bundesebene immer wieder schärfstens kritisieren. Sie wählen hier genau dieselbe Vorgangsweise, die sie auf Bundesebene kritisieren. 

Man muss auch dazusagen, dass das ja keine Gesetzesvorlage ist, bei der man sagt, dass Dringlichkeit geboten ist. Dringlichkeit ist angeblich geboten, weil jetzt wiederum die Open-Air-Saison losgeht und man die Bewohner daher schützen muss - das verstehe ich schon. Aber dass der Sommer auch in diesem Jahr wiederkommen wird, ist schon des längeren bekannt. Niemand hat die Gesetzesbetreiber und hier den Gesetzgeber daran gehindert, entsprechend rechtzeitig zumindest in Gespräche mit den Oppositionsparteien einzutreten. Das haben Sie nicht getan, Sie bringen hier einfach einen Initiativantrag ein.

Jetzt muss man gleich dazusagen - ich habe es dem Kollegen LUDWIG ohnehin schon gesagt -, wir schauen uns so etwas natürlich sehr genau an. Daher haben wir gesehen, dass in diesem Gesetz auch Schlampigkeiten formeller Natur enthalten sind. Sie wissen, in einem Gesetzesantrag sind jene Passagen fett formuliert, die geändert werden; da sind in diesem Initiativantrag mehrere Fehler drinnen. Das heißt, es sind Passagen fett formuliert, die nicht geändert werden, und es sind Passagen, die geändert werden, nicht fett formuliert. Das haben wir Ihnen aber ohnehin schon kommuniziert.

Daher mein Vorschlag, sich in Zukunft bei einem Gesetz, das ein wichtiges Gesetz für diese Stadt ist, weil es um Bewohnerinteressen und Veranstalterinteressen geht, rechtzeitig mit den Oppositionsparteien auseinander zu setzen! Dann werden keine formalen Fehler pas-
sieren, und dann werden auch die Oppositionsparteien - und ich glaube, das wäre durchaus ein Gesetz gewesen, das wir zumindest mit meiner Partei im Konsens hätten beschließen können - in Zukunft dazu bereit sein. Aber was wir nicht akzeptieren können, weil das ein Präjudiz schaffen würde, ist, dass hier eine absolute Mehrheitspartei uns einfach mit einem Initiativantrag in einer Sache, die an und für sich gerechtfertigt ist, die aber überhaupt keinen Grund der Dringlichkeit hätte, wenn man rechtzeitig damit begonnen hätte, überfährt.

Nach dem Motto "Wehret den Anfängen!" ist das der Grund, warum wir heute dagegen stimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abgeordneter Mag STEFAN gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die undifferenzierte Ausweitung aller Veranstaltungen - dafür kann ich mich auch nicht aussprechen. Das hat mich ein bisschen gestört bei den Ausführungen, die heute schon gekommen sind. Ich möchte nun noch eine weiteren Aspekt einbringen. Es gibt nicht nur die Entwicklung des Menschenalters, die Sie beschreiben, Herr Dr Salcher, sondern es gibt auch eine, die mit Familien einhergeht. Ich habe zum Beispiel kleine Kinder und bin auch glücklich, wenn es am Abend irgendwann einmal ruhig wird. Gott sei Dank wohne ich nicht in der Nähe von Veranstaltungsorten, das ist mir schon klar. Daher muss man sehr wohl sagen, dass darauf zu achten ist, dass die Bevölkerung auch geschützt wird. Insofern ist der Gesetzesantrag mit konkreten Zahlen sicherlich zu begrüßen. 

Allerdings muss dazugesagt werden, dass die Vorgangsweise - und das ist auch unsere Kritik an diesem Gesetzentwurf beziehungsweise an der Änderung dieses Gesetzes - nicht in Ordnung ist. Offenbar wollten die Sozialdemokraten nicht, dass wir zustimmen, sonst hätten sie es ja über ein Begutachtungsverfahren ablaufen lassen. Wenn Sie es nicht wollen, dann machen wir Ihnen auch diese Freude und stimmen nicht zu. Es muss ja nicht so sein, dass der Gesetzesentwurf am 2. Juni im Ausschuss vorgelegt wird und es kein Begutachtungs-verfahren und daher nicht die Möglichkeit, ernsthaft zu prüfen, was drinsteht, gibt. 

Anscheinend ist es auch unklar unformuliert. Frau Kollegin Ringler hat manche Passagen offenbar nicht ganz richtig lesen können, weil sie so unklar formuliert sind. Sie meint, dass nach zehn Veranstaltungen pro Jahr eine Sondergenehmigung erforderlich ist; ich lese das nicht heraus, sondern ich sehe nur, dass der § 21a für Veranstaltungen gedacht ist, die seltener oder bis maximal zehn Mal pro Jahr stattfinden. Das heißt, es ist hier offenbar nicht wirklich das Gelbe vom Ei entstanden. Man nennt das auf Bundesebene "Speed kills" - ich würde sagen, etwas Ähnliches ist auch das hier.

Ich ersuche daher, noch einmal zu überlegen, ob nicht die Vorgangsweise, wie sie jetzt auch im GRÜNEN-Antrag zu lesen ist, sinnvoll wäre: dass hier im Nachhinein ein Begutachtungsverfahren durchgeführt wird, dass noch Änderungsvorschläge entgegengenommen und Verbesserungen vorgenommen werden. Dann können wir uns durchaus vorstellen, dass wir einer Änderung des Gesetzes, das die Intention hat, die wir jetzt sehen, auch zustimmen können. 

Dem heutigen Antrag stimmen wir nicht zu. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr LUDWIG. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Der vorliegende Gesetzentwurf ist die Reaktion auf die sehr dynamische Entwicklung im Rahmen des Veranstaltungsbetriebes in unserer Stadt, insbesondere im Bereich der Freiluftveranstaltungen. Wir haben bemerkt, dass es gerade in den letzten Monaten eine sehr starke Zunahme an Open-Air-Großveranstaltungen gibt. Das ist sicher ein sehr lobenswerter Teil der kulturellen Entwicklung unserer Stadt und zeigt auch, wie dynamisch die Wienerinnen und Wiener von dem sehr umfassenden kulturellen Angebot in unserer Stadt Gebrauch machen. 

Tatsache ist aber auch - und das wurde eigentlich von allen dreien meiner Vorredner angesprochen -, dass wir eine besondere Verpflichtung und Verantwortung gegenüber den Anrainerinnen und Anrainern haben, insbesondere was auch den Schutz vor Lärmemissionen betrifft. Das war mit ein Grund, dass wir diese politische Verantwortung sehr ernst genommen haben und diese Gesetzesmaterie als Initiativantrag eingebracht haben, um eben auch die Anrainerinnen und Anrainer schon vor der großen Sommer-Event-Veranstaltungszeit mit einem Gesetz entsprechend betreuen zu können.

Aber dieses Gesetz bietet nicht nur Schutz für die Anrainerinnen und Anrainer, sondern auch eine weitere Unterstützung für die zahlreichen Veranstalter, die es in unserer Stadt gibt - für kommerzieller Veranstalter, für nicht kommerzielle Veranstalter -, weil es eine stärkere Berechenbarkeit, eine Kodifizierung, eine Rechtssicherheit auch für die Veranstalter gibt. Da stehe ich in einem krassen Widerspruch zur Kollegin Ringler, die gemeint hat, dass es sich bei diesem Gesetz auch um eine Erschwernis für die Veranstalter handelt. Das Gegenteil ist richtig, es ist eine Berechenbarkeit der Situation! 

Was jetzt gesetzlich festgelegt wird, entspricht im Wesentlichen auch den Richtlinien, die für die Kontrollorgane bereits jetzt Gültigkeit gehabt haben und die die Richtlinien für die Kontrolle der Veranstalter dargestellt haben. Jetzt gibt es Rechtssicherheit. Jetzt können sich nicht nur die Veranstalter an diesem Gesetz orientieren, sondern auch die Kontrollorgane, die Beamtinnen und Beamten, die dafür zuständig sind. 

Es ist nicht so, dass dies eine Verschärfung für die Veranstalter ist, sondern dies bedeutet ganz im Gegenteil sogar eine Verbesserung dahin gehend, dass es jetzt möglich ist, kurzfristig für wenige Veranstaltungen und wenn es im besonderen Interesse ist, Veranstaltungen durchzuführen, diese Grenzwerte auch zu überschreiten. Wie gesagt, es ist dies keine Verschlechterung für die Veranstalter, sondern es bedeutet ganz im Gegenteil neben der größeren Berechenbarkeit auch ein Entgegenkommen für zahlreiche Veranstaltungsbetriebe in unserer Stadt. 

Wenn Sie sagen, Frau Kollegin Ringler, dass generell eine Erschwernis für Veranstalter vorliegt, sollte man nicht unerwähnt lassen, dass die Stadt Wien gerade in den letzten Monaten eine Reihe von Initiativen gesetzt hat, um den Veranstaltungsbereich zu unterstützen und die Anmeldung von Veranstaltungen zu erleichtern. Es gibt ein großes Veranstaltungszentrum in der Dresdner Straße, das von Einzelpersonen und Kulturvereinen sehr umfassend in Anspruch genommen wird. Dort gibt es neben der schnelleren Möglichkeit, Veranstaltungen anzumelden, auch Beratungselemente und vieles andere mehr.

In der Tat zeigt die Anzahl der Veranstaltungen in unserer Stadt, dass das auch wahrgenommen wird. Es hat in den letzten Wochen mehr Veranstaltungen denn je in Wien gegeben. Wir haben nicht nur an den zentralen Plätzen - wie Kollege Salcher erwähnt hat, im 1. Bezirk im "Bermuda-Dreieck" und in anderen Gebieten -, sondern auch dezentral in den Bezirken zahlreiche Veranstaltungen. Der Abschluss der Bezirksfestwochen hat gezeigt, dass sich immer mehr Kulturvereine, Einzel-personen, Künstlerinnen und Künstler auch dezentral in den Bezirken engagieren. Das ist so auch gut und richtig. 

Dennoch ist es von allem drei Vorrednern zu Recht angesprochen worden, dass es einen Interessenausgleich zwischen den Interessen der Veranstalter und jenen der Anrainer und Anrainerinnen geben muss. Dieses Gesetz ist, wie ich meine, eine hervorragende Grundlage, die natürlich auch in Zukunft immer wieder erweitert und verbessert werden kann. Dadurch wird sichergestellt, dass die unterschiedlichen Interessenslagen betreut werden. 

Ich meine, dass dieses Gesetz Rechtssicherheit bietet und dass es das kodifiziert, festschreibt, verschriftlicht, was bereits als Anleitung für die Kontrollorgane zur Verfügung gestanden ist. All diese Lärmpegel und maximal zulässigen energieäquivalenten Dauerschallpegel sind in Abstimmung mit den Experten der Umweltschutzabteilung erstellt worden und bieten, wie ich meine, auch entsprechende Rechtssicherheit.

In diesem Sinne werden wir diesem Gesetzesantrag zustimmen. Ich denke, dass es sich dabei um einen weiteren positiven Schritt handelt, Veranstalter in unserer Stadt weiter zu unterstützen und gleichzeitig einen Schutz für Anrainerinnen und Anrainer zu bieten. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre daher die Verhandlung für geschlossen. 

Ich erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort.

Berichterstatter amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Präsident! Meine Damen und Herren!

Lassen Sie mich nur zwei Bemerkungen machen, eine politische und eine formelle.

Wenn man sich die Beiträge angehört hat, dann könnte man zu der irrigen Annahme gelangen, dass es entweder nur in der Inneren Stadt besonders viele Veranstaltungen gibt oder dass es geradezu unmöglich ist, in Wien Open-Air-Veranstaltungen durchzuführen. Natürlich ist gerade das Gegenteil der Fall. Es haben, wie Kollege LUDWIG schon gesagt hat, noch nie so viele Open-Air-Veranstaltungen in Wien stattgefunden wie eben in diesen Tagen, in diesem Sommer. Wir freuen uns natürlich darüber, dass einerseits das Weltkulturerbe der Inneren Stadt besonders häufig mit Veranstaltungen bespielt wird, vor allem aber auch in den Bezirken und außerhalb des Zentrums zahlreiche, vielfältige, gut besuchte Veranstaltungen stattfinden.

Lassen Sie mich bei der Gelegenheit auch etwas sagen - weil das auch hier von diesem Pult aus immer wieder mit einem gewissen Zynismus, einem kleinen zynischem Lächeln bedacht wird -, was das Donauinselfest anbelangt und was die Förderungen der Kulturabteilung der Gemeinde Wien für das Donauinselfest anbelangt. Einmal mehr hat die heurige Veranstaltung bewiesen, wie richtig es ist, dass die Stadt eine so erfolgreiche, eine so wirksame, eine, sage ich, durchaus auch künstlerisch wertvolle Veranstaltung wie das Donauinselfest unterstützt. Ich meine, dass jeder Euro, der dort an öffentlicher Förderung hineingeht, millionenfach zurückkommt: als Image, als Unterhaltung, als Kulturwert, als Kulturmehrwert für die Wiener Bevölkerung. Ich bin froh und freue mich, dass das Donauinselfest heuer zu seinem Jubiläum besonders erfolgreich war. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wien ist auch deshalb so attraktiv und in all den Listen, die es als lebenswerte Stadt ausweisen, ganz vorne, weil so viele Veranstaltungen stattfinden, weil so viele Open-Air-Veranstaltungen stattfinden, und in diesen Tagen sind wir Zeugen von sehr vielen weiteren. 

Mit dem Lärm ist das so eine Sache. Kollege Salcher hat darauf hingewiesen, dass ja auch festgesetzt ist, dass bei solchen Open-Air-Veranstaltungen Ohrstoppel ausgeteilt werden. Das ist gut. Das ist oftmals vielleicht auch ein Widerspruch in sich, etwa wenn man gesehen hat, dass beispielsweise viele Menschen mit Ohrstoppeln im Rolling-Stones-Konzert gesessen sind. Man könnte zwar fragen, warum man dann zu einem Rolling-Stones-Konzert geht, aber auch das gehört dazu.

Ich meine - und damit komme ich zum Formellen -, dass dieses Gesetz, liebe Frau Kollegin Ringler, natürlich eine Erleichterung für die Veranstalter in dieser Stadt bringt. Wenn da eine Formulierung drinnen ist, die vielleicht nicht verstanden wird - ich habe vorhin versucht, zu verstehen, was nicht verstanden wird. Aber es ist eine relativ einfache Geschichte, und es ist auch nicht das Problem, dass die Magistratsabteilungen das unterschiedlich auslegen; die verstehen sehr wohl, was da drinsteht. Es geht nämlich um nicht mehr und nicht weniger als darum, dass bisher Grenzwerte drinnen waren, über die man nicht hinausgehen konnte. Man konnte über bestimmte Grenzwerte nicht hinausgehen, was für verschiedene Veranstaltungen ein Hindernis war. 

Nunmehr ist es so - und das bedeutet dieser neue § 21a -, dass es bei seltenen Veranstaltungen - das sind die zehn Veranstaltungen - möglich ist, nach bestimmten Prüfungen und Voraussetzungen trotzdem eine Genehmigung zu erteilen. Daher ist das in Wirklichkeit eine Ausweitung der Möglichkeiten der Veranstaltungen in dieser Stadt, unter Berücksichtigung dessen, was Lärmschutz und sonstige Emissionen anbelangt.

Deshalb meine ich, es ist wichtig und richtig, ein solches Gesetz zu machen, das im Grunde zur Vereinfachung der Veranstaltungen in Wien dient, und es möglichst schnell zu machen. Insofern ist es auch gerechtfertigt, das als Initiativantrag zu machen. Ich frage, wenn man sich hier darüber aufregt, dass es sich um einen Initiativantrag handelt: Warum gibt es überhaupt das Instrument eines Initiativantrages? Ich meine, dass wir, wenn man das möglichst schnell machen kann, diese vielen Veranstaltungen, geradezu diesen Veranstaltungsboom unterstützen können. Im Übrigen liegt das Gesetz seit 24. April vor. Sie kennen das Gesetz und den Entwurf seit 24. April, so überfallsartig kann das also gar nicht kommen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Warum war keine Begutachtung?)
Meine Damen und Herren! Ich bitte daher um die Annahme dieses Gesetzentwurfes und um Ihre Unterstützung.

Weil das hoffentlich mein letzter Redebeitrag vor der Sommerpause ist und ich annehme, dass Sie nicht zuletzt auch aufgrund dieses Gesetzes möglichst viele schöne, interessante Veranstaltungen in Wien unter freiem Himmel besuchen werden, wünsche ich Ihnen in diesem Sinn auch einen schönen Sommer! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrheitlich angenommen.

Es liegt ein Beschlussantrag der GRÜNEN betreffend Vereinfachung für Veranstaltungen vor. Hier wird in formeller Hinsicht eine Zuweisung an den zuständigen Herrn amtsführenden Stadtrat verlangt.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesen Beschlussantrag unterstützen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist die Minderheit, der Antrag ist damit abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrheitlich beschlossen.

Postnummer 4 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 - 15. Novelle zur Dienstordnung 1994 -, das Gesetz über den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien - 5. Novelle zum Gesetz über den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien -, das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsge-setz 1995 - 4. Novelle zum Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995 - und das Wiener Personalvertretungsgesetz - 6. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz - geändert werden. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsführende Stadträtin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte Sie, die vorliegenden Gesetzentwürfe zu debattieren und zu beschließen.

Präsident Johann Römer: Danke. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Stadträtin Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren!

Der Gesetzentwurf, mit dem künftig die Struktur von Disziplinarverfahren im Bereich des Magistrates geändert werden soll, ist durchaus differenziert zu betrachten. Es sind darin im Wesentlichen etliche Verbesserungen enthalten, die wir auch begrüßen. In manchen Bereichen geht er uns nicht weit genug, etwa - um hier nur ein Beispiel anzuführen - im Zusammenhang mit der paritätischen Besetzung der Disziplinarausschüsse, die wir uns im Gesetz verankert gewünscht hätten und wofür unsererseits noch ein entsprechender Antrag eingebracht wird. Daher gibt es, wie gesagt, etliche Punkte, die aus grüner Sicht sehr begrüßenswert sind und denen wir auch gerne unsere Zustimmung gegeben hätten. Aber das ist uns leider nicht möglich. 

Das ist uns deswegen nicht möglich, weil in ein- und der derselben Novelle auch die Disziplinarverfahren im Zusammenhang mit dem Unabhängigen Verwaltungssenat mit geändert werden sollen, und damit sind wir nicht einverstanden. Wir sind übrigens nicht allein mit den Bedenken, die wir in diesem Zusammenhang haben, sondern ich glaube, wir sind in sehr, sehr guter Gesellschaft. Denn immerhin die Vereinigung der Verwaltungsrichter begrüßt diese Änderung nicht, die Personalvertretung hat Bedenken geäußert, und die Mitgliederversammlung des Unabhängigen Verwaltungssenates hat ebenfalls Bedenken geäußert und lehnt diese Änderung ab. 

Ich frage mich daher, was Sie dazu führt, dass Sie diese Änderung unbedingt wollen, eine Änderung, die meines Erachtens sehr wohl in die Unabhängigkeit des Unabhängigen Verwaltungssenates eingreift. Denn sie bewirkt, dass künftig Vertreter des Magistrates in Disziplinarverfahren mit einbezogen werden müssen. Das war bisher nicht der Fall, denn bisher war die Versammlung der Mitglieder dafür allein zuständig. Ich persönlich sehe darin, wie gesagt, sehr wohl eine weitere Gefährdung der Unabhängigkeit - fast hätte ich jetzt gesagt: der Abhängigkeit - des Unabhängigen Verwaltungssenates. 

Ich möchte auch daran erinnern, dass es geradezu im Wesen einer solchen Einrichtung liegt, gänzlich unabhängig zu sein. Diese Unabhängigkeit ist auch zu wahren. Denn es ist immerhin jene Instanz, die uns, die unsere Verwaltung, die die Entscheidungen unserer Verwaltung - und inzwischen nicht nur unserer Verwaltung, sondern zusätzlich auch viele, viele Bundesentscheidungen - kontrolliert. Ich denke daher, dass das dem Geist dieser Einrichtung an sich widerspricht. 

Ich sehe auch, dass ich - und das möchte ich von dieser Stelle aus erneut betonen - nicht allein mit dieser Meinung bin, und frage mich, warum Sie denn auf so eine Änderung bestehen, die offensichtlich nicht mit den Mitgliedern abgesprochen sein kann und die auch nicht von ihnen gewünscht gewesen sein kann. Wieso entscheidet sich der Magistrat plötzlich dazu, von außen in Disziplinarverfahren einzugreifen? Bis jetzt soll es an-
geblich lediglich drei gegeben haben, sie sollen aus Sicht der Mitglieder des UVS auch zufrieden stellend abgelaufen sein. Wieso also entscheidet sich der Magistrat plötzlich dazu, von außen einzugreifen und zu meinen: Nein, wir wollen das anders gestalten, wir finden, das ist eine Verbesserung; die betroffenen Richterinnen und Richter - in dem Fall sollte man von Mitgliedern sprechen - sind zwar überhaupt nicht der Meinung, aber das wollen wir, das machen wir so! - Das kann ich absolut nicht teilen.

Abschließend möchte ich in diesem Zusammenhang bedauern, dass dadurch auch in der langen, langen Liste der Dinge, die wir jedes Jahr im Zusammenhang mit dem Unabhängigen Verwaltungssenat besprechen, jetzt noch eines hinzugekommen ist. Ich möchte in Erinnerung rufen, dass der Unabhängige Verwaltungssenat leider ein äußerst leidiges Thema ist. Wir haben jedes Jahr anlässlich des Berichts des Unabhängigen Verwaltungssenates zu besprechen, dass es dort nach wie vor eine sehr angespannte Personalsituation gibt, dass dort nach wie vor Tausende von Verfahren verjähren, dass es dort eine unendliche Schleife von Verfahren gibt, die noch auf Erledigung warten, dass es eine ziemliche Unzufriedenheit unter den Mitgliedern über ihre Arbeitsbedingungen gibt. Habe ich etwas vergessen? - Ja, einiges noch! Die Unzufriedenheit der Mitglieder steht, denke ich, außer Streit. Dazu kommen jetzt wahrscheinlich die neue Unzufriedenheit und die neuen massiven Bedenken im Zusammenhang mit der Art und Weise, wie Disziplinarverfahren künftig geregelt sein sollen.

Also die Mitglieder sind unzufrieden, die Opposition ist unzufrieden, die Vereinigung der Verwaltungsrichter ist unzufrieden, die Personalvertretung ist unzufrieden - nur Sie sind zufrieden! (Abg Godwin Schuster: Viele andere auch!) Und die Frau Präsidentin ist höchstwahrscheinlich zufrieden - oder auch nicht, das werden Sie mir sagen. Ich hoffe jedenfalls, dass Sie nicht herauskommen und argumentieren, dass das mit der Frau Präsidentin abgesprochen wäre und dass sie einverstanden wäre. (Abg Godwin Schuster: Aber die Stellungnahme haben Sie schon gelesen, oder?) Denn es wäre auch nicht das erste Mal, dass die Frau Präsidentin etwas befürworten würde, was die Mitglieder überhaupt nicht so sehen. Es wäre nicht das erste Mal.

In diesem Zusammenhang möchte ich übrigens auch sagen, dass es zumindest mir etwas seltsam vorkommt, dass es auch in diesem Zusammenhang in der Geschichte des UVS eine Begabung war, hier Präsidenten zu haben, die, sage ich einmal, fast traditionell nicht einer Meinung mit den Mitgliedern sind. Aber das haben wir nicht hier heute zu besprechen, das können wir ja anhand des nächsten Berichts des Unabhängigen Verwaltungssenates erneut besprechen. 

Daher haben wir uns erlaubt, einen Antrag einzubringen. Er wird von meiner Kollegin Frau Sommer-Smolik eingebracht werden. In diesem Antrag wünschen wir uns nichts anderes, als dass diese Punkte, die den UVS betreffen, einfach aus dieser Novelle herausgestrichen werden. Dann könnten wir der vorliegenden Novelle unsere Zustimmung geben.

Wie ich die Gepflogenheiten des Hauses kenne, erwarte ich - leider, muss ich sagen - eher nicht, dass unser Antrag Ihre Zustimmung findet. In diesem Fall - ich kann ja noch 10 Minuten lang hoffen, dass Sie vielleicht erkennen, dass das sonst keine richtige Entscheidung ist -, also in dem Fall, dass Sie das nicht erkennen, sehen wir uns leider gezwungen, dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht unsere Zustimmung zu geben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr Ulm. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die vor mir am Pult gewesene Frau Stadträtin hat mir aus der Seele gesprochen, darf ich sagen - und es ist nicht immer so, dass ich das behaupten kann. (StRin Mag Maria Vassilakou: So geht es öfter, nicht?) Aber vielleicht wird das jetzt öfter so kommen. 

In der Tat ist man hier sehr unsensibel mit einem sehr sensiblen Bereich umgegangen. Es geht um nichts Geringeres als um die Unabhängigkeit des Unabhängigen Verwaltungssenats, und es geht darum, wie der Kontrollierte Einfluss auf den Kontrollierenden nehmen kann. Das Disziplinarrecht ist natürlich potenziell dazu geeignet, und diese Meinung vertreten auch die betroffenen Mitglieder. Meine Vorrednerin hat bereits die betroffenen Organisationen genannt, die mit dieser Verschärfung des Disziplinarrechtes auch nicht einverstanden sind, nämlich den Verein der Mitglieder des UVS, den Dienststellenausschuss und den Verein Österreichischer Verwaltungsrichter. 

Es ist so, dass die Mitglieder des Unabhängigen Ver-waltungssenates im Prinzip auf Lebenszeit bestellt sind. Anders ist das bei zwei Organen, nämlich beim Präsidenten des UVS und beim Disziplinaranwalt. Diese beiden Organe werden nun gestärkt: Dort, wo man eine Einflussmöglichkeit von Seiten des Magistrats hat, kommen Kompetenzen im Disziplinarrecht dazu. Dort, wo ausschließlich die Mitglieder mit Kompetenzen befasst waren, verlieren diese Kompetenzen. Bisher gab es eine eigene Disziplinargerichtsbarkeit der Vollversammlung der UVS-Mitglieder, nunmehr werden neue Disziplinarbehörden eingerichtet. 

Ich hätte mir sehr gut vorstellen können, einen Disziplinarausschuss ins Leben zu rufen, der aus Mitgliedern der Vollversammlung besteht, wenn man der Vollversammlung die Möglichkeit gegeben hätte, diese drei Vertreter in den Disziplinarausschuss zu wählen. Tatsächlich sucht man jetzt eine Lösung, in welcher der Präsident beziehungsweise die Präsidentin zwei Mitglieder bestimmen kann, und lediglich ein Mitglied wird von der Vollversammlung gewählt. Dazu kommt, dass als zweite Instanz ein Disziplinarsenat vorgesehen ist, dessen Mitglieder alle von der Landesregierung bestellt werden, wenn auch zwei Richter sich unter diesen vier Personen befinden. 

Die zweite starke Einflussmöglichkeit ergibt sich beim Disziplinaranwalt, auch dort handelt es sich um einen Bediensteten des Magistrats. Es müsste eben jeder Anschein vermieden werden, es müsste jeder Eindruck vermieden werden, dass hier die Unabhängigkeit des Verwaltungssenates gefährdet werden könnte, indem man Magistratsbediensteten, die ja an sich vom UVS kontrolliert werden, mehr Kompetenzen in Disziplinarverfahren einräumt. Genau das ist das Problem, dieser Disziplinaranwalt bekommt nun mehr Möglichkeiten. Er hat nunmehr die Gelegenheit, bereits vor Beschlussfassung eines Einleitungsbeschlusses Erhebungen durch-
zuführen, vergleichbar einem Staatsanwalt im Vorverfah-
ren. Er kann, wenn es Indizien für ein disziplinarrechtliches Vergehen gibt, mit seinen Vorerhebungen beginnen, ohne dass der Betroffene davon in Kenntnis gesetzt wird. Er ist inhaltlich und zeitlich bei diesen Ermittlungen nicht beschränkt. Das kann natürlich sehr unangenehm für den Betroffenen sein, der vielleicht gerade in einem Verfahren zu judizieren hat und sich durch diese Ermittlungen gestört, belastet, beeinflusst fühlt.

Dass es tatsächlich solche Beispiele gibt, kann ich Ihnen an einem Verfahren zeigen, von dem ich weiß. Das ist auch kein Geheimnis, man kann aus diesem Verfahren zitieren, weil ja die Verhandlungen vor dem Unabhängigen Verwaltungssenat öffentlich sind. Ich bin auch gerne bereit, hier die Geschäftszahl zu nennen: Es geht um das Verfahren UVS-02/11/5628-5630/2001/53.

Da ist Folgendes passiert: Am 8. 5. 2001 gab es eine Amtshandlung des Büros für Sofortmaßnahmen, eines Büros, das der Magistratsdirektion zugeordnet ist. Diese Einrichtung handelt zum weit überwiegenden Teil sicherlich zum Vorteil der Menschen in dieser Stadt. Aber wie jede andere Behörde muss sich auch diese Behörde eine nachprüfende Kontrolle durch das berufene Organ gefallen lassen, ob ihre Amtshandlung richtig war. Der UVS überprüft Bescheide und faktische Amtshandlungen von Organen der Polizei oder von Organen des Magistrats. 

Am 8. 5. 2001 ist es zu einer solchen faktischen Amtshandlung gekommen. Das Büro für Sofortmaßnahmen ist in ein Flüchtlingsheim eingedrungen, es war 5.00 Uhr in der Früh. Es gab Beschwerdeführer, die gemeint haben, dass durch diese Aktion das Hausrecht verletzt wurde. Man ist an den Unabhängigen Verwaltungssenat herangetreten, damit er diese angebliche Rechtswidrigkeit feststellen kann.

Sehr überraschend in diesem Verfahren war, dass als Behördenvertreter, also als Vertreter des Magistrats, dort jemand aufgetreten ist, der selbst Einsatzleiter der Amtshandlung war. Das ist eigentlich bisher ein ungeschriebenes Gesetz gewesen, dass der Behördenvertreter im Verfahren jemand anderer ist als der Einsatzleiter. Ich glaube, das war gute Tradition, das so zu halten, und hoffe, dass es eine Ausnahme war, hier einen Oberamtsrat von diesem Büro für Sofortmaßnahmen auch als Behördenvertreter zu nominieren, obwohl er der Einsatzleiter war.

Es ist zu einem auffälligen Verhalten dieses Oberamtsrates gekommen. Ich zitiere hier aus dem Protokoll: "Es gab kontinuierliche verbale Übergriffe seitens des Behördenvertreters. Wiederholte Ermahnungen haben nicht gefruchtet. Er hat eine Zeugin als Beschuldigte tituliert, hat ihre Aussagen geringschätzend kommentiert, hat sich gegen die Länge des ihr zustehenden Parteiengehörs gewehrt. Und letztlich ist dem Verhandlungsleiter nichts anderes übergeblieben als diesen Behördenver-treter des Saales zu verweisen." 

Was ist nun passiert? Obwohl eine solche Maßnahme der Sitzungspolizei nicht gesondert anfechtbar ist – das könnte nur dann mit der Endentscheidung angefochten werden –, hat sich dieser Behördenvertreter direkt an die zwar rechtlich unzuständige Behörde, aber immerhin an die Präsidentin des Unabhängigen Verwaltungssenates Wien gewandt und hat ihr eine Beschwerde überreicht. Überraschenderweise wurde dieses Maßnahmenbeschwerdeverfahren durch die Präsidentin nicht abgewehrt, sondern wurde zur Grundlage eines Disziplinarverfahrens. 

Sie können sich vorstellen, dass der Verhandlungs-leiter damit in einer einigermaßen unangenehmen Situation war. Ich verstehe nicht, wie so ein Verhalten, nämlich die Ausübung der Sitzungspolizei, zur Grundlage eines Disziplinarverfahrens werden kann, weil ja eine Form der Gesetzesanwendung, selbst wenn sie sich im Nachhinein als unrichtig herausstellen würde, sicherlich eine disziplinarrechtliche Ahndung und Beurteilung nicht zulässt.

Dieses kraft Gesetzes zuständige Mitglied hat sich angesichts dieser massiven Beeinträchtigung – ich zitiere – "seiner Unabhängigkeit und Entscheidungsfreiheit nicht in der Lage gesehen, das anhängige Maßnahmenbeschwerdeverfahren vor Abschluss dieser unzulässigen Intervention im Zuge des Disziplinarverfahrens fortzuführen." 

Diese Person, dieser Verhandlungsleiter, "Richter" könnte man sagen, wenn auch nicht im formalen technischen Sinn, war sohin befangen, war nicht mehr in der Lage, über diese Beschwerde zu entscheiden, und leider Gottes gibt es auch keine Regelung für eine Vertretung im Falle einer solchen Befangenheit.

Was ich an Hand dieses Beispiels dokumentieren wollte, ist, dass es sehr wohl Einflussmöglichkeiten von Seiten des Magistrats gibt und dass es tatsächlich auch immer wieder – zumindest in diesem einen Fall – passiert ist, dass versucht wurde, über das Disziplinarrecht Einfluss auf eine Entscheidung des UVS zu nehmen.

Ich glaube daher, dass es keinen Grund geben kann, das Disziplinarrecht für den UVS in dem Sinne zu verschärfen, dass dem Kontrollierten nun mehr Möglichkeiten und mehr Kompetenzen gegeben werden, Einfluss auf das kontrollierende Organ nehmen zu können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Ing RUDOLPH. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren!
Meine Vorrednerin, mein Vorredner haben jene Stellungnahmen zu diesem Gesetz mit einem durchaus sperrigen Titel, das sei zugegeben, zitiert, die sich kritisch, ablehnend, distanzierend zu dieser Vorlage geäußert haben. Das ist eine Seite der Medaille.

Es gibt auch eine zweite Seite der Medaille, und die soll hier durchaus auch genannt werden. Beispielsweise die Rechtsanwaltskammer Wien hat zu der vorliegenden Gesetzesänderung angemerkt, dass insbesondere der Ersatz des Inquisitions-, durch das Anklageprinzip im Verfahren vor den Disziplinarorganen ausdrücklich begrüßt wird, weil es als sachgerecht angesehen wird, für die Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenates als Disziplinarorgan eben nicht die Vollversammlung, sondern eine eigene Kollegialbehörde mit richterlichem Einschlag als Disziplinarsenat einzurichten. Also die Rechtsanwaltskammer – und ich glaube, dass das durchaus ein Gremium ist, das berufen ist, sich qualifiziert zu dieser Materie zu äußern – hat die positive Veränderung angemerkt und zum Ausdruck gebracht. Ich glaube, dass der Gesetzgeber es auch durchaus als sehr vernünftig ansieht, dieser Meinung zu folgen. – Dies zum einen.

Zum Zweiten: Wie sehen das die Betroffenen selbst. Der Unabhängige Verwaltungssenat selbst hat sich in seiner Stellungnahme zu diesem Gesetzesentwurf, glaube ich, auch sehr sachlich, sehr fundiert und mit einer absolut gegebenen Objektivität geäußert, indem er angemerkt hat, dass bei der Vollversammlung im Hinblick darauf, dass es sich um 56 Mitglieder handelt – und das ist ja ein durchaus sehr großes Gremium, 56 Mitglieder zum selben Zeitpunkt zu versammeln, das gelingt ja nicht einmal dem Wiener Landtag und Gemeinderat über die gesamte Dauer seiner Tagungszeit –, Bedenken bestehen, denn jeweils diese 56 Mitglieder ein Entscheidungsorgan zu befassen, führt dazu, dass es zu einer erheblichen Schwerfälligkeit bei der Entscheidungsfindung kommt. Und genau das, will ja der Unabhängige Verwaltungssenat, der durchaus auch immer wieder einmal im Geruch steht, bei der Geschwindigkeit seiner Entscheidungen noch nicht das Optimum erreicht zu haben, zumindest verändern.

Zum Dritten finde ich es auch sehr fair, dass ein Grundprinzip des Verwaltungsrechtes zum Ausdruck gebracht wird. Ich meine an sich den § 7 AVG, der hier in einer anderen Form in dieser Stellungnahme zum Ausdruck kommt, dass es eben in der Natur der Sache liegt, dass es ein Naheverhältnis vieler Mitglieder zu dem disziplinär zu beurteilenden Mitglied gibt, weswegen der Vollversammlung tatsächlich nur in besonders einschneidenden Fällen eine Entscheidungskompetenz zukommen sollte. Das schreibt hier die Präsidentin des Unabhängigen Verwaltungssenates, und ich meine, dass sie das auch sehr vernünftig und sehr richtig sieht.

Wir werden diesem Gesetzesentwurf deshalb unsere Zustimmung geben, weil auch eine Modifikation, die sich jetzt in der Vorlage wiederfindet, Einzug gefunden hat, nämlich die, dass der Disziplinarsenat in Zukunft aus vier Damen und Herren bestehen kann – nicht so, wie das ursprünglich angedacht war, aus drei, sondern aus vier – und dass von den vier zwei unabhängige Richter/Richterinnen sein werden und die Vorsitzführung in jedem Fall auf der richterlichen Seite gegeben ist und das auch noch verbunden mit einem Dirimierungsrecht für den Vorsitzenden, was sehr vernünftig ist, damit es zu keiner Blockade kommt.

Ich glaube, dass das auch eine sehr kluge Entscheidung seitens der Mehrheitsfraktion war, dieser Idee zu folgen und diese Disziplinarsenat damit auch tatsächlich sehr handlungsfähig auszugestalten. 

Nun noch zu einem der vorliegenden Abänderungsanträge, eingebracht von Frau Abg Sommer-Smolik betreffend die Vertrauenspersonen bei Disziplinarverfahren. Ohne mich jetzt an der Begründung stoßen zu wollen, weil hier der Begriff Opfer und Täter verwendet wird – beim Opfer ist es relativ leicht, das klarzumachen, aber wer Täter ist, sollte man einem Verfahren und einer Verfahrensfindung anheim stellen; jetzt meine ich einmal, gehen wir nicht so streng mit dem Täterbegriff um, aber besser wäre der Begriff Beschuldigter, und ich nehme an, dass das ja auch so gemeint ist mit dem Beschuldigtenbegriff –, möchte ich darauf hinweisen, dass hier die Formulierung "ein Bediensteter" durch "drei Bedienstete" ersetzt wird. Ich glaube, dass das ein durchaus vernünftiger Abänderungsantrag ist, dem sich meine Fraktion auch anschließen kann. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aber das vorliegende Geschäftsstück auch zum Anlass nehmen, um auf ein anderes Thema zu sprechen zu kommen, nämlich darauf, dass Bedienstete der Stadt Wien – und ich gestehe ja durchaus ein, selbst ein solcher zu sein und bin das auch gerne – sich natürlich auch mit anderen Themen auseinander zu setzen haben, auch im Lichte  der jüngsten Ereignisse, das ist die Frage nach der Harmonisierung im Bereich des Pensionsrechtes. 

Wir haben ja in den vergangen Wochen mit großer Aufmerksamkeit verfolgen können, wie auf der Bundesebene Verhandlungen auf parlamentarischer Ebene stattgefunden haben, auf der Ebene zwischen den Vertretern der Regierung einerseits und den Vertretern der Sozialpartner andererseits, und bei all dem durchaus Trennenden, das diese Diskussion geprägt hat, hat es ein Element gegeben, wo es wie ich meine, über weite Strecken großes Einverständnis gegeben hat, dieses Ziel zu erreichen, das ist die Frage der Harmonisierung der Systeme. Da ist es ja so – da gibt es Zitate vom Gewerkschaftsbundpräsidenten Verzetnitsch abwärts –, dass man sich sehr stark für die Harmonisierung der Pensionssysteme ausgesprochen und das auch eingemahnt und eingefordert hat.

Ich glaube, man sollte das ernst nehmen und sollte es auch im Bereich der Stadt Wien in Angriff nehmen. Ich glaube, dass wir auch hier in Wien an dieser Reform der Pensionsordnung nicht werden vorübergehen können, und ich glaube, dass die Harmonisierung der Systeme auch ein Akt der Notwendigkeit ist. Um es ein bisschen pointierter zu formulieren: Ich meine, es sollte nicht so sein, dass Kollege Hundstorfer beispielsweise meint, in seiner Funktion als Gewerkschafter hier zu gewerkschaftlichen Aktionen aufrufen zu müssen, die dann schlussendlich in einem Misstrauensantrag für die Frau StRin Brauner enden. 

Ich glaube, dass man sich, diesen Umweg über die Straße, gerade wenn es das Dienstrecht und das Pensionsrecht der Gemeindebediensteten betrifft, ersparen könnte, und werde mir daher erlauben, hier gemeinsam mit meinen Kollegen Dr Helmut Günther und Klubobmann Mag Hilmar Kabas einen Resolutionsantrag einzubringen, der folgende zwei Punkte beinhaltet:

"Der Wiener Landtag fordert die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal auf, umgehend mit der Personalvertretung Gespräche bezüglich der Umsetzung der Pensionsreform aus dem Jahr 2000 aufzunehmen" – da gibt es ja noch Versäumnisse – "und im Landtag umgehend einen entsprechenden Gesetzesentwurf vorzulegen." – Das zum einen.

Zum Zweiten: "Überdies wird die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal aufgefordert, unabhängig davon, wie sich die Gespräche im Bund oder anderen Bundesländern entwickeln, auch die Punkte der Reform 2003 in diesem Gesetzesentwurf zu berücksichtigen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrages beantragt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Hoher Landtag! Abschließend ersuche ich Sie, dieser Vorlage die Zustimmung zu geben. (Beifall bei der FPÖ-.)
Landtagspräsident Johann Hatzl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Schuster. Ich erteile es ihm. 

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben es uns bei der Vorbereitung dieses Novelle sicher nicht leicht gemacht, und ich möchte eingangs auch auf das eingehen, worauf Ing Rudolph hingewiesen hat. Ich möchte nicht anstehen, hier für die Anregungen, die auch von FPÖ-Seite zu dieser Novelle kamen, meinen persönlichen Dank auszusprechen, weil sie dazu dienlich waren, hier wirklich einige ordentliche Schritte weiterzukommen. 

Wir haben heute eine Diskussion erlebt, die in ähnlicher Form im Großen und Ganzen schon einmal stattgefunden hat, als die Gerüchte über eine Gesetzesnovelle hier diskutiert wurden. Ich habe mich damals auch zu Wort gemeldet und gesagt, ich würde nichts unterstützen, überhaupt nichts unterstützen, das dazu beiträgt die Unabhängigkeit des Unabhängigen Verwaltungssenats zu untergraben, und ich bin heute auch zutiefst überzeugt davon, dass wir mit dieser Novelle genau diesem Gedankengut auch weiter Folge leisten. Die Unabhängigkeit des Unabhängigen Verwaltungssenats wird nicht unterwandert, wie es bezeichnet wurde, sondern sie wird in Teilbereichen verändert und sogar gestärkt. 

Ich habe mir beim Beitrag von Kollegen Ulm zwei Fragen gestellt. Die eine Frage war die: Ich habe mich an eine Diskussion erinnert, die vor gar nicht allzu langer Zeit auch öffentlich geführt wurde, als der Unabhängige Bundesasylsenat im Innenministerium und aus dem Innenministerium in einer Form behandelt wurde, die nicht unsere Vorgangsweise entspricht, und es wurden auch organisatorische Maßnahmen getroffen, die wir nicht einmal andenken wollen. Hier gab es Hilfeschreie, datiert mit 10. März 2003, an alle Abgeordnete des Nationalrates, an die Klubs et cetera. 

Als Kollege Ulm auf diesen Fall hingewiesen hat, auf den ich persönlich nicht näher eingehen kann, weil ihn nicht kenne, nämlich als er vom Büro für Sofortmaßnahmen erzählt hat, da habe ich mir gedacht, eigentlich eine schöne Einrichtung, die Transparenz produziert. Ich habe mich aber auch erinnert, dass es da in anderen Bereichen Einrichtungen gibt, die untransparent sind, weil wir alle miteinander nicht wissen, was die dort Beschäftigen tun, außer der zuständige Ressortverantwortliche. Ich habe in diesem Zusammenhang an die BIA im Innenministerium gedacht, die offensichtlich Leute beschattet, Erhebungen durchführt und vieles anderes mehr. Kein Mensch weiß, was die wirklich tun. Ich würde mir wünschen, dass wir, wenn irgendwo offensichtliche Verfehlungen begangen werden, diese auch kontrollieren können. Das ist in anderen Bereichen dieser Republik heute leider nicht der Fall. 

Daher komme ich zu diesem Geschäftsstück. Ich habe mir vorgenommen, das in aller Kürze zu behandeln, obwohl es einen höheren Stellenwert verdienen würde. Ich glaube, man soll nicht vergessen, darauf hinzuweisen, dass diese Novelle tatsächlich positive Veränderungen für viele Mitarbeiter des Magistrats bringt. Durch die verfahrensbeschleunigenden Maßnahmen und vor allem auch dadurch, dass bei Dienstpflichtverletzungen in geringerer Schwere den Beschuldigten oder die Beschuldigte nur die verhängte Disziplinarstrafe treffen kann, nicht aber eine weitere, hat man nun die Möglichkeit, etwas zu bekämpfen, ohne die Angst haben zu müssen, dass die Strafe noch größer wird. 

Diese Novelle schafft im Besonderen auch die Möglichkeit, dass es im Bereich von Bagatellenfällen nicht mehr zu einem Disziplinarverfahren kommen muss. Wir alle, die wir uns in dieser Thematik ein bisschen auskennen, wissen, welche Auswirkungen zum Beispiel Suspendierungen vom Dienst über einen langen Zeitraum hinweg nicht nur im Materiellen, sondern auch hinsichtlich der Weiterentwicklung im Beruf nach sich ziehen können.

Wir haben zusätzlich eine Regelung in dieser Novelle, dass jeder Beschuldigte künftighin eine Vertrauensperson zu Rate ziehen kann, wobei diese Vertrauensperson nicht ein Magistratsbediensteter sein muss. Da geht es im Besonderen auch um Opfer von sexuellen Belästigungen, ein Vorwurf, der leider in der letzten Zeit in Zunehmen begriffen ist.

Diese verfahrensbeschleunigenden Maßnahmen sind, glaube ich, etwas, was man zumindest hier erwähnen soll. Ich möchte nicht ins Detail gehen. Da gebe es natürlich viel zu sagen. 

Es ist auch die Frage gestellt worden hinsichtlich des Dienstrechtssenates und hinsichtlich der Neustrukturierung der Disziplinarstruktur. Da gibt es ja noch immer die Disziplinarkommission in allen Bereichen. Hier wurde ein neuer Weg beschritten insofern, als man generell gleichartige Strukturen geschaffen hat. Da soll man aber nicht sagen, da ist etwas Neues erfunden worden, sondern bei den Richtern ist das gängige Praxis. Ich habe mir in der Vorbereitung für die heutige Diskussion zufällig einen Bericht angeschaut, der erst vor kurzem, nämlich im März, in der Presse dargestellt war, wo unter anderem darauf hingewiesen wurde, dass die Richter in Wien disziplinär vom Oberlandesgericht Graz – ich sage es jetzt bewusst unter Gänsefüßchen – "betreut" werden. 

Es ist dies eine Praxis, die auch in vielen anderen Bereichen üblich ist, und zwar auch deshalb, weil danach getrachtet wird, dass der Richter oder die Richterin, über dessen oder deren Dienstpflichtverletzung zu sprechen ist, nicht aus der gleichen Behörde, aus der gleichen Einrichtung kommt. Das ist eine Vorgangsweise, die glaube ich, an und für sich gut ist, weil vieles an Befangenheit und anderem mehr hier nicht der Fall ist. (Zwischenruf des Abg Ing Herbert RUDOLPH.) Ich habe jetzt vom Disziplinärsenat gesprochen. 

Wir haben in dieser Gesetzwerdung genau diese Struktur für den Dienstrechtssenat übernommen. Im Übrigem ist vorgesehen, dass der Dienstrechtssenat für die Mitarbeiter des Magistrats aus drei Mitgliedern besteht: ein Richter, ein rechtskundiger Beisitzer und ein Beisitzer, der von der Personalvertretung, das heißt vom Zentralausschuss nominiert wird. 

Beim UVS Wien sind wir – darauf wurde schon hingewiesen – einen etwas anderen Weg gegangen, um hier in der Tat an der Unabhängigkeit der Entscheidung nicht zu rütteln. Hier besteht der Disziplinarsenat aus vier Mitgliedern, nämlich aus einem Vorsitzenden, der Richter ist, der ein Dirimierungsrecht hat, aus einem zweiten Richter und aus zwei rechtskundigen Beisitzern, wobei einer vom Landesamtsdirektor und einer vom Zentralausschuss nominiert wird: In jedem Fall handelt es sich jedoch um rechtskundige Personen. Das ist eine Vorgangsweise, die, glaube ich, garantiert, dass die Unabhängigkeit in der Tat gewahrt bleibt – auch für die Zukunft.

Als dritte Möglichkeit wurde etwas vorgesehen, was es ohnehin gibt, nämlich die Anrufung des Verfassungsgerichtshofes.

Das heißt, es zieht sich insgesamt eine Struktur der Unabhängigkeit durch, und daher verstehe ich persönlich diese Einwendungen nicht. Diese Einwendungen – darauf brauche ich im Detail gar nicht einzugehen, denn Ing RUDOLPH hat das schon erwähnt, wird in all diesen Belangen im Besonderen von jenen sehr unterstützt, die mit dem Unabhängigen Verwaltungssenat Wien nicht direkt befasst sind. 

Weil schon so viel gesagt wurde, möchte ich zum Schluss kommen. Im Begutachtungsverfahren gab es eine ganze Menge von Stellungsnahmen. Bezirksvorsteher haben eine Stellungnahme abgeben. Der 2. und der 19. Bezirk haben keine Einwendungen gemacht. Es ist auch sehr interessant gewesen – weil ja die Information, glaube ich, durchgängig war –, welche Haltung manche Parteien eingenommen haben. Es hat die Wirtschaftskammer Wien eine positive Stellungnahme abgegeben, es hat die Rechtsanwaltskammer eine positive Stellungnahme abgeben. Das sei bewusst an die Adresse der ÖVP gesagt, weil hier ja doch eine informelle Struktur zumindest existiert, die eingreifen könnte. 

Ich möchte daher zum Schluss kommen und sagen: Herzlichen Dank, an alle, die da mitgewirkt haben. Sehr, sehr herzlichen Dank an Sie, Herr Mag Hutterer, für die optimale Kooperation, und vielen herzlichen Dank auch an die FPÖ. – Ich danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der FPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Die Kollegin Vassilakou hat ja unsere Kritikpunkte vorhin schon eingebracht, und ich bringe jetzt die Anträge, die auch Kollege Rudolph schon erwähnt hat, ein. 

Der erste Antrag betrifft den Dienstrechtssenat am UVS. Über den haben wir schon ausführlich diskutiert, und auch in der mündlichen Anfrage an den Herrn Landeshauptmann habe ich danach gefragt, wieso eigentlich darauf beharrt wird, dass hier was geändert wird, obwohl sich relevante Gruppen und VertreterInnen stark dagegen aussprechen. Ich möchte daher folgenden Abänderungsantrag einbringen:

"Der Wiener Landtag wolle beschließen:

Der Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (15. Novelle zur Dienstordnung 1994), das Gesetz über den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien (5. Novelle zum Gesetz über den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien), das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995 (4. Novelle zum Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995) und das Wiener Personalvertretungsgesetz (6. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz) geändert werden, wird wie folgt geändert:

1. Im Artikel II entfallen die Ziffern 4 bis 6, 9 bis 12 und 14. 

2. Im Artikel III entfallen die Ziffern 8 bis 13 und 15. 

3. Im Artikel V entfallen die Bezugnahmen auf die Artikel II Ziffer 4 bis 6, 9 bis 12 und 14 sowie Artikel III Ziffer 8 bis 13 und 15."

Der zweite Abänderungsantrag bezieht sich auf die frauenparitätische Besetzung der Disziplinärausschüsse. Da gibt es ja eine Forderung der Wiener Gleichbehandlungsbeauftragten, die hier nach der Frauenparität verlangt, und es ist eigentlich nicht ganz einzusehen, warum es hier keine frauenparitätische Besetzung gibt. Ich bringe daher folgenden Abänderungsantrag ein:

"Der Wiener Landtage wolle beschließen:

Artikel I Z 4 wird um folgenden Satz ergänzt: 

'Bei der Bestellung der Mitglieder und Stellvertreter ist auf eine frauenparitätische Besetzung zu achten.'"

Der dritte Antrag bezieht sich auf die Vertrauenspersonen bei Disziplinarverfahren. Hier ist nicht einzusehen, warum für den Beschuldigten bei sexuellen Belästigungen drei Vertrauenspersonen bei mündlichen Verhandlungen beigezogen werden können und dem Opfer, meist eben eine Frau, nur eine Vertrauensperson zusteht. Auch hier fordert die Wiener Gleichbehandlungsbeauftragte eine Gleichstellung der Rechte der Opfer mit jenen der Täter. Über den Opfer- und Täterbegriff kann man hier natürlich diskutieren. Ich bringe folgenden Abänderungsantrag ein: 

"Im Artikel I Z 39a wird der Ausdruck 'ein Bediensteter' durch den Ausdruck 'drei Bedienstete' ersetzt." (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Vielen Dank für die sachliche Debatte. Es ist ein sehr komplexes Thema, das wir vor uns haben, aber ich glaube, auch ein sehr, sehr wichtiges. 

Ich muss leider empfehlen, alle vorliegenden Anträge in dieser Form abzulehnen. Abgesehen davon, dass es sehr, sehr schwierig ist, Anträge, die so kurzfristig eintrudeln wie die von den Kollegen und Kolleginnen der Grünen, zu beurteilen, darf ich darauf hinweisen, dass ich beim ersten Antrag, der sich auf die Frage des externen Rechtszuges im Zusammenhang mit dem UVS-Disziplinarrecht bezieht, wie auch schon in der Diskussion sehr ausführlich begründet, in keinster Weise eine Einschränkung der Unabhängigkeit erkennen kann, wenn ein externes Kollegialorgan mit richterlichem Einschlag eingesetzt wird, das noch dazu von zwei unabhängigen Richtern insofern dominiert wird, als der Vorsitzende das Dirimierungsrecht hat. Ich glaube nicht, dass das in irgendeiner Art und Weise als Einflussnahme gesehen werden kann. Ich denke das ist Unabhängigkeit par excellence, und so wird es ja auch von einem großen Teil der Stellungnahmen, zum Beispiel der Rechtsanwaltskammer, gesehen.

Beim zweiten Antrag tu ich mir im Moment überhaupt ein bisschen schwer, denn da muss ein Irrtum hineingeraten sein. Das, was Sie hier zitieren, ist ein Artikel der sich mit dem Disziplinarrechtssenat befasst und nicht den Disziplinarausschüssen. Aber es ist eben leider schwierig, das in so kurzer Zeit zu beurteilen.

Auch beim dritten Antrag muss es ein Missverständnis geben, von dem ich gehofft hatte, es im Ausschuss schon aufgeklärt zu haben. Im ursprünglichen Entwurf war vorgesehen – ich verkürze jetzt ein wenig –, dass das Opfer eine Vertrauensperson mitnehmen kann, der "Beschuldigte" – unter Anführungszeichen – drei, und ich sagte dort, dass das schon geändert ist, allerdings nicht in die Richtung, dass beide drei mitnehmen können, weil dann die absurde Situation wäre, dass mehr Vertrauenspersonen als Mitglieder des Senates anwesend wären, sondern beide eine. Das ist im Sinne dieser richtigerweise von der Gleichbehandlungskommission eingeforderten Gleichheit.

Sie können gern darauf bestehen, dass für beide drei sind, nur die Begründung, dass hier eine Ungleichheit vorliegt, ist jedenfalls falsch. Die Gleichheit ist gegeben, und ich glaube, es ist nicht sinnvoll, dass mehr Vertrauenspersonen da sind als Mitglieder des Senates. Deswegen bitte ich, auch diesen Antrag abzulehnen. 

Zum Antrag betreffend die Frage der Reform der Pensionen, die man sicher immer diskutieren kann, wenn es um Bedienstete geht: Zum einen ist bekannt, dass es selbstverständlich schon Gespräche gibt zwischen Gewerkschaft und Personalvertretung über eine adäquate Reform bei uns im Haus, die aber auch Sinn macht sowohl für den Steuerzahler als auch für die Bediensteten. 

Zum Zweiten ist bekannt, dass die Reform 2000 als verfassungswidrig angesehen wird, und ich halte nichts davon, verfassungswidrige Reformen, die noch dazu inhaltlich sehr kritisch gesehen werden, zu übernehmen. 

Zum Dritten darf ich bemerken, dass ich mich grundsätzlich selbstverständlich zu einer Harmonisierung unseres Pensionssystems bekenne. Das kann aber nicht heißen, dass man zuerst etwas ganz Schlechtes für die Leute macht und sich alle anderen dann auf das ganz Schlechte harmonisieren müssen. Das kann nicht Sinn einer Harmonisierungsdebatte sein, sondern was wir brauchen, ist ein einheitliches gerechtes, soziales und sicheres System für alle, das nicht wie die vorliegenden Vorschläge gerade Frauen besonders benachteiligt.

In diesem Sinne bitte ich, die eingebrachten Anträge abzulehnen und dem vorliegenden Gesetzesentwurf zuzustimmen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Danke. Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Artikel I §§ 86 Abs. 7, 88 Abs. 1a, Artikel II § 8c Abs. 11, Artikel III § 9a Abs. 2 und Artikel V Abs. 3 sind Verfassungsbestimmungen, für die gemäß § 124 Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung die Anwesenheit der Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich ist, was ich hiermit feststelle. 

Gemäß § 124a der Wiener Stadtverfassung ist für einen gültigen Beschluss eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. Diese Bestimmungen gilt für die beide Lesungen.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich lasse zuerst über die drei Abänderungsanträge der GRÜNEN abstimmen.

Der erste Antrag betrifft den Dienstrechtsenat beim UVS. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesem Abänderungsantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist die Minderheit.

Der zweite Abänderungsantrag betrifft die frauenparitätische Besetzung der Disziplinarausschüsse. 

Ich bitte jene Mitglieder, diesem Abänderungsantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist auch die Minderheit.

Der dritte Abänderungsantrag betrifft Vertrauenspersonen bei Disziplinarverfahren.

Ich bitte jene Mitglieder, die diesem Abänderungsantrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist auch die Minderheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist mit erforderlichen Zweidrittelmehrheit angenommen.

Wir kommen nun zum Beschlussantrag, eingebracht von den Freiheitlichen, betreffend ein einheitliches Pensionsrecht. Dieser Antrag begehrt eine sofortige Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist die Minderheit. Er ist somit nicht angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit beschlossen worden.

Postnummer 5 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetze, mit dem das Gesetz betreffend den Grunderwerb durch Ausländer in Wien (Wiener Ausländergrunderwerbsgesetz) geändert wird. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsführende Stadträtin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte Sie, diesem Wiener Ausländergrunderwerbsgesetz zuzustimmen.

Präsident Johann Römer: Danke. Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Postnummer 6 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landes-Stiftungs- und Fondsgesetz geändert wird.

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsführende Stadträtin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren.

Ich bitte Sie, diese Gesetzesänderung zu diskutieren und ihr zuzustimmen.

Präsident Johann Römer: Danke. 

Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Barnet. Ich erteile es ihm.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadtrat! Meine Damen und Herren!

In aller gebotenen Kürze, um Sie nach diesen drei anstrengenden Tagen nicht noch weiter zu belasten, ist es trotzdem notwendig, kurz auf dieses Gesetz einzugehen. Es ist im Zuge des Rechnungsabschlusses schon mehrfach über die Frage der Weiterentwicklung des Gesundheits- und Sozialwesens in Wien im Rahmen des Fonds Soziales Wien diskutiert worden.

Was hat das nun mit dem vorliegenden Gesetz zu tun?, werden Sie sich vielleicht berechtigt fragen. Einiges. Dieser Fonds ist immerhin nach dem geltenden Gesetz eingerichtet, und er wird, wenn die heutige Novelle beschlossen wird, nicht nur anders gestaltet werden können, nein, er wird auch noch mehr der Kontrolle entzogen sein, als es bis dato schon der Fall ist.

Sie erinnern sich: Der Fonds ist heute eingerichtet. Im Gegensatz zu anderen Fonds agieren dort keine Vertreter der Fraktionen, sondern die Vertreter der Stadt Wien sind die Organe im Fonds. Das war bis dato nicht so ein Problem, denn die Fondsbehörde war der Stadtsenat, die einzelnen Mitglieder des Stadtsenates waren in der Lage, Änderungen, die im Fonds passieren, oder was auch immer im Wege des Aktenverkehrs durch die amtsführende Frau Stadträtin, die die Fondsbehörde repräsentiert, zu bekommen, einzusehen und dazu Stellung zu nehmen. 

Das wird nun anders. Das Gesetz – ich lese es Ihnen kurz vor – ändert sich in folgender Hinsicht: "§ 35 Abs. 1 Stiftungs- und Fondsbehörde in Sinne dieses Gesetzes ist der Magistrat." Und nicht mehr die Landesregierung. 

Auch sonst gibt es einige interessante Bestimmungen: die Veröffentlichung der Stiftungsangelegenheiten, Zweck, Änderung des Zwecks, Satzungen, Änderungen der Fondsorgane. All das ist im Internet verfügbar. Aber nicht verfügbar im Internet ist eine ganz besonders wichtige Sache der Stiftung oder des Fonds, nämlich der jährliche Bericht, jener Bericht, der Auskunft gibt über die Gebarung der Stiftung oder des Fonds und der sonstigen Tätigkeiten. Alles bis dato verfügbar für die Fraktionen, zwar nicht durch Vertreter im Fonds, aber im Wege des Berichtes an die Fondsbehörde, bis dato der Stadtsenat. Nunmehr für die anderen Fraktionen nicht verfügbar, weil die Fondsbehörde nur mehr der Magistrat und die Frau Stadträtin sind. 

Sie werden sagen: Kein Problem, was soll denn in dem Fonds schon passieren? Das ist die grundsätzliche Frage. Wir wissen nicht, was im Fonds Soziales Wien alles passieren wird. Wir wissen, wie er heute zusammengesetzt ist. Ich lese es Ihnen einmal vor, damit Sie es sich noch ein bisserl vor Augen halten können. 

Wer sind denn heute die Vertreter der Stadt Wien im Fonds Soziales Wien? Der Herr SR Dr Hans Serban, Magistratsabteilung 15. Der Herr OMR DSA Sepp Schmidt, Magistratsabteilung 12. Die Frau OMR Mag Daniela Lessing, Magistratsabteilung 57 und folgende. Nicht, dass ich gegen die Damen und Herren grundsätzliches Misstrauen hätte, das sind sicher alles anständige Beamte, die ihre Aufgabe wahrnehmen und das auch sicher gewissenhaft, gesetzestreu machen. Nur: Sie sind für uns nicht zugänglich. Die Kontroll- und Steuerungsmöglichkeit des entsprechenden Gremiums des Gemeinderates und seiner Ausschüsse ist nicht gewährleistet, weil wir auf sie keine Einflussmöglichkeiten haben. 

Das alles betrifft dann auch den Fonds Soziales Wien, von dem wir heute nicht wissen: Wie wird er genau organisiert sein? Welche Ablauf- und Aufbauorganisation hat er? Wie sieht die Trennung aus zwischen politischer, strategischer und operativer Ebene aus? Ist das hoheitliche Verwaltung, nichthoheitliche Verwaltung? Wir wissen das alles nicht, obwohl – das hat uns die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin zu Jahresbeginn irgendwann im Februar angekündigt – mit Jahreswechsel bereits der Fonds Soziales Wien neu stehen soll, die Kompetenzen übergegangen sein sollen und einzelne Gesetze geändert werden sollen. 

Eines dieser Gesetze ist das heutige Wiener Landes-Stiftungs- und Fondsgesetz. Wir sollen dieses Gesetz beschließen und damit auf unsere Kontrollrechte im Wege des Stadtsenates verzichten, ohne zu wissen: Wie ist denn die Organisation des Fonds Soziales Wien? Was wird dort passieren? Wie ist die Aufbau- und Ablauforganisation? Wie sind die Aufgaben getrennt? Wer sind die Fondsorgane? Und vor allem: Welche Aufgaben wird der Fonds sonst noch wahrnehmen? 

Es gibt die Diskussion über all diese Fragen, aber wir wissen es nicht, denn heute, nicht einmal mehr fünf Monate vor Ende der Zeitfrist, die Sie sich selbst gesetzt haben, gibt es keinen Zwischenbericht. Wir haben das in den Ausschüssen nachgefragt: Wie soll denn die Organisationsstruktur sein? Was sollen die Kompetenzen sein? Wer wird uns vertreten? Es gibt nicht einmal einen Zwischenbericht, aber es gibt die Überlegung – man hört es so –, gegebenenfalls auch die Pensionistenwohnheime mit zu integrieren. 

Und da ist dann folgendes Problem: Die Sozialdemokratie hat uns in den letzten Tagen gesagt, wie furchtbar das ist, was alles an Änderungen in der Bundesregierung oder auf Bundesebene stattgefunden hat, die die Menschen der Stadt so stark belasten, diese im Sozialwesen einschränken. Das mag sein. Ich weiß es nicht genau. Aber ich kann Ihnen ein paar Beispiele sagen. (Zwischenruf von Abg Ursula Lettner.) Warten Sie, Frau Kollegin, oder kommen Sie heraus, reden Sie. Wissen Sie, Sie machen mich manchmal etwas nervös. Ich gebe es zu, Sie machen mich nervös. (Abg Ursula Lettner: Das macht nichts!) Sie melden sich eigentlich nie oder fast nie zu Wort, aber es fällt Ihnen immer irgendetwas ein. Sie schreien immer heraus, versuchen, mich nervös zu  machen. Aber Sie kommen nie heraus, stellen sich her und sagen selber etwas. (Abg Günter Kenesei: Das ist nicht vorgeschrieben!) Ja, genau. Weil sie an sich sonst nichts zu sagen hat. Danke, Kollege! (Weitere Zwischenrufe der Abg Ursula Lettner.) Ich lasse Sie schreien, denn in der Zwischenzeit kann ich meine Zetteln suchen und dann kann ich Ihnen das besser vorlesen. 

Ich werde Ihnen vorlesen, was heute in den Wiener Pensionistenwohnhäusern alles gebarungspflichtig ist, was die Damen und Herren Senioren dort alles zahlen müssen für Leistungen, die dort erbracht werden, und zwar gesondert. Und die Befürchtung ist, dass, wenn beispielsweise die Pensionistenwohnheime in den Fonds Soziales Wien integriert werden, nachher die Preise dort steigen werden, denn es ist halt einmal eine knappe Ressourcenlage, und dann wird die verantwortliche Sozialdemokratie sagen: Mit dem haben wir aber nichts zu tun. Das sind nicht unsere Magistratsabteilungen. Kein Einfluss. Das ist der Fonds. Es tut uns Leid. Da ist ein Geschäftsführer, der hat das erhöht. Das geht nicht anders, denn der muss ja eigentlich schauen, dass das alles in Ordnung ist. Halt! Wir haben nichts mehr damit zu tun. 

Deswegen lese ich Ihnen jetzt vor, was die Dinge dort kosten, damit Sie sich vorstellen, was passiert, wenn das dort erhöht wird, und Sie sagen: Halt, damit haben wir nichts zu tun. Ich habe es ja selber nicht geglaubt. Ich habe geglaubt, das ist ein Schmäh. Dann hat mir meine Stadträtin die Liste gegeben, und ich bin bleich geworden. Einmal Medikament extra – neben den Kosten, die sie sonst haben für das, dass sie dort wohnen und ihren Lebensabend verbringen sollen –, einmal Medikament extra – und ich habe geglaubt, das ist monatlich, nein, das ist wöchentlich oder täglich –: 4,35 EUR, einmal Körperpflege, Vollbad: 18,50 EUR, einmal Verbandwechsel, mehr als 10 Minuten: 11,95 EUR, einmal Verbandwechsel, weniger als 10 Minuten: 6,75 EUR, einmal Befindlichkeitskontrolle: 6,45 EUR, einmal Medikament und Bandagen – der hat es sich überlegt, der legt das zusammen –: 7,80 EUR, einmal Medikamente und Körperpflege – der hat es sich auch wieder überlegt und das zusammengelegt: 14,15 EUR. Und so geht es dahin. 

Ich frage mich, warum steht auf der Liste nicht, einmal freundlich "Guten Morgen" sagen: 1,50 EUR, einmal "Gute Nacht! Wie geht es Ihnen?": 50 Cent. Ich warte ja nur, was da alles noch an Erhöhungen kommt.

Sie schütteln jetzt den Kopf. Bitte schütteln Sie nicht den Kopf! Sie schütteln den Kopf, wenn die Opposition sagt, es wird alles teurer, denn alles, was ihr ausgegliedert habt, wird teurer. Dann sagt ihr: Halt, wir haben nichts damit zu tun, und es wird auch nicht teurer werden. Ich werde mir anschauen, ob diese Dinge teurer werden, und ich werde Sie daran erinnern. 

Kommen wir noch einmal zurück zur Frage: Warum wird das überhaupt umorganisiert? Ich habe ein Argument gebracht: die Verteuerung. Der Punkt ist auch die Frage der Einflussnahme. Sie beziehen sich in der Frage, warum der Fonds Soziales Wien geändert werden soll, auf einen Arthur-Andersen-Bericht. Wir alle kennen ihn. Der Leiter einer Magistratsabteilung – normal müsste man den Leiter ja ablösen lassen, ich verstehe gar nicht, warum Sie den Leiter nicht ablösen haben lassen – Dr Friedrich Leitner, Senatsrat, schreibt auf den Arthur-Andersen-Bericht folgende Stellungnahme: 

"Obwohl in Einzelbereichen Darstellungen auf Grund der vorgebrachten Kritikpunkte und Ergänzungen überarbeitet und korrigiert wurden, wurden die Schlussfolgerungen teilweise unmotiviert aufrechterhalten. Die Kritik an der Magistratsabteilung 47 ist tendenziös und nicht ausreichend objektiviert. Viele Kernaussagen des Berichtes begnügen sich mit Behauptungen und der Weitergabe von kontroversiellen Meinungen und Wünschen einzelner Gesprächspartner, ohne Anspruch auf differenzierte Überprüfung des Wahrheitsgehaltes." 

Also, wer hat jetzt Recht? Der Leiter der Magistratsabteilung, Dr Friedrich Leitner, seines Zeichens Senatsrat, oder Arthur Andersen? Sie berufen sich aber bei der Umgestaltung des Fonds Soziales Wien auf den Arthur-Andersen-Bericht. Ja, warum wird der Leiter nicht abgelöst? Der steht ja im völligen Widerspruch dazu. Der sagt wortwörtlich, der Bericht von Arthur Andersen ist tendenziös. 

Und trotzdem bleiben Sie dabei. Sie wollen den Fonds Soziales Wien ändern, weil Sie in Wahrheit vorhaben, die Kosten abzuwälzen, abzuwälzen auf die Senioren und Seniorinnen und nachher zu sagen – ich wiederhole mich –: Halt, damit haben wir nichts zu tun. Das waren nicht wir, das war der Fonds, das war der Geschäftsführer, das war dieser Herr Hacker. Das ist dieser Herr Hacker, der – und das ist ja auch bekannt – nicht nur eigentlich Geschäftsführer eines zuerst kleinen Fonds war, sondern der Schritt für Schritt etwas dazubekommt zum Fonds Soziales Wien, und zwar ohne, dass wir wissen, was dort genau geschehen soll. 

Daher wäre das Mindeste, dass Sie uns einmal ein Konzept vorlegen, in dem klar zum Ausdruck kommt, wie der Fonds Soziales Wien aufgebaut sein wird, was sind die Organe, was sind die Kompetenzen, wie ist die Ablauforganisation, wie ist die Aufbauorganisation, wo ist die Trennung der Ebenen, wo ist die Trennung zwischen hoheitlicher und nichthoheitlicher Verwaltung, und vor allem: Wie schaut die Kontroll- und Steuerungsmöglichkeit desjenigen Organs, nämlich der Ausschüsse oder des Gemeinderates und des Stadtsenates, aus, das die Angelegenheiten, die dann vom Fonds Soziales Wien vollzogen werden und wo dann in Zukunft den Menschen – ich wiederhole mich – 1,50 EUR für einmal freundlich "Guten Morgen" aus der Tasche gezogen werden, überprüfen soll.

Das müsste man eigentlich wissen und nicht scheibchenweise eine Norm nach der anderen ändern, aber keine Kontrollmöglichkeiten vorsehen und sagen: Bitte stimmt dem Fondsgesetz zu, aber wir sagen euch nicht, wie der Fonds organisiert ist, und wir sagen euch auch nicht, welche Kontrollmöglichkeiten ihr habt. Aber stimmt zuerst einmal dem Fondsgesetz zu. – Das ist keine Vorgangsweise!

Daher bringe ich mit meinen Kollegen einen Beschlussantrag ein, dass die zuständigen Landeshauptmannstellvertreter und Stadträte ersucht werden, bis Oktober des Jahres 2003 entsprechende Gesetzesvorlagen zur Wiener Stadtverfassung und anderen einschlägigen Landesgesetzen vorzulegen, die die Kontroll- und Steuerungsrechte der Organe des Landes und der Stadt Wien, insbesondere der betroffenen Gemeinderatsausschüsse, bei jenen Fonds und Stiftungen der Gemeinde Wien vorsehen und gewährleisten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht vor. Die Verhandlung ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist offensichtlich Schicksal meines Ressorts, dass es immer Anknüpfungspunkte bietet, über alles zu diskutieren, aber das ist ein spannender Aspekt. Man würde sich allerdings leichter tun, wenn Anträge ein bisschen früher kämen, damit man sich mit ihnen auch noch auseinander setzen kann, denn auch dieser Antrag ist sehr, sehr kurzfristig eingetrudelt. 

Ich glaube nicht, dass es sehr viel Sinn macht, jetzt über Pensionistenwohnheime zu diskutieren im Zusammenhang mit einer Reform und einer Veränderung des Stiftungs- und Fondsgesetzes. Wiewohl ich das natürlich nicht unwidersprochen lassen möchte, denn ich denke, gerade das, was in den Wiener Seniorenwohnhäusern geschieht, ist eine exzellente Arbeit der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, und die Menschen sind dort sehr gut aufgehoben. 

Dass der Fonds Soziales Wien jetzt hier diskutiert wird und da so ein großer Wunsch ist, dabei zu sein überrascht mich. Ich erinnere mich an einen Fonds, dem ich als Präsidentin noch vorstehe, den Wiener Integrationsfonds. Da hat es gerade die Freiheitliche Partei immer abgelehnt. Es ist das jetzt offensichtlich die neue Haltung der Freiheitlichen. Sie hat es immer so abgelehnt, beim WIF dabei zu sein, jetzt ist es anders. Na gut, es ist ja öfter so, wie wir wissen, dass die Freiheitliche Partei nicht ja oder nein sagen kann, sondern dann mit Jein entscheidet. (Abg Mag Hilmar Kabas: Seit sechs Jahren haben wir das schon abgelehnt!) Schade ist es nur, wenn der ganze Bundesrat damit in Misskredit gebracht wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich habe es schon im Ausschuss gesagt, das ist die falsche Ebene der Diskussion. Darum geht es bei diesem Gesetz überhaupt nicht. Wir haben auch im Ausschuss schon darüber diskutiert. Die Aufgabe dieses Stiftungs- und Fondsgesetzes ist nicht die einer politischen Kontrolle – das ist eine völlig andere Ebene, die nicht hierher gehört –, hier geht es ganz im Gegenteil darum, für diese Kontrolle der wirtschaftlichen Gebarung, für die Kontrolle, ob der Stiftungszweck eingehalten wird, eine bessere und auch transparentere Methode zu finden. Das ist auf der einen Seite dadurch gewährleistet, dass eben dieses über das Internet einsehbare Register geschaffen wird und andererseits – um auch hier mehr Transparenz, aber auch einen Instanzenzug zu einem unabhängigen Tribunal zu haben – ein Instanzenzug vom Magistrat an den UVS vorgesehen ist. – Das im Anschluss auch an die Debatte von vorhin.

Das heißt, gerade das Gegenteil von dem, was hier behauptet wurde, passiert. Im Übrigen darf ich darauf verweisen – aber auch das haben wir schon im Ausschuss getan –, dass selbstverständlich das Kontrollamt – und im Kontrollausschuss sind ja wohl, falls mir nicht irgendetwas entgangen ist und es auch hier einen Gesinnungswandel gibt, alle Parteien vertreten – weiterhin zuständig ist für die Kontrolle aller Fonds, aller Beteiligungen, aller Einrichtungen, an denen die Gemeinde Wien beteiligt ist. 

Zusammenfassend: Ich glaube, dass diese Diskussion mit diesem Gesetz in keinster Weise im Zusammenhang steht, sondern hier geht es um mehr Transparenz und um einen Instanzenzug zu einem Tribunal, wie es notwendig und richtig ist, weshalb wie wir es auch tun. 

Deshalb bitte ich, diesem Gesetzesvorschlag zuzustimmen. 

Präsident Johann Hatzl: Ich leite nun die Abstimmung über die Gesetzesvorlage ein. 

Jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, bitte ich nunmehr, die Hand zu heben. – Das sind die SPÖ und die ÖVP, und somit ist das Gesetz in erster Lesung angenommen. 

Ich habe nunmehr über den eingebrachten Beschlussantrag der FPÖ-Abgeordneten abzustimmen. 

Wer für diesen Beschlussantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, FPÖ und die Grünen und somit die Minderheit. Der Beschlussantrag ist abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Es gibt keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP und SPÖ und somit die erforderliche Mehrheit. Das Gesetz ist in zweiter Lesung somit beschlossen.

Wir kommen nun zur Post 7. Es ist die Vorlage des letzten Gesetzes, das heute zur Verhandlung gelangt. Es betrifft das Wiener Gleichbehandlungsgesetz, das geändert wird, die 6. Novelle. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsführende Stadträtin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte auch dieses Gesetz noch mit Mobilisierung der letzten Kräfte zu diskutieren und zu beschließen. – Danke schön. 

Präsident Johann Hatzl: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall. Daher werde ich so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Als Erste ist Frau Abgeordnete Jerusalem zu Wort gemeldet. 

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Novelle, die wir heute beschließen, sieht vor, dass nunmehr auch im Rahmen des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes die Wiener Landeslehrerinnen und ‑lehrer einbezogen werden in das Gleichbehandlungsgesetz. 

Es handelt sich bei dieser Novelle um ein rot-grünes Projekt, das somit heute erfolgreich zu einem Abschluss kommt. Wir freuen uns darüber, denn wir sind der Meinung, dass ganz insgesamt gesehen das Gleichbehandlungsgesetz ein fortschrittliches ist, und auch das wieder ein nächster Schritt in Richtung Fortschritt ist. 

Leid tun wird es vor allem meiner Kollegin Monika Vana, dass sie nicht dazu sprechen kann, weshalb ich heute stellvertretend für sie hier stehe und spreche. Sie hat nämlich da mitverhandelt, vieles eingebracht und Initiativen gesetzt und ist als treibende Kraft in der Frauenpolitik bekannt, kann aber heute nicht reden, weil ihre Stimme nicht zur Verfügung steht. Ich werde daher an ihrer Stelle ein paar wenige Dinge sagen. 

Da, wo ich im Besonderen darauf hinweisen möchte, dass ich das als Fortschritt empfinde und sehr gut und sehr wichtig finde, das sind im Wesentlichen zwei Punkte. Das ist zum einen die Beweislastumkehr – das klingt schwierig, ist aber eine ganz einfache Sache – und auf der anderen Seite das Frauenförderungsgebot. Diese beiden Dinge machen eigentlich den besonders fortschrittlichen Charakter dieses Gesetzes aus. 

Beweislastumkehr ist nichts anderes, als dass die diskriminierte Person – das wird in der Regel eine Frau sein, könnte aber auch ein Mann sein – nur glaubhaft machen muss, dass sie diskriminiert wurde, und der Beklagte sozusagen, also der Arbeitgeber, in dem Fall die Stadt Wien beziehungsweise der Stadtschulrat, dann beweisen muss, dass dem nicht so war. 

Diese Beweislastumkehr ist deswegen so wahnsinnig wichtig, weil ja die diskriminierte Person das gar nicht beweisen kann. Nachdem sie ja keinen Einblick hat zum Beispiel in die Bestellungsunterlagen und gar nicht weiß, wie die Bestellungsunterlagen anderer Mitbewerberinnen und Mitbewerber aussehen, könnte sie es nicht beweisen, sie kann sich aber etwas denken. Da fängt schon eine gewisse Schwierigkeit an, denn irgendwas wird diese Person anbieten müssen, um das glaubhaft zu machen. Das heißt diese Beweislastumkehr ist eine wesentliche und wichtige Angelegenheit. 

Zweiter Punkt: Das Frauenförderungsgebot, Ihnen allen längst bekannt, ist ganz klar: So lange nicht 50 Prozent dieser Spitzenfunktionen mit Frauen besetzt sind, muss immer dann, wenn zwei Bewerber, also eine Bewerberin und ein Bewerber, gleich gut und gleich qualifiziert sind, die Frau zum Zug kommen. Ich halte das für eine wichtige Sache und denke mir, dass es auch wichtig war, sich hinter diesen Punkt im Speziellen zu klemmen und dafür zu sorgen, dass das mit EU-Recht kompatibel ist und dass die Sache auch tatsächlich funktioniert und die positive Diskriminierung zulässig ist. Auch hier war ja eine Initiative von Seiten der Grünen zugange. 

Wir werden, indem wir diesem Gesetz zustimmen, auch der Halbierung der Kommission zustimmen – nicht ganz gern und nicht auf Anhieb, aber selbstverständlich. Wir nehmen auch zur Kenntnis, dass die Gewerkschaft selbst damit einverstanden war, nunmehr in der Kommission nicht vertreten zu sein, und können dem ebenfalls unsere Zustimmung geben. 

Wir haben schon heute in der Früh einige Anträge zu diesem Tagesordnungspunkt eingebracht. Ich kann mich noch gut daran erinnern, dass schon meine ehemalige Gemeinderatskollegin, Jutta Sander, immer wieder solche Anträge eingebracht. Da geht es zum Beispiel darum, dass diese Gleichbehandlungsbeauftragten nicht sozusagen entsendet werden (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Bestellt!) – bestellt ist das richtige Wort –, nicht bestellt werden, sondern gewählt werden sollen unserer Meinung nach. Die nachfolgende Rednerin schüttelt schon den Kopf, ich kann mich erinnern, auch wenn Jutta Sander das gesagt hat, haben immer alle den Kopf geschüttelt. Also da gibt es offensichtlich gröbere Divergenzen, aber ich werde der Begründung mit großer Aufmerksamkeit lauschen. 

Das eine bezieht sich also auf die Wahl, und zwar sowohl der Gleichbehandlungsbeauftragten als auch der Kontaktfrauen, und unsere anderen Anträge, die wir abgegeben haben, befassen sich damit, dass wir dezidiert der Meinung sind, dass die Rechte der Gleichbehandlungsbeauftragten und der Kontaktfrauen festgeschrieben werden sollen und müssen. Denn man muss sich ja jetzt auch darum kümmern, dass dieses Gesetz nicht totes Recht ist, sondern die Dinge auch tatsächlich funktionieren.

Das Gleiche gilt ja auch für das Frauenförderungsgebot. Wir werden etwas tun müssen, um die Frauen zu fördern. Da geht es auch um Ausbildung, da geht es um Ermutigung, da geht es um vieles. 

Und dass Wien das braucht, ich glaube, meine Damen und Herren, darüber wird es wahrscheinlich keine Divergenzen geben, denn wenn wir uns anschauen, wie die Spitzenfunktionen im Magistrat derzeit besetzt sind, müssen wir zur Kenntnis nehmen, dass das äußerst unbefriedigend ist und dass Frauenförderung und Frauen in Spitzenfunktionen eine wichtige Aufgabe auch der Politik ist. Ich glaube, da gibt es ja keine Auseinandersetzung in diesem Punkt, das meinen wir alle.

Ich möchte, nachdem es aber um Landeslehrerinnen und Landeslehrer geht, schon auch darauf hinweisen, dass dieses Gesetz, so freudig ich das heute begrüße, eines ist, das noch nicht so richtig einen Biss hat. Das sind mehr so die Milchzähnchenabteilungen in einigen Punkten, wenn ich mir das anschaue, ja? Weil wenn der Arbeitgeber keinen Einblick gewährt zum Beispiel in die kompletten Bestellungsunterlagen, wenn es um eine Leiterstelle geht, dann wird sehr schwer zu beweisen sein, dass eine Frau oder dass eine Person tatsächlich diskriminiert wurde.

Ich sehe das bildlich vor mir. Ja, da geht dann die Gleichbehandlungsbeauftragte oder dann die Kommission in den Stadtschulrat, sie gehen in die Personalabteilung oder zum Abteilungsleiter, und der gibt Auskunft. Na, das genügt nicht, da muss schon eine unabhängige Kontrollbehörde tatsächlich dann einen Einblick in diese Unterlagen haben. 

Wer Kollegiumsmitglied ist, so wie die Frau Wehsely oder der Herr Vettermann, weiß, wovon ich jetzt spreche. Man muss schon gesehen haben, wie in den vier Säulen des Wiener Leiterbestellungsmodells beurteilt wurde, um abhaken zu können Säule Bewerbung, Säule Gutachten, Säule Computeranalyse und Säule Assessment. Das heißt, da muss man schon Einblick erhalten und nicht nur vom Abteilungsleiter oder von der Personalabteilung gesagt kriegen: Na, na, na, da waren andere einfach viel besser. Das entbehrt jeder Grundlage.

Da bitte ich dann schon darum, dass das sehr konkret gemacht wird und dass wir, wir sind ja beide im Kollegium, unter Umstände auch dafür sorgen oder einmal uns überlegen, ob nicht der Ablauf, wie er bei einer Direktorsbestellung sein muss, in Bezug auf die Gleichbehandlungsbeauftragten auch im Wiener Modell zur Leiterbestellung verankert werden sollte. Denn nur dann könnte man da wirklich Nägel mit Köpfen machen.

Damit möchte ich auch schon zum Schluss kommen und noch einmal betonen, dass es uns freut, dass das Gesetz diese Ausweitung gefunden hat und dass ein rot-grünes Projekt erfolgreich abgeschlossen worden ist. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete Wehsely. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Mich freut es ja, dass wir heute dieses Gesetz hier zur Beschlussfassung haben. Es ist ja so, dass schon das derzeit in Geltung befindliche Gleichbehandlungsgesetz das absolut Beste ist, was wir hier in Österreich anzubieten haben, viele, viele, viele Schritte vor dem ist, was das Bundesgleichbehandlungsgesetz ist, dass wir in Wien die EU-Richtlinie bereits jetzt erfüllen. 

Allerdings wird, und das ist sehr erfreulich, mit diesem Gleichbehandlungsgesetz, mit dieser Novelle eine wesentliche Lücke geschlossen, nämlich dass für die 12 500 Lehrerinnen und Lehrer an Pflichtschulen es auch ein Gleichbehandlungsgesetz gibt und dass sozusagen der gesamte Umfang für sie auch anwendbar ist. Das ist sehr erfreulich. Das ist der erste Punkt.

Ein zweiter wesentlicher Punkt, der schon kurz genannt wurde, ist die Sache mit der Beweislasterleichterung. Die beschließen wir, Kollegin Jerusalem, nicht heute und hier, die haben wir schon in der letzten Novelle zum Gleichbehandlungsgesetz beschlossen. Wir beschließen hier nur eine Erweiterung, dass sozusagen diese Beweislasterleichterung auch für das gerichtliche Verfahren dann ausreicht, wenn keine Vorlage des Gutachtens der Gleichbehandlungskommission geltend gemacht wird. Das ist auch ein sehr wichtiger Punkt, denn wenn es zu einem gerichtlichen Verfahren kommt, sollen hier dieselben Bedingungen gelten.

Und ein dritter, sehr wesentlicher Punkt, den wir heute hier beschließen, ist folgender: Seit der 5. Novelle zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz ist die Bevorzugung von Frauen beim beruflichen Aufstieg nur dann zulässig, wenn nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe dagegen sprechen. Das ist die so genannte Öffnungsklausel. Und da gab es eine Debatte darüber, was denn nun diese Gründe sind, und da gibt es jetzt hier im Gesetz, in dieser Novelle eine deutliche Erklärung, dass diese Gründe auch nicht diskriminierend sein dürfen.

Das heißt , ich glaube, es ist im Großen und Ganzen einfach ein nächster Schritt in der Frauenpolitik, die wir hier in Wien machen, die federführend ist in unserem Land, in Österreich, die sich aber auch europaweit sehen lassen kann. Und wir müssen auf diesem Weg weitermachen. Es ist nie genug. Ich denke nur, man muss schon auch anerkennen, was in den letzten Jahren hier geschehen ist. Und wenn wir uns anschauen, wie viele Frauen in Wien in Schlüsselfunktionen jetzt tätig sind und wie viele es vor zehn Jahren waren, dann sieht man, was sich hier tut und in welche Richtung es geht. 

Eine von der Kollegin Jerusalem angesprochene Frage möchte ich hier einfach sachlich noch aufklären, weil es sich da, glaube ich, um ein Missverständnis handelt, das ist die Frage der Gleichbehandlungsbeauftragten und der Kontaktfrauen und der Frage, sollen die gewählt werden oder nicht. Ich bin der Meinung, sie sollen nicht gewählt werden, und zwar nicht deshalb, weil ich gegen demokratische Mechanismen bin, sondern weil die Gleichbehandlungsbeauftragten und die Kontaktfrauen nicht Personen sind, die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vertreten, sondern das sind von dem Dienstgeber in Selbstbindung eingesetzte Personen, die für den Dienstgeber hier Gleichbehandlungsarbeit machen sollen und hier Gleichbehandlungsaufgaben übernehmen. Und daher ist es sozusagen systematisch falsch, zu sagen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen die wählen, weil die keine Vertreterinnen und Vertreter der Arbeitnehmer sind, sondern der Arbeitgeber sagt, mir ist das so wichtig, dass ich hier mich selbst binde und Personen einsetze, die dem, was ich politisch will, zum Durchbruch verhelfen. Und daher sind sie sozusagen ein verlängerter Arm des Dienstgebers und nicht das Sprachrohr der DienstnehmerInnen. Und daher ist es systematisch falsch, hier zu fordern, dass die gewählt werden sollen. Gewählt wird die Personalvertretung, aber nicht die Organe der Dienstgeber. Und es ist sozusagen eine Selbstbindung, die sehr wichtig und erfreulich ist, weil das zeigt, wie wichtig das Thema für die Stadt Wien auch ist.

In diesem Sinn hoffe ich, dass wir hier einen einstimmigen Beschluss fassen können. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung mehr. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!
In aller Kürze: Ich freue mich, dass das Gesetz so positiv bewertet wird. Ich möchte mich bei allen bedanken. 

Ich möchte die Chance, nachdem das der letzte Punkt ist, nutzen, um das ein bisschen vielleicht ungewöhnlich zu machen, denn ich möchte mich sowohl bei den sozialdemokratischen als auch bei den grünen Frauen bedanken, die da mitgearbeitet haben, auch bei der Frauenarbeitsgruppe, in der ja alle Fraktionen vertreten sind. 

Und das Ungewöhnliche: Ich möchte mich ausnahmsweise einmal auch bei einem Beamten bedanken, nämlich beim Herrn Mag Hutterer, der wirklich unglaublich viel Arbeit da hineininvestiert hat und auch sehr, sehr viel Sensibilität für diese komplexe Materie bewiesen hat, und deswegen möchte ich die Gelegenheit nutzen, um mich auch persönlich bei ihm für diese Arbeit zu bedanken. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Im Artikel I der § 28 Abs. 1, die §§ 43b Abs. 8, 43f Abs. 5 und 43h Abs. 3 und in Artikel II der Punkt 3 sind Verfassungsbestimmungen.

Hiefür ist gemäß § 124 Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung die Anwesenheit der Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich, die ich feststelle, berechtigt feststelle.

Gemäß § 124a Wiener Stadtverfassung ist daher für einen gültigen Beschluss eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. Diese Bestimmungen gelten für beide Lesungen.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen worden. 


Anträge liegen nicht vor, somit kann ich auch die zweite Lesung sofort vornehmen, wenn es keinen Widerspruch gibt. – Dieser erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Auch die zweite Lesung ist einstimmig angenommen worden und somit ist der Gesetzesentwurf beschlossen. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Ich möchte, bevor ich schließe, erstens einmal den Wienerinnen und Wienern einen schönen Sommer und, wo überall möglich, einen erholsamen Urlaub wünschen, auch wenn ich weiß, dass es einzelne oder manche gibt, die aus den verschiedensten persönlichen Gründen, manchmal leider auch finanziellen Gründen, nicht in der Lage sind, einen solchen in Anspruch zu nehmen.

Unseren Gästen, die nach Wien kommen, wünsche ich ein erlebnisreiches Wien und soviel Gefallen, dass sie nach den Sommererlebnissen in unserer Stadt auch wieder gerne wiederkommen. 

Ihren Angehörigen und Ihnen wünsche ich eine gute Erholung und eine Auffrischung Ihrer Kraft, Sie werden sie im Herbst wieder brauchen. 

Die Sitzung ist geschlossen. (Allgemeiner Beifall.)

(Schluss um 14.12 Uhr.)
